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Strafe und Disziplinierung von Kindern und 
Jugendlichen  

Johannes Drerup, Gunter Graf und Gottfried Schweiger 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strafen und Disziplinierungsmaßnahmen von Kindern und Jugendlichen sind zentrale und 
traditionell umstrittene pädagogische Handlungsformen. Obwohl keine Form der Erzie-
hung gänzlich ohne Straf- und Disziplinierungspraktiken auskommt und diese in und au-
ßerhalb pädagogischer Institutionen zum selbstverständlichen Alltag gehören, sind Fragen 
nach der ethischen Rechtfertigung dieser Praktiken in pädagogischen und auch in philo-
sophischen Disziplinen bis auf wenige Ausnahmen (z.B. Marshall 1984; Weijers 2000; 
Graf/Schweiger 2017; Lenta 2018) weitgehend vernachlässigt worden. Die mangelnde 
Klärung dieser Fragen, die sicherlich auch daraus resultiert, dass die Pädagogische Ethik 
als anwendungsorientierte Bereichsethik im Vergleich zu anderen Bereichsethiken (z.B. 
Medizinethik) bis dato eher ein schwaches Profil ausgebildet hat (für einen vielverspre-
chenden Ansatz: Fay/Levinson 2016), hat mit dazu geführt, dass Strafe und Disziplinie-
rung als pädagogische Kategorien auch in pädagogischen Disziplinen eher gemieden oder 
aber nur mit rein pejorativer Konnotation verwendet werden. Dies passt – metaphorisch 
gesprochen – ins pädagogische Bild, das gegenwärtig in vielen öffentlichen, insbesondere 
auch wissenschaftlichen Kontexten von der ,pädagogischen Welt‘ gezeichnet wird: Die 
Dominanz von euphemistisch-persuasiven Leit- und Hintergrundmetaphoriken, auf die 
zur Konzeptualisierung pädagogischer Arrangements und Praktiken zurückgegriffen wird 
(z.B. Erziehung als ,Begleitung‘ oder der Lehrer als ,teaching facilitator‘), verweist zwar 
auf grundsätzlich wünschenswerte historische Wandlungen von modernen Erziehungs-
verhältnissen und -idealen (z.B. Ideale der Autonomieorientierung und der symmetrisch-
egalitären Kommunikation), sie führt jedoch auch zu einer systematischen Kaschierung 
von in pädagogischen Konstellationen omnipräsenten Dominanz- und Machtverhältnissen 
(Reichenbach 2011). Der durchaus noble normative Impetus, der entsprechenden Rekon-
zeptualisierungsambitionen unterliegt, ist entsprechend nicht frei von Ambivalenz. Dies 
gilt auch deshalb, weil Veränderungen sprachlicher Konzeptualisierung nicht notwendig 
mit Veränderungen von Praxis einhergehen (Schramme 2000; Felder 2018) und die Mei-
dung zentraler pädagogischer Kategorien in Öffentlichkeit, Wissenschaft und pädagogi-
scher Ausbildung nur um den Preis einer eigentümlichen Sprachlosigkeit zu haben ist 
(Reichenbach 2017), insbesondere wenn es um die Verständigung über Praktiken geht, 
die aus pädagogischen Konstellationen nicht wegzudenken sind. Dies gilt auch dann, 
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wenn diese Kategorien und Praktiken im erziehungswissenschaftlichen und pädagogi-
schen Sprach- und Denkhaushalt kaum mehr vorkommen (z.B. Strafen oder bisweilen gar 
der Begriff der Erziehung) und so das Feld den programmatischen Problemlösungsfor-
meln der Ratgeberliteratur überlassen wird (z.B. „Kindheit ohne Strafen“, so der Titel des 
Buchs von Saalfrank 2017).  

Hieran hat auch die Hochkonjunktur der erziehungswissenschaftlichen Rezeption von 
unterschiedlichen Machttheorien wenig geändert. Während aus machttheoretischer Per-
spektive in den letzten Jahrzehnten immer wieder aufs Neue der historische Wandel sowie 
die Subtilisierung oder Invisibilisierung von pädagogischen Straf- und Disziplinierungs-
formen rekonstruiert wurde, sind die entsprechenden normativen Fragen, welche Straf- 
und Disziplinierungsformen als pädagogisch legitim oder als illegitim anzusehen sind und 
wie dies jeweils zu begründen ist, immer mehr in den Hintergrund gerückt – ohne jedoch 
deshalb irrelevant zu werden oder gar aus der sozialen Welt zu verschwinden. Dieser eher 
einseitige und zur Zeit in der deutschsprachigen Erziehungsphilosophie dominante Analy-
sefokus auf das Thema ,Macht‘ überrascht etwas, wenn man bedenkt, dass sich insbeson-
dere die internationale und nationale erziehungsphilosophische und allgemeinpädagogi-
sche Tradition üblicherweise nicht auf eine (dem Anspruch nach) rein deskriptiv-ana-
lytische Rekonstruktion der Rolle von Macht in pädagogischen Konstellationen be-
schränkt, sondern immer zugleich auch die Fragen nach der Legitimität und den legitimen 
Grenzen von pädagogischer Machtausübung bearbeitet hat. Dabei steht es schließlich au-
ßer Frage, dass auch machttheoretische Ansätze – gewissermaßen als dem Geist der Ne-
gation verpflichtete Pendants der eher euphemistischen Beschreibungen und Konstruktio-
nen pädagogischer Realität – in normativer Hinsicht keineswegs enthaltsam sind. Von 
dieser Warte scheint man jedoch jenseits normativ geladener Beschreibungen und der An-
rufung etablierter Verlegenheitsformeln (,nicht dermaßen regiert werden‘; ,anders wer-
den‘ etc.), kaum Auskunft darüber geben zu können, anhand welcher Kriterien qualitati-
ve, normativ relevante Unterschiede zwischen unterschiedlichen Straf- und Disziplinar-
formen zu bestimmen wären und vor allem, wie dies systematisch zu begründen wäre 
(Balzer/Bündgens/Wicke 2018).  

So schwankt man zwischen metaphorischen Bonifizierungen oder Malefizierungen 
historisch gewachsener und sich stetig wandelnder pädagogischer Praktiken und Arran-
gements. Die systematischen Fragen, wie pädagogische Straf- und Disziplinierungsfor-
men ethisch zu bewerten sind und in welcher Hinsicht und warum der aktuelle pädagogi-
sche Status quo in komparativ-historischer Perspektive als wünschenswert zu gelten hat 
oder nicht, bleiben dagegen unbeantwortet (zur Debatte über den Begriff des moralischen 
Fortschritts: Evans 2017). Die Gleichzeitigkeit von (beanspruchter) ethisch-epistemischer 
Enthaltsamkeit und einem nicht abreißen wollenden Strom weitgehend ahistorischer und 
empiriefreier, normativistischer Zeitdiagnostik1 (hierzu: Geiss 2018) mit Bezug auf diese 
Fragen kann man als Ausdruck von pädagogischer und ethischer Orientierungsschwäche 
werten, die regelmäßig mit symptomatischen Fehlschlüssen, ethischen Selbstmissver-
ständnissen und Fehldeutungen einhergeht (Pinker 2011).  

Da diese Fragen in der Öffentlichkeit kontinuierlich präsent sind2 und kaum davon 
auszugehen ist, dass pädagogische Straf- und Disziplinierungspraktiken in toto als ana-
chronistische Überbleibsel „schwarzer Pädagogik“ ad acta gelegt werden könnten, wird 
mit dem Themenschwerpunkt das Ziel verfolgt, die theoretischen Herausforderungen, die 
mit diesen ethischen Problemvorgaben verbunden sind, erneut zu thematisieren und zu ih-
rer systematischen Klärung beizutragen. Eine dezidiert ethische Perspektive auf die The-
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matik von pädagogischen Straf- und Disziplinierungsformen kann für begriffliche Klar-
heit sorgen, die wichtigsten normativen Kategorien im Detail analysieren und Kriterien 
liefern, mit deren Hilfe sich legitime von illegitimen Straf- und Disziplinierungspraktiken 
unterscheiden lassen (vgl. die Beiträge von Hahn, sowie von Graf und Schweiger in die-
sem Heft). Zu klären ist in diesem Rahmen u.a., in welchem Verhältnis unterschiedliche 
Formen der Strafe und der Disziplinierung zu zentralen ethischen Kategorien wie Men-
schenwürde, Verantwortung, Autonomie, Respekt und Anerkennung stehen, welche Straf- 
und Disziplinierungspraktiken (in-)kompatibel mit welchen Konzeptionen des morali-
schen und rechtlichen Status von Kindern sind, ob es genuin „pädagogische“ im Gegen-
satz zu „unpädagogischen“ Straf- oder Disziplinierungsformen gibt (vgl. die Analyse von 
Drerup zur Abgrenzung von Erziehung und Indoktrination), und welche normative Auto-
rität und Befugnis dabei unterschiedlichen Akteuren in pädagogischen Institutionen ge-
genüber Kindern eingeräumt werden sollte (z.B. Schule, Familie, Heim) (vgl. den Beitrag 
von Clark über Strafen in der Heimerziehung).  

Anmerkungen 
 
1  Nach dem Muster: ,früher‘ war X der Fall ,heute‘ ist zunehmend die ,irgendwie problematische‘ 

Tendenz Y zu konstatieren. 
2  z.B. die öffentliche Debatte über die Aussage von Papst Franziskus zur Kompatibilität der körperli-

chen Bestrafung von Kindern und der gleichzeitigen Achtung ihrer Würde, sowie auch die anhal-
tenden Kontroversen über die angemessene Interpretation des Rechts des Kindes auf eine gewalt-
freie Erziehung; hierzu: Wapler (2015). 
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„Zwei und zwei macht vier.“ Über Indoktrination 
und Erziehung 

Johannes Drerup 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung 
Die philosophische Debatte über Kriterien für das Vorliegen von Indoktrination bezieht sich auf das 
Problem, wie der Umgang mit Doktrinen (d.h. Lehren, die epistemische und normative Vorgaben ma-
chen für die Auseinandersetzung mit der Welt und mit sich selbst) zu konzipieren und zu rechtfertigen 
ist. Es geht um empirische und normative Fragen der Vermittlung, des Erwerbs, der Nutzung und der 
Rechtfertigung von Doktrinen in Form von Systemen von Praktiken, heimlichen oder offenen Lehr-
plänen, institutionalisierten Lehrordnungen und -ämtern und die in ihnen entwickelten Vorstellungen 
über Individuen oder Gruppen und deren Entwicklung. Ausgehend von der Diskussion methodologischer 
Problemvorgaben, einer angemessenen Analyse des Begriffs der Indoktrination und seines Oppositions-
begriffs (Erziehung) sowie von Schwierigkeiten, die mit den wichtigsten klassischen konzeptuellen und 
normativen Abgrenzungsversuchen einhergehen, wird in diesem Beitrag eine revidierte Indoktrinations-
konzeption entwickelt und auf den Prüfstand gestellt. 
 
Schlagwörter: Indoktrination, Erziehung, Autonomie, Kontroversitätsgebot 
 
 
„Two plus two makes four.“ On Indoctrination and Education 
 
Abstract 
The philosophical debate about the conceptual scope of indoctrination develops criteria to clarify under 
which conditions agents are justified to accept or reject epistemological and normative claims made on 
the basis of doctrines. The debate is concerned with empirical and normative questions about the teach-
ing, the acquisition, the use, and the justification of doctrines which are incorporated in systems of prac-
tices, (hidden) curricula, institutionalized professional standards and assumptions concerning the ade-
quate development of individuals and groups. Based on a discussion of methodological problems of an 
adequate analysis of the concept of indoctrination and its conceptual opposite (education) as well as on a 
reconstruction of major difficulties to delineate both concepts, this contribution develops and puts to test 
a revised conception of indoctrination. 
 
Keywords: indoctrination, education, autonomy, controversial issue 
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“Only the disciplined mind can see reality, Winston. You believe that reality is something objective, 
external, existing in its own right. You also believe that the nature of reality is self-evident. When 
you delude yourself into thinking that you see something, you assume that everyone else sees the 
same thing as you. But I tell you, Winston, that reality is not external. Reality exists only in the 
mind, and nowhere else” (Orwell 1949, S. 225f.).1 

1. Einleitung 

Fragen der Abgrenzung, Zuordnung und Legitimation von Arrangements und Praktiken 
der Indoktrination und der Erziehung gehören seit fast einem Jahrhundert (Merry 2005 S. 
399) zum traditionellen und kontinuierlich bearbeiteten Problemkanon der angelsächsi-
schen Philosophy of Education. Von der deutschsprachigen Erziehungs- und Bildungsphi-
losophie wurde der Begriff der Indoktrination dagegen, von wenigen Ausnahmen abgese-
hen (Stroß 1994; Schluß 2007), so gut wie vollständig ignoriert. Diese weitgehende philo-
sophische Ausblendung überrascht in Anbetracht dessen, dass Indoktrination u.a. im Kon-
text von bildungshistorischen Debatten über NS- und DDR-Pädagogik (z.B. Blankertz 
1982, S. 272) und in kodifizierten Leitvorgaben politischer Bildung (vgl. das Indoktrina-
tions- bzw. Überwältigungsverbot des Beutelbacher Konsenses: Widmaier/Zorn 2016) üb-
licher Weise als ein, vielleicht sogar als der zentrale Widerpart zum Begriff der Erziehung 
gilt.2 Auch für diese Debatten gilt jedoch in vielen bzw. den allermeisten Fällen3, dass In-
doktrination als eine Art Platzhalter für irgendwie Verwerfliches herhalten muss und so 
zur (in manchen Fällen wechselseitigen) normativen Abqualifizierung von vermeintlich 
,un- oder vorpädagogischen‘ Praktiken genutzt werden kann, ohne dass systematisch und 
analytisch angemessen geklärt würde, was denn mit Indoktrination eigentlich gemeint ist 
und warum dies ggf. abzulehnen wäre.4 Diese theoretische Leerstelle soll im Folgenden 
gefüllt werden.  

Ausgehend von der Diskussion methodologischer Problemvorgaben im Umgang mit 
dem Begriff der Indoktrination und seinem (vermeintlichen) Oppositionsbegriff (Erzie-
hung) (2.) sowie von Schwierigkeiten, die mit den wichtigsten klassischen konzeptuellen 
und normativen Abgrenzungsversuchen einhergehen, wird in diesem Beitrag als Alterna-
tive eine revidierte Indoktrinationskonzeption entwickelt. Indoktrination kann demnach 
verstanden werden als ein „System von Praktiken“ (Tenorth 2003, S. 7) und Arrange-
ments zur Durchsetzung von in der Regel doktrinär gerechtfertigter Machtausübung ge-
genüber Adressaten. Sie operiert mit Begründungsformen und -ordnungen, die darauf ge-
richtet sind, sich und die Gründe ihrer vermeintlichen Geltung und Verbindlichkeit gegen 
Kritik zu immunisieren und auf Seiten der Adressaten die für sie möglichen Optionen und 
den ihnen reflexiv zugänglichen Raum der Gründe5 irreversibel, konträr zu den verfügba-
ren Evidenzen und auf Basis primär machtpolitischer und nicht sachlogisch begründeter 
Kriterien der Akzeptanz vorzustrukturieren und einzuschränken (3.). Da man ausgehend 
von einer allgemeinen Charakterisierung eines Begriffs nicht erwarten kann, zugleich alle 
im Umgang mit Einzelfällen auftretenden hermeneutischen und normativen Fragen gleich 
mit zu klären, werden anschließend einzelne der auslegungsbedürftigen epistemologi-
schen Konstitutionselemente der vertretenen Indoktrinationskonzeption (,konträr zu den 
verfügbaren Evidenzen‘; ,nicht sachlogisch begründete Kriterien‘) anhand von Beispielen 
aus unterschiedlichen Debatten präzisiert und auf ihre Plausibilität geprüft. Hierzu gehört 
die bildungshistorische Debatte über die Grenzen der Indoktrination im Rahmen von Fa-



Diskurs Kindheits- und Jugendforschung Heft 1-2018, S. 7-24      9 

chunterricht (4.1) und die Debatte über die legitime Reichweite des Kontroversitätsgebots 
im Kontext von Sexualkundeunterricht (4.2).  

2. Methodologische Problemvorgaben 

Nähert man sich einem komplexen Begriff wie dem der Indoktrination, so ist es ratsam, 
zunächst einige methodologische Fragen zu klären. Fraglich ist zunächst, ob, inwieweit 
und warum die negative normative Konnotation des Indoktrinationsbegriffs im Alltags-
sprachgebrauch – die Rede von legitimer Indoktrination ist, wenn überhaupt, nur äußerst 
selten anzutreffen – berechtigt ist und was daraus ggf. für eine philosophische Begriffs-
analyse folgt. Unterscheiden lassen sich Indoktrinationskonzeptionen, die beanspruchen, 
den Begriff rein deskriptiv- analytisch zu klären, von solchen Konzeptionen, für die die 
Beschreibung eines Sachverhalts als Indoktrination bereits auf konzeptueller Ebene im-
pliziert, dass der entsprechende Vorgang prima facie oder per se moralisch abzulehnen ist. 
Auch wenn fraglich ist, ob rein deskriptiv-analytische Analysen des Begriffs durchführbar 
sind (z.B. auf Grund metaphorischen Framings: Drerup 2015), scheint es sinnvoller zu 
sein, zunächst die konzeptuelle Struktur von Indoktrination und die in einer Situation re-
levanten Fakten zu klären, bevor man sie bewertet (vgl. Wood 2014). Geht man davon 
aus, dass mit einer Beschreibung einer Konstellation als Fall von Indoktrination zugleich 
ihr moralischer Status geklärt ist, so schließt man von vorneherein die Möglichkeit aus, 
dass Indoktrination ggf. auch gerechtfertigt werden kann. Gegen die Verwendung des In-
doktrinationsbegriffs als dichten, normativ negativ geladenen Begriff, dem dann ein nor-
mativ positiv geladener Erziehungsbegriff gegenübergestellt werden kann, spricht auch, 
dass durch entsprechende Dualisierungen in älteren Debatten etablierte, ideologisch moti-
vierte Zuschreibungen und simple Äquivalenzunterstellungen reproduziert werden (DDR-
Pädagogik=Indoktrination vs. BRD-Pädagogik=Erziehung zur Mündigkeit), die einer 
Klärung der relevanten Probleme nicht immer zuträglich waren. Auch wenn es sicherlich 
sinnvoll ist, Rechtfertigungsprobleme Konzeptualisierungsproblemen nach- und nicht 
vorzuschalten6, sollte man nicht die analytische und orientierende Funktion des Indoktri-
nationsbegriffs in der Auseinandersetzung außer Acht lassen, die darin besteht, prima fa-
cie normativ fragwürdige, weil mit zentralen modernen pädagogischen und politischen 
Norm/Wertvorstellungen (z.B. Autonomie, Respekt, Würde) in Konflikt stehende Prakti-
ken und Arrangements zu beschreiben, die sich ohne Rekurs auf normative Prämissen 
nicht als Fälle von Indoktrination identifizieren lassen. Dies ist ein Grund dafür, warum 
Forderungen nach einer Entdichotomisierung und Veralltäglichung von Indoktrination als 
vermeintlich selbstverständlichem „Bestandteil eines jeden pädagogischen Denkens und 
Handelns in demokratischen Gesellschaften“ (Stroß 2007, S. 26) auf eine extreme Varian-
te des concept stretchings hinauslaufen, die relevante qualitative und normative Differen-
zen einebnet.7 Selbst wenn man konzediert, dass Abgrenzungen zwischen Indoktrination 
und Erziehung häufig schwierig sind und beide Konzepte in vielen Fällen fuzzy boundari-
es aufweisen und Gradualisierungen zulassen, bedeutet dies noch lange nicht, dass über-
haupt keine klaren konzeptuell-normativen Grenzziehungen möglich sind (z.B. zwischen 
nordkoreanischen und nordrhein-westfälischen Verhältnissen). Derart expansionistische 
Fassungen des Indoktrinationsbegriffs (in pädagogischen Kontexten wird immer `irgend-
wie´ auch indoktriniert) nehmen – und dies gilt gerade mit Blick auf die historischen Er-
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fahrungen, die zu entsprechenden normativen Grenzziehungen und Dualisierungen Anlass 
gegeben haben8 – dem Begriff jeden analytischen Gehalt und tragen daher auch wenig zur 
Klärung der relevanten normativen Fragen bei. Will man sich nicht nur auf vage norma-
tiv-begriffliche Intuitionen verlassen, müssen daher natürlich auch Vertreter der These, 
dass Indoktrination als in den allermeisten Fällen illegitime und per se unpädagogische 
Fehlform zu gelten hat, explizieren, von welchem Erziehungsverständnis sie ausgehen 
und welche normativen Annahmen damit verbunden sind (z.B. der elaborierte Ansatz 
von: Prange 2005). Hiermit ist ein zweites methodologisches Problem verbunden. Die 
(meta-)ethische Annahme, dass Indoktrination in den meisten (jedoch nicht notwendig al-
len) Fällen eine oder mehrere Normen verletzt, basiert auf der Prämisse, dass so etwas 
wie ein Kernkonzept von Indoktrination rekonstruiert werden kann, für das sich notwen-
dige und hinreichende Bedingungen angeben lassen. Die Schwierigkeiten, die insbeson-
dere in Grenzfällen oder bei Versuchen des Vergleichs verschiedener Fälle anfallen, sol-
che notwendigen Bedingungen zu identifizieren, könnte man zum Anlass nehmen, statt-
dessen davon auszugehen, dass verschiedene Einzelfälle nur Ähnlichkeiten zu einem Set 
paradigmatischer Fälle aufweisen, darüber hinaus jedoch keine von allen Fällen geteilten 
Kerncharakteristika identifizierbar sind (zu diesem Problem: Coons/Weber 2014). Mit 
Blick auf die seit mehr als 90 Jahren anhaltende und bis heute nicht abgeschlossene Dis-
kussion über den Indoktrinationsbegriff spricht tatsächlich einiges dafür, dass man es mit 
noch mehr Deutungsproblemen zu tun hat, als sie üblicherweise mit essentially contested 
concepts (Gallie 1955) bereits verbunden sind, da man sich bereits schwertut, sich auf ein 
abstraktes Kernkonzept zu einigen, über dessen Ausformulierung sich unterschiedliche 
Konzeptionen streiten. Da jedoch auch die Identifizierung von Ähnlichkeiten zu paradig-
matischen Fällen darauf angewiesen bleibt, zu bestimmen, in welcher Hinsicht die jewei-
lige Ähnlichkeit besteht (Coons/Weber 2014, S. 6), und aus dem Faktum des Dissenses 
nicht notwendig folgt, dass es keine angemesseneren oder weniger angemessenen Begrif-
fe geben kann, sollte man hinsichtlich der Frage nach notwendigen und hinreichenden 
Bedingungen nicht zu früh die Flinte ins Korn werfen (vgl. 3). Aus Sicht eines (metaethi-
schen) moralischen Partikularismus (Drerup 2017) gilt ohnehin, dass von einer essentiel-
len Kontextsensitivität der Geltung und Anwendung von Normen auszugehen ist, was 
sich notwendig auch in der Differenz von allgemeiner Begriffsfestlegung und Begriffs-
verwendung in konkreten Kontexten niederschlägt. Allgemeinbegriffe sind genauso wie 
allgemeine Normen mit Bezug auf konkrete Kontexte in denen sie angewendet werden 
unterschiedlich, wenn auch nicht beliebig auslegbar und auslegungsbedürftig. 

3. Indoktrination vs. Erziehung: Zuordnungs- und 
Abgrenzungsprobleme 

Die Unterscheidung zwischen Indoktrination und Erziehung ist ein historisch gewachse-
nes Produkt9, eine Konstruktion, was natürlich nicht bedeutet, dass dieser Konstruktion 
nicht auch objektivierbare soziale Tatsachen zugeordnet werden können. Schwierigkeiten 
einer eindeutigen begrifflichen Abgrenzung liegen zunächst darin begründet, dass es ei-
nen großen Überschneidungsbereich zwischen beiden Begriffen und den Phänomenen, die 
sie beschreiben, zu geben scheint. In beiden Fällen geht es um asymmetrische Konstella-
tionen, d.h. um Machtverhältnisse, in denen psychische Dispositionen und Gewohnheiten 
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dauerhaft beeinflusst werden sollen, um sie orientiert an bestimmten normativen Stan-
dards zu verbessern.10 Diese Gemeinsamkeiten haben manche Autoren dazu verleitet der 
pädagogischen Paradoxie (vgl. die Kantische Frage: Wie kultiviere ich die Freiheit bei 
dem Zwange?) eine Paradoxie der Indoktrination beizuordnen (hierzu: Hanks 2008), die 
darin besteht, dass auf Grund des Faktums, dass Kinder die meisten der ihnen vermittelten 
Überzeugungen und Dispositionen zunächst noch nicht selbst hinreichend beurteilen und 
problematisieren können, Indoktrination ein ganz normaler, nicht vermeidbarer und daher 
akzeptabler Teil jedes Aufwachsens und jeder (moralischen) Erziehung sei. Diese ver-
meintliche Paradoxie, die natürlich aus älteren (z.B. Mut zur Erziehung: Benner u.a. 
1988) und neueren Debatten (z.B. über die Begründung liberaler Erziehung: Burtt 2003) 
bekannt ist, beruht auf einer normativen Fehlkonzeptualisierung und auf einem inadäqua-
ten Verständnis des relevanten pädagogischen Problems. So wie es unplausibel ist, in pä-
dagogischen Konstellationen von einem Verständnis von personaler Autonomie (als 
Grundlage für Respekt und als Ziel von Erziehung) auszugehen, das mit `Fakten des Le-
bens´ wie Sozialisation und Erziehung per se empirisch oder normativ inkompatibel ist, 
so ist es genauso unplausibel, aus der Trivialität, dass Kinder ihrer eigenen Sozialisation 
und Erziehung noch nicht vollumfänglich zustimmen können, zu folgern, dass Sozialisa-
tion, Erziehung und Indoktrination unterschiedliche Seiten ein und derselben Medaille 
darstellen. Das spezifische Problem, dass Indoktrination in Abgrenzung zur Problemvor-
gabe der klassischen pädagogischen Paradoxie darstellt, lässt sich nicht dadurch angemes-
sen verstehen, dass man beide Probleme miteinander identifiziert. Die Identifikation jed-
weder Erziehung mit Indoktrination läuft hingegen auf eine Trivialisierung (Merry 2005, 
S. 412) des Problems hinaus, das sich nur dann angemessen beschreiben lässt, wenn man 
sowohl die Skylla der Veralltäglichung und Normalisierung als auch die Charybdis einer 
auf die Dauertribunalisierung lebensweltlicher Usancen abgestellten Pathologisierung 
vermeidet.11 

Im Folgenden soll daher nun in Auseinandersetzung mit den wichtigsten in der Debat-
te verhandelten Kriterien für Indoktrination eine genauere Bestimmung und Abgrenzung 
des Begriffs vorgenommen werden. Zu den Kriterien für das Vorliegen von Indoktrina-
tion gehören spezifische Methoden und Praktiken, Intentionen, Inhalte und die Konse-
quenzen (Snook 1972). 

Es scheint zunächst eine naheliegende Annahme zu sein, ein Kriterium für Indoktrina-
tion in den Eigenarten spezifischer Methoden der Vermittlung oder bestimmter Praktiken 
zu suchen, die die Entwicklung von Rationalität und Autonomie des Adressaten (kurz- 
oder längerfristig) untergraben (z.B. autoritäre Formen des Unterrichtens, die Gegenrede, 
Zweifel und Kritik ausschließen; Praktiken der Manipulation). Gegen dieses Kriterium ist 
eingewendet worden, dass die Methode nicht vom Inhalt zu trennen ist, dass insbesondere 
über längere Zeiträume und in typischer Weise komplexen pädagogischen Konstellatio-
nen kaum eine distinkte Methode als Hauptvehikel von Indoktrination ausgemacht werden 
kann und zudem ein und dieselbe Methode als Indoktrinations- und als legitimes Erzie-
hungsmittel genutzt werden kann (Snook 1972). Es scheint daher nicht plausibel, davon 
auszugehen, dass ein „konzeptueller“ Zusammenhang zwischen Indoktrination und „non-
rational methods“ (Wilson 1972, S. 19) besteht. Außerdem muss man wohl nicht die Ein-
sichten der älteren kritischen Theorie oder der an Foucault orientierten Machttheorie be-
mühen, um einzusehen, dass sich auch unter dem Mantel progressiv anmutender Erzie-
hungsmethoden durchaus auch Rationalitätszumutungen verbergen können, die als For-
men der Indoktrination qualifizierbar sind. Während Machttheoretiker jedoch in der Regel 
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auf Grund terminologisch-theoretischer und normativer Vorentscheidungen (hierzu: 
Drerup 2016a) kaum in der Lage bzw. bereit zu sein scheinen, gehaltvolle Begriffe von 
Indoktrination zu explizieren, geschweige denn zu begründen, warum Indoktrination ab-
zulehnen wäre12, hat der Versuch, bestimmte Einzelpraktiken (z.B. Manipulation) als per 
se unpädagogisch und indoktrinierend zu qualifizieren, mit dem Problem zu kämpfen, 
dass es natürlich durchaus Formen der manipulativen, d.h. nicht-argumentativen Einfluss-
nahme gibt (zum Begriff: Blumenthal-Barby 2014), die in pädagogischen Arrangements 
fest etabliert sind, jedoch kaum jeweils für sich bereits als Form der Indoktrination zu gel-
ten haben (z.B. die bewusste Blockierung bestimmter epistemischer Optionen, die als al-
tersinadäquat eingeschätzt werden, durch die pädagogische Strukturierung von Entschei-
dungsumwelten). Wollte man mit Rekurs auf vermeintliche universell gültige normative 
Konstitutionsbedingungen des Begriffs und der Praxis von Erziehung (z.B. Erziehung ist 
Aufforderung zur Selbsttätigkeit) jedwede nicht konformgehende Praxis als Nichterzie-
hung deklarieren, müsste man zudem auch nahezu jede traditionelle Form religiöser oder 
moralischer Erziehung als Nichterziehung und/oder Indoktrination bezeichnen. Diese 
Konsequenz wird von manchen Theoretikern bejaht, scheint jedoch selbst nicht frei von 
metaphysischem Balast zu sein und den Begriff der Erziehung normativistisch zu überla-
den und zu eng zu fassen (hierzu: Drerup 2016b). Distinkte Methoden oder Praktiken al-
lein scheinen damit keine angemessenen Kandidaten für ein notwendiges Kriterium für 
Indoktrination zu liefern. In Anbetracht dessen, dass die Dominanz bestimmter, Kritik und 
(ernsthaften) Zweifel ausschließender Methoden und Praktiken nichtsdestotrotz ein ver-
lässlicher Indikator für Indoktrination z.B. in Diktaturen sein dürfte, kann auf einen theo-
riearchitektonischen Fehler der älteren analytisch orientierten Indoktrinationsdebatte ge-
schlossen werden. Indoktrination wäre somit nicht gleichzusetzen mit einzelnen Metho-
den oder Praktiken, sondern mit einem System von Praktiken und Methoden, die als Ord-
nungsinstrumente zur Durchsetzung in der Regel doktrinär begründeter und gerechtfertig-
ter Zielvorgaben genutzt werden. Praktiken der Manipulation spielen bei diesem Unter-
fangen natürlich eine wichtige Rolle, jedoch in aggregierter, systematisierter und sich ggf. 
wechselseitig stützender Form13, nicht so sehr als einzelne Praktiken, die in ihrer formalen 
Struktur durchaus auch als Aspekte von Erziehung interpretierbar sind. Doch wird auch 
das durchorganisierteste Indoktrinationssystem nicht verhindern können, dass sich in pä-
dagogischen Konstellationen trotz „kontraintentionaler Binnen- und Außenerwartungen“ 
Eigenlogiken entfalten können (Tenorth 2002, S. 88), die eher allgemein gehaltene „Mög-
lichkeitsbedingungen“ (Blankertz) für Autonomisierungsprozesse offenlegen (ibid.). Die 
Erfahrungsumwelt und das Lernen von Adressaten sind eben nicht beliebig und vor allem 
nicht vollständig kontrollierbar (Tenorth 2003).  

Ein zweites potentielles Kriterium ist das der Intentionalität, d.h. der geplanten Reali-
sierung von Indoktrination. Da Absichten als Konstitutionsmerkmalen von Erziehung üb-
licherweise ethische Qualitätsstandards erfüllen müssen, um als genuin pädagogische Ab-
sichten gelten zu können (Vogel 1996, S. 482), scheint hiermit zugleich ein plausibles 
Abgrenzungskriterium verfügbar. Dagegen kann eingewendet werden, dass Indoktrination 
häufig unbewusst vonstattengehen dürfte (die indoktrinierenden Akteure sind ggf. selbst 
indoktriniert worden, man kann ggf. indoktrinieren, ohne es zu wollen; vgl. das Beispiel 
von Beehler 1985) und auf Systemeffekte zurückzuführen ist und dass daher die hand-
lungstheoretische Engführung intentionsbasierter Konzeptionen und der damit verbunde-
ne Fokus auf Einzelabsichten revisionsbedürftig sind. Statt den Fokus auf subjektive Ein-
zelabsichten und Geltungsansprüche zu legen, ist es sinnvoller, Arrangements, Struktur-
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vorgaben, Sozialformen, Interaktions- und Kommunikationsmuster, Lehrpläne und Sys-
teme von Methoden und Praktiken mit Blick auf Rechtfertigungsformen und -ordnungen14 
zu analysieren, über die Indoktrination (doktrinär) begründet wird. Nicht einzelne Absich-
ten und entsprechend begründete Einzelhandlungen, wie in der traditionellen Debatte an-
genommen, liefern ein notwendiges Abgrenzungskriterium zu Erziehung, sondern die 
Einbettung, Stützung und Plausibilisierung der Geltung und Verbindlichkeit dieser Ab-
sichten in spezifischen epistemologisch-normativen Vorgaben verpflichteten Ordnungen 
der Rechtfertigung. Die Indoktrination auszeichnenden Rechtfertigungsformen und ihre 
praktische Umsetzung in Arrangements und Praktiken überlagern sich in der Regel wech-
selseitig (z.B. in Form von Praktiken der Begründung von Geltungsansprüchen)15, ohne 
jedoch notwendig miteinander identisch oder 1-zu-1 auseinander ableitbar zu sein.16 Das 
spezifische Ziel und die spezifische Funktion von indoktrinären Rechtfertigungs- und Be-
gründungsformen bestehen darin, die relevanten Optionen für Adressaten vorzustrukturie-
ren und einzuschränken, ohne dass sie dazu in die Lage versetzt werden sollen, relative 
epistemische Unabhängigkeit und Autonomie mit Bezug auf bestimmte Inhalte und die 
Art und Weise, wie diese begründet werden, zu erlangen, d.h. fähig zu werden, die ent-
sprechenden kognitiven Überzeugungen und emotionalen Dispositionen zu hinterfragen 
oder zu kritisieren. Der Versuch einer irreversiblen Einschränkung des für Adressaten re-
flexiv zugänglichen Raums der Gründe muss sich daher auch nicht für gegenteilige und 
abweichende Evidenzen und sachlogisch17 begründete Kriterien der Akzeptanz18 interes-
sieren (zumindest solange das scheinbare Zulassen von Zweifel und freier Diskussion nur 
als ggf. effizientes Mittel der Indoktrination genutzt werden kann), da diese für die 
Durchsetzung der Ziele von Indoktrination nicht von Belang sind.  

Mit den Zielen der Indoktrination werden häufig nicht nur Methoden der Vermittlung 
(,doktrinär‘) sondern auch Inhalte (,Doktrinen‘) begrifflich assoziiert, was von Kritikern 
rhetorisch genutzt wird durch die begriffliche Kopplung von Doktrinen und Indoktrinati-
on bzw. „No doctrines; no indoctrination“ (Flew 1972, S.88). Diese Engfassung des Kon-
zepts der Doktrin, gelegentlich auch gleichgesetzt mit Ideologie (zur Kritik: Thiessen 
1982, S. 3), verträgt sich nicht mit tradierten Bedeutungen, die üblicherweise mit diesem 
Begriff verbunden werden, wenn Doktrin verstanden wird als Lehre und als das, was ge-
lehrt und durch Lehre tradiert wird: Wissen, Überzeugungen, wissenschaftliche Theorien, 
Grundlagen der Wissenschaft, ethische Orientierungen, Dogmen (ibid. S.13). D.h. die 
Verwendung des Konzepts Doktrin beschränkt sich nicht nur auf die Bereiche der Religi-
on, Moral und Politik und ist zudem nicht zwangsläufig verbunden mit einem Negativ-
verdikt sowohl gegen die Inhalte als auch ihre Vermittlung in Lehr- und Lernprozessen. 
Beide Verdikte werden jedoch gegen Indoktrination in Stellung gebracht, wenn von Dok-
trinen bzw. Elementen von Doktrinen die Rede ist im Sinne von „False beliefs (…). Be-
liefs with insufficient or no evidence (….). Beliefs with ambiguous evidence (…). Unfal-
sifiable beliefs (….). Beliefs held incorrigibly (…). Beliefs lacking public agreement“ 
(Thiessen 1982, S. 4f). D.h., Doktrinen bzw. Elemente von Doktrinen werden negativ be-
wertet, weil sie und der Umgang mit ihnen methodologischen Prüfkriterien der Falsifi-
zierbarkeit, Verifizierbarkeit etc. nicht genügen. Es fällt auf, dass diese Negativurteile 
sich auf Merkmale von Doktrinen beziehen, die auch bei wissenschaftlich approbierten 
Theorien anzutreffen sind, die aus formalen Gründen weder falsifizierbar noch verifizier-
bar sind, was jedoch rationale Kritisierbarkeit nicht ausschließt. Diese Möglichkeit be-
steht auch bei aus unterschiedlichen Gründen strittigen Doktrinen und ihren Inhalten mit 
umfassenden Ansprüchen der Gestaltung und Bewertung von Welt- und Selbstverhältnis-
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sen von Individuen, Gruppen, Gemeinschaften. Auch deren inhaltliche Vorgaben sind 
nicht kritikimmun. D.h.: Es sind demnach nicht die Inhalte allein oder die ausgeblendeten 
Inhalte, die als Kriterium von Indoktrination fungieren können, sondern es ist der defizitä-
re rechtfertigungspraktische Umgang mit diesen Inhalten. Dies bedeutet auch, dass nicht 
jede Form des Umgangs mit Überzeugungen, die sich nicht falsifizieren oder verifizieren 
lassen, per se als Ausdruck oder Produkt von Indoktrination zu verstehen ist. Man kann 
z.B. religiösen Überzeugungen anhängen, ohne aber deshalb automatisch als Opfer von 
Indoktrination und als unfähig zu einer autonomen Lebensführung gelten zu müssen 
(Merry 2005). Da es wenig plausibel ist, einen Autonomiebegriff zu vertreten, der vor-
gibt, dass alle nicht hinreichend durch Evidenzen abgestützten Überzeugungen und ihre 
auf Vertrauen basierende ggf. ,unkritische‘ Aneignung automatisch als autonomieunter-
minierend zu gelten hätten (jede Akzeptanz von theoretischer Autorität in pädagogischen 
Kontexten – in denen Adressaten die Geltung der gemachten Aussagen üblicher Weise 
noch nicht oder nur sehr eingeschränkt überprüfen können – liefe dann auf Indoktrination 
hinaus; vgl. die realistischere Analyse von: Giesinger 2014), sondern nur solche instituti-
onalisierten Vorgaben für den Umgang mit und die Vermittlung von Überzeugungen, de-
ren Rechtfertigung darauf angelegt ist, dass die Adressaten die zugrunde gelegten Gel-
tungsbedingungen des Wissens kurz- und längerfristig nicht verstehen und kritisch beur-
teilen können sollen. Auch wenn es zutrifft, dass nur ein kontingenter und nicht notwen-
diger Zusammenhang zwischen spezifischen Inhalten und Indoktrination besteht und ent-
sprechend auch Fakten und wahre Überzeugungen Inhalte von Indoktrination werden 
können, sollte diese prozedurale Lösung nicht darüber hinwegtäuschen, dass das Gros der 
realen (historischen) Beispiele für Indoktrination auf doktrinär gebundenen ideologischen 
Wirklichkeitsverzerrungen und -verfälschungen basiert, die für sich beanspruchen, mit 
den Fakten zu korrespondieren, ohne im Modus der Vermittlung auf ihre faktische Wahr-
heit oder Falschheit Rücksicht zu nehmen. Daher gilt: „The deliberate teaching of what is 
false must be subsumed under ,indoctrination‘ (Snook 1972, S. 36). Kein plausibler In-
doktrinationsbegriff kann auf die Unterscheidung von Wahrheit und Falschheit (Williams 
2013, S. 223f.) im Umgang mit Fakten und Evidenzen (Wilson 1972, S. 16) verzichten. 
Wer glaubt, man könne Fakten (z.B. Deutschland hat 1939 Polen überfallen) und Fiktio-
nen (Polen hat 1939 Deutschland überfallen) nicht begründet auseinanderhalten, der ver-
tritt eine epistemologische Position, die den Ideologien totalitärer Systeme nichts entge-
genzusetzen hat, die gerade darauf ausgelegt sind eben diese Unterscheidung einzuebnen 
(Orwell 1949; Williams 2013, S. 224; vgl. 4), um so Indoktrination durchzusetzen. 

Last but not least wird gegen alle drei bisher diskutierten Kriterien eingewendet, dass 
es zwischen versuchter und erfolgreicher Indoktrination zu unterscheiden gilt und man 
,Erfolgsbedingungen‘ für Indoktrination angeben können muss (die ,indoktrinierte‘ Per-
son, Gruppe, Gemeinschaft, Gesellschaft), um den Begriff angemessen festzulegen. Da 
im Verhältnis von doktrinärer Programmatik und Wirkungsaspirationen in pädagogischen 
Praxisfeldern in der Regel keine strikt deterministischen 1-zu-1 Zuordnungen von einzel-
nen Absichten bzw. Ursachen (und dies gilt auch für Methoden, Praktiken und Arrange-
ments) und Wirkungen möglich sind19, ist es in vielen Fällen schwer, empirisch festzustel-
len, wann überhaupt von erfolgreicher Indoktrination gesprochen werden kann.20 Dies gilt 
nicht nur für die dafür notwendigen Kausalkonstruktionen (z.B. unter welchen Umständen 
verhindert ein System von Praktiken und Methoden die Herausbildung einer hinreichend 
autonomen und moralisch verantwortlichen Persönlichkeit), sondern auch für die zeitliche 
Dimension von Indoktrination, da kaum ein System so effektiv sein wird, dass Adressaten 
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Überzeugungen und Dispositionen tatsächlich irreversibel implantiert werden können. 
Die vollständig und irreversibel indoktrinierte Person bzw. Gemeinschaft wird sicherlich 
der Ausnahmefall sein (Merry 2005). Da die relevanten Kandidaten für Erfolgsbedingun-
gen (z.B. close-mindedness: Callan/Arena 2009; Taylor 201721) nicht immer eindeutig 
aus einer externen Perspektive festgestellt (zur Problematik der Autonomieaberkennung 
aus externer Perspektive: Galeotti 2015) und auch auf andere Wirkfaktoren und -zusam-
menhänge zurückgeführt werden können (z.B. suboptimale Sozialisationsbedingungen), 
könnte eine übersteigerte Technologieskepsis zu der Annahme verleiten, dass Indoktrina-
tion wie Erziehung ein unmögliches Unterfangen beschreibt. Diese Position ist jedoch mit 
Blick auf gängige Beispiele erfolgreicher Indoktrination unplausibel (z.B. fanatisierte 
Mitglieder der Hitlerjugend, die am Ende des Krieges noch an den Endsieg glauben und 
für den Führer in die Schlacht ziehen). Nichtsdestotrotz bleibt auch ein System der In-
doktrination, das stets oder in der Regel scheitert, immer noch ein System der Indoktrina-
tion, d.h. Erfolgsbedingungen stellen kein notwendiges Kriterium für Indoktrination dar. 

Kurzum: Die Kriterien ,Methoden und Praktiken‘, ,Intentionalität‘, ,Inhalte‘ und 
,Konsequenzen‘ bedürfen der theoretischen Revision und liefern für sich genommen kei-
ne notwendigen Bedingungen für Indoktrination. Entscheidend für das Vorliegen von In-
doktrination sind epistemologisch-normative Begründungsformen und -vorgaben, die 
auch aus Funktionalitäts- und Effizienzgründen darauf angewiesen sind, sich gegen Kritik 
zu immunisieren, da sie auf pädagogisch nicht angemessen rechtfertigbaren Geltungsan-
sprüchen basieren. Indoktrination kann demnach verstanden werden als ein System von 
Praktiken und Arrangements zur Durchsetzung von in der Regel doktrinär gerechtfertigter 
Machtausübung gegenüber Adressaten. Sie operiert mit Vorgaben und Formen der Be-
gründung, die darauf gerichtet sind, sich und die Gründe ihrer vermeintlichen Geltung 
und Verbindlichkeit gegen Kritik zu immunisieren und auf Seiten der Adressaten die für 
sie möglichen Optionen und den ihnen reflexiv zugänglichen Raum der Gründe irreversi-
bel, konträr zu den verfügbaren Evidenzen und auf Basis primär machtpolitischer und 
nicht sachlogisch begründeter Kriterien der Akzeptanz vorzustrukturieren und einzu-
schränken. 

Indoktrination scheint somit prima facie illegitim. Zur angemessenen ethischen Be-
wertung von Indoktrination reicht es jedoch nicht aus, nur auf ein einziges ,master-
principle‘ (personale Autonomie) zurückzugreifen. Angemessener erscheint es, von einer 
Pluralität kontextspezifischer prima facie Prinzipien auszugehen, die bei der Bewertung 
zum Zuge kommen müssen. So kann man davon ausgehen, dass ein wechselseitiger nor-
mativer Verweisungs- und Stützungszusammenhang existiert zwischen erstens den in der 
Eigenlogik der Erziehung selbst angelegten und anthropologisch begründeten allgemeinen 
Möglichkeitsbedingungen für die Entwicklung personaler Autonomie (Lernen ist niemals 
vollständig durch Indoktrination kontrollierbar), zweitens von Methoden und Inhalten, die 
diesen Maßstäben entgegenkommen (z.B. an sachlogisch angemessenen Kriterien orien-
tierte Formen des Erklärens und Begründens; Inhalte, die z.B. historischen Fakten ent-
sprechen und die ggf. relevanten Formen des Dissenses über die Deutung dieser Fakten 
Rechnung tragen) und drittens der auch rechtlich kodifizierten Rechtfertigungsordnung 
einer demokratischen Erziehung, die sich u.a. den Zielen der personalen Autonomie, der 
Toleranz und der Minimierung von Zwang verpflichtet sieht.  
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4. Kontroversität, Evidenz und die Grenzen der Indoktrination  

Im Folgenden sollen nun einzelne Konstitutionselemente der eingeführten Indoktrinati-
onskonzeption am Beispiel von zwei einschlägigen Debatten über Indoktrination und Fa-
chunterricht (4.1) und das Kontroversitätsgebot des Beutelsbacher Konsenses in der De-
batte über Sexualerziehung (4.2) auf den Prüfstand gestellt und diskutiert werden.  

4.1 Evidenz und die Grenzen der Indoktrination 

Im Rahmen von bildungshistorischen Untersuchungen zur DDR- und NS-Pädagogik hat 
Tenorth (1992/2008) die These aufgestellt, dass die Differenz von Intention und Wirkung 
von Indoktrinationssystemen, d.h. das Faktum, dass diese in vielen Fällen scheitern, nicht 
rein zufällig ist, sondern durch Merkmale der Eigenlogik pädagogischer Praxis in Form 
von Fachunterricht erklärbar ist. Fachunterricht ist nach Tenorth – der deutlich macht, 
dass seine These probabilistisch und nicht deterministisch zu verstehen ist – deshalb nicht 
beliebig durch Indoktrinationsaspirationen überformbar, weil er sich erstens an fachspezi-
fischen, sachlogischen Geltungs- und Rationalitätskriterien orientieren muss, die einem 
Thema immanent sind. Wer gute Ingenieure ausbilden will, kann ihnen z.B. auf die Dauer 
kaum plausibel machen, dass ,Smog ein kapitalistisches Phänomen‘ ist. Zweitens wird In-
doktrination dadurch erschwert, dass sich die Erfahrung von Schülern in Form unter-
schiedlicher sozialisatorischer Einflüsse in modernen Gesellschaften kaum vollständig 
kontrollieren lässt. Drittens ist Lernen relativ resistent gegen Erziehung (und Indoktrinati-
on), weil Diskrepanzerfahrungen zwischen vermitteltem Inhalt und der „Information über 
die überformende pädagogische Intention“ unvermeidbar sind und zudem der „selbststän-
dige Umgang mit solchen“ zu den „Gütekriterien des Prozesses“ selbst gehört (Tenorth 
2008, S. 292). Die Schüler lernen eben in der Regel mehr und anderes als sie lernen sol-
len.  

Schluß (2007) hat versucht diese These zu entkräften, indem er ein historisches Bei-
spiel angeführt hat (eine Interpretation einer Videodokumentation einer Unterrichtsstunde 
aus der DDR zum Thema Mauerbau), in dem aus seiner Sicht formaliter Fachunterricht 
vorlag, zugleich aber auch eine Form der Indoktrination, die gerade deshalb als besonders 
erfolgversprechend gelten könne, weil sie sich in die Form von Fachunterricht gekleidet 
habe. Um entsprechende Fälle begrifflich zu berücksichtigen, schlägt er eine epistemolo-
gisch begründete Erweiterung und Präzisierung des Indoktrinationsbegriffs vor. Indoktri-
nation liegt aus seiner Sicht u.a. auch dann vor, wenn im Unterricht „nicht die Differenz 
zwischen einer nie vollständig erreichbaren Wirklichkeit (Ding an sich selbst) und von 
Menschen konstruierten Theorien zu deren modellhaften Beschreibung in allen Verhält-
nissen von Menschen untereinander und Menschen zur Welt deutlich gemacht wird“ 
(Hervorhebung im Original: J.D.) (Schluß 2007, S. 72f.).  

Dieses epistemolologische Kriterium, welches auf die wissenschaftstheoretische An-
nahme der Theoriebeladenheit der Beobachtung hinauszulaufen scheint, nicht jedoch als 
Ausdruck einer kontroversen epistemologischen Position (z.B. radikaler Konstruktivis-
mus) verstanden werden will (ibid. S. 72, Anm. 6)22, ist natürlich sehr unterschiedlich in-
terpretierbar. Zur Abgrenzung des Indoktrinationsbegriffs taugt es in jedem Fall nicht. 
Entweder es ist trivial und unbrauchbar (wir können die Welt, so wie sie wirklich ist, nie 
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vollständig erkennen, da wir hierzu auf ordnende Begriffe oder Theorien zurückgreifen 
müssen), oder es läuft doch auf eine antirealistische23 und/oder relativistische Position 
hinaus, die geradezu dazu prädestiniert ist (Orwell 1946)24, Indoktrination Tür und Tor zu 
öffnen (wir können im Grunde nie wissen, was wirklich der Fall ist oder war, denn man 
kann es immer so oder eben auch anders sehen). Auch wenn unklar bleibt, ob Schluß von 
der Annahme ausgeht, dass schon der Verweis auf objektive Fakten, die bestimmte Inter-
pretationen als inadäquat disqualifizieren (ibid. S. 72), als Indoktrination anzusehen ist, so 
scheint seine Position zumindest von der problematischen Alltagsprämisse getragen, dass 
antirealistischen Positionen (welcher Spielart auch immer) irgendwie emanzipatorische 
Effekte zuzuschreiben sind. Diese Annahme ist fragwürdig. Da Beobachtungen „theory-
laden to the point of blindness“ (Spiecker 1987, S. 263) sein können, zielen indoktrinäre 
Systeme gerade darauf Adressaten blind zu machen dafür, wie die Welt wirklich ist, in-
dem sie verfügbare25 Fakten ignorieren und verfälschen (ob dies nun mathematische: 
,zwei plus zwei gleich vier‘ oder soziale und historische Fakten sind: Deutschland hat Po-
len überfallen). Indoktrination als defizitär begründete Rechtfertigungsordnung scheitert 
eben häufig gerade dann, wenn ihre epistemischen Prämissen als objektiv unzutreffend 
und sachlich unbegründet kritisiert werden können – nicht dann, wenn die Theorieabhän-
gigkeit von Weltbeschreibungen erkannt wird oder davon ausgegangen wird, man könne 
(soziale) Tatsachen ohnehin nie wirklich erkennen. So wie die epistemische Tugend der 
Genauigkeit nicht ohne den Begriff der Wahrheit auskommt (Williams 2013, S. 194), so 
kommt Fachunterricht nicht ohne die Differenz von angemesseneren und weniger oder 
eben überhaupt nicht angemessenen Sichtweisen, Darstellungen und Begründungen aus, 
die die Welt, so wie sie war26 und ist, objektiv verfehlen.27 Deshalb ist die domänen- und 
themenspezifische Eingrenzung von Indoktrination „a problem as large as life“ (Spiecker 
1987, S. 264) für Indoktrinationssysteme, da sie im Rahmen von Fachunterricht den 
Schülern (in vielen Fällen) nicht die Fähigkeit werden austreiben können, herausfinden zu 
wollen, was jenseits der Irrationalitäten doktrinärer Interpretationsvorgaben wirklich der 
Fall ist. 

4.2 Indoktrination und die Grenzen der Kontroversität 

Indoktrination hat, ohne dass die erziehungsphilosophische Diskussion dieses Konzepts 
hinreichend berücksichtigt wurde, auch als Leittopos in der Debatte über die Verbots- und 
Gebotstafeln politischer Bildung fungiert. Diese sind mit den drei Vorgaben des „Beu-
telsbacher Konsenses“ als der zentralen Bezugsgröße für die Orientierung der politischen 
Bildung festgelegt worden: Das „Überwältigungs- bzw. Indoktrinationsverbot“ (Schiele 
2016, S.71), das Kontroversitätsgebot als „praktische Anwendung des Indoktrinationsver-
bots“ (ibid. S.71f) sowie das Gebot der Befähigung der Schüler zur Analyse und Wahr-
nehmung ihrer Interessen (vgl. Wehling 2016, S. 24).28 Dieser Konsens, der häufig auch 
als Mittel und Indikator einer Befriedung politikdidaktischer und bildungspolitischer 
Auseinandersetzungen gedeutet wird (hierzu: Pohl/Will 2016), ist für die Debatte über In-
doktrination und Erziehung primär weniger unter dem Aspekt der theoretischen Begrün-
dung und Ausformulierung der Begriffe relevant, als hinsichtlich der Frage nach den 
praktischen Folgerungen, die mit den begrifflichen Festlegungen der Verbote und Gebote 
auf der Zielebene verbunden werden. Begründungen sind in diesem Kontext oft – mög-
licherweise dem Textgenre geschuldet – eher apodiktisch gehalten und argumentativ nicht 
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so ohne weiteres nachvollziehbar, wenn das Überwältigungs- und Indoktrinationsverbot 
(beide Verbote werden nicht strikt unterschieden – z.B. Wehling 2016, S.24; S.71) „im 
Kern dasselbe“ meinen soll „wie Artikel 1 des Grundgesetzes: ,Die Würde des Menschen 
ist unantastbar‘ “(ibid.).29  

Die „Crux der abstrakten Prinzipien“ besteht jedoch „in ihrer Anwendung auf die je-
weils konkreten Inhalte der politischen Bildung“ (Pohl/Will 2016, S.53). Dies gilt insbe-
sondere für das Kontroversitätsgebot: „Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, 
muss auch im Unterricht kontrovers erscheinen“ (Wehling 2016, S.24). Strittig ist, ob die-
se Gebot für schulische wie außerschulische Bildung in gleicher Weise gelten soll (Pohl 
2015). Das Kontroversitätsgebot bleibt zudem unpräzise, weil unklar bleibt, welche kont-
roversen wissenschaftlichen und politischen Positionen repräsentiert werden sollen (Rele-
vanzkriterien) und welche Wirkungserwartungen sich damit verknüpfen lassen (vgl. May 
2016). Das Kontroversitätsgebot klärt nicht, so kann man kritische Einwände zusammen-
fassen, wie unvermeidbare Selektionsprobleme zu lösen sind, die mit der „Notwendigkeit 
didaktischer Reduktion“ zwangsläufig verbunden sind (Pohl 2015). Es passt zudem, wie 
sein Protagonist Wehling selbst kritisch bemerkt, „wohl nur auf einen primär wissens-
vermittelnden Unterricht und weniger dann, wenn Unterricht auch Lebenshilfe sein will“ 
(zit. bei Pohl/Will 2016, S. 55f.).  

Da schon pragmatische Gründe verunmöglichen, alle in Wissenschaft und Öffentlich-
keit kontroversen Positionen darzustellen (Schluß 2007), und Framing-Effekte bei der di-
daktisch aufbereiteten Präsentation und Diskussion eines bestimmten Themas ebenfalls 
unvermeidbar sind (Hand 2013), ist es kaum verwunderlich, dass auch die Frage, welche 
Themen, wann, von wem und auf welche Art und Weise überhaupt kontrovers diskutiert 
werden sollen, kontrovers diskutiert wird (z.B. Hand 2007; 2008). So lässt sich zwar z.B. 
anhand historischer und aktueller Beispiele methodisch nachvollziehbar zeigen, dass un-
terschiedliche Formen von Rassismus und ihre Begründung (,Rassenkunde‘ etc.) nicht nur 
moralisch falsch sind (Merry 2005), sondern auch auf empirisch falschen Prämissen beru-
hen. Antirassistische Erziehung wird daher (in den meisten Fällen) nicht als Form von In-
doktrination zu gelten haben.30 Wie ist es aber mit der Debatte über gleichgeschlechtliche 
Ehen oder der Sichtweise, dass Homosexualität moralisch illegitim oder gar eine Krank-
heit sei, wie sie von Anhängern unterschiedlicher religiöser Doktrinen verfochten wird? 
Da es über beide Fragen offensichtlich gesellschaftlichen Dissens gibt, wie die Debatten 
über Sexualerziehung in den USA, England und Deutschland zeigen, könnte man die 
These vertreten, dass dieser Dissens auch im Unterricht zum Tragen kommen sollte. Etwa 
in der Form: Manche Leute glauben, Homosexualität sei eine Krankheit, die man kurieren 
kann, andere dagegen... Der Vorwurf, dass z.B. die Darstellung gleichgeschlechtlicher 
Paare in Schulbüchern Indoktrination darstelle, verweist auf die Gefahr, dass das Kontro-
versitätsgebot als Durchsetzungsmedium illiberaler, moralisch abzulehnender und auch 
rational nicht begründbarer (vgl. Hand 2007, S. 77f.) Positionen instrumentalisiert werden 
kann, die dann wiederum selbst als Grundlage für Indoktrination dienen können (z.B. 
durch homophobe Eltern gegenüber ihren Kindern; hierzu: Brennan/Macleod 2017). Das 
Ethos des Dissenses führt sich so selbst ad absurdum, wenn es im Namen eines falsch 
verstandenen Wertepluralismus, einer relativistischen Epistemologie und eines überdehn-
ten Indoktrinationsbegriffs nicht eingegrenzt und zur Propagierung antipluralistischer 
Doktrinen in Beschlag genommen wird, die auf Basis empirisch falscher Prämissen, kon-
trär zu allen verfügbaren Evidenzen durchgesetzt werden sollen. Die Folgen einer episte-
mologisch und auch moralisch entgrenzten Propagierung von Kontroversität, die nicht 
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einmal davon ausgeht, man könne zwischen moralisch und sachlich angemessenen und 
nicht angemessenen Positionen unterscheiden, müssen dann diejenigen tragen, die zum 
Gegenstand einer Kontroverse gemacht werden, die jedoch in dieser Form eben nicht nur 
aus politischen, sondern auch aus epistemologischen Gründen nicht hätte geführt werden 
sollen.  

Fazit: 

Ich habe in diesem Beitrag dafür argumentiert, dass die Unterscheidung zwischen Erzie-
hung und Indoktrination nicht aufgegeben und eingeebnet werden sollte. Auch für die von 
mir vorgeschlagenen Revisionen des Indoktrinationsbegriffs gilt natürlich, dass es u.a. auf 
Grund der Schwierigkeiten der Anwendung auf Grenzfälle und der domänenspezifischen 
Konkretisierung von Kriterien und Begriffen mit einer allgemeinen konzeptuellen Klä-
rung nicht getan ist. Mit Blick auf die aktuelle Debatte scheinen mir drei Defizite und 
damit verbundene Desiderate für eine angemessenere und weiterführende theoretische 
Analyse des Problems maßgeblich. Erstens sollte man sich vermehrt mit methodologi-
schen Fragen der Anwendung und Anwendbarkeit allgemeiner theoretischer und normati-
ver Vorgaben auf konkrete aktuelle oder historische Fälle beschäftigen. Dies gilt insbe-
sondere angesichts der ,Fallhöhe‘ zwischen den Vorgaben einiger der in die Debatte ein-
gebrachten Theoriefiguren (z.B. Vorgaben der kritisch-rationalen Prüfung von Geltungs-
ansprüchen, wie sie von Vertretern des Kriteriums der ,open-mindedness‘ propagiert wer-
den) und den Fähigkeiten von Kindern als in besonderem Maße epistemisch abhängigen 
Akteuren. Zweitens – und eng damit verbunden – ist mit Bezug auf die Debatte in der 
analytisch orientierten Erziehungsphilosophie ein gewisses Empirie- und Praxisdefizit 
festzustellen (vgl. Stroß 2007), so dass häufig weder die empirischen Prämissen der Ar-
gumentation expliziert werden noch genauer nachgefragt wird, ob sich bestimmte An-
nahmen über empirische Voraussetzungen und Folgen von Indoktrinationssystemen über-
haupt auf ihre Plausibilität prüfen lassen bzw. ggf. entsprechende Studien vorliegen (z.B. 
zu den Wirkungen von Indoktrination). Ohne Wissen über empirische Zusammenhänge 
wird man weder näher klären können, wie und warum Indoktrination praktisch funktio-
niert (oder nicht funktioniert), noch wird man reale Indoktrinationssysteme angemessen 
bewerten können. Drittens wird es daher sinnvoll sein, dass Erziehungsphilosophen, die 
sich mit dem Problem der Indoktrination beschäftigen, enger mit Vertretern anderer Dis-
ziplinen wie z.B. der historischen Bildungsforschung zusammenarbeiten, um jenseits von 
mehr oder weniger hypothetischen Beispielfällen zu klären, wie es um Praktiken und Ar-
rangements der Indoktrination tatsächlich bestellt ist. 

Anmerkung 
 
1 Der Titel dieses Beitrags spielt natürlich auf die berühmte Folterszene aus Orwells 1984 an, in wel-

cher der Realitätsbezug Winstons (z.B.: 2 plus 2 = 4) nach und nach gebrochen wird (2 plus 2 = 5). 
Hierzu auch die Kritik an Rortys Bewertung und Rekonstruktion dieser Szene von: Williams (2013), 
S. 223f.., sowie die Analyse des Romans im Rahmen einer Theorie der Manipulation von: Fischer 
(2017), S. 220f. Ich danke den beiden anonymen Gutachtern für ihre konstruktiven und hilfreichen 
Kommentare und Verbesserungsvorschläge. 
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2 Alternative Oppositionsbegriffe, welche natürlich jeweils unterschiedlich auf den Begriff der Erzie-

hung bezogen bzw. auch diesem untergeordnet werden können, sind die Begriffe des Unterrichts, 
des Lernens oder der Bildung (Stroß 1994). Ich werde mich im Folgenden vor allem auf die Diskus-
sion der Differenz von Erziehung und Indoktrination konzentrieren.  

3 Vgl. die Rekonstruktion der erziehungswissenschaftlichen Nutzung des Begriffs in den letzten Jahr-
zehnten von: Stroß (2007). 

4 Für eine Ausnahme vgl. die Arbeiten von Tenorth: (1992/2003/2008). 
5 Die Metaphorik eines (logischen) ,Raums der Gründe‘ findet sich u.a. in den Arbeiten zur Philoso-

phie des Geistes von Sellars, McDowell und Brandom und wird heute u.a. auch in politik- und mo-
ralphilosophischen Kontexten aufgegriffen: Forst (2013). 

6 Dies ist natürlich keine Besonderheit des Indoktrinationsbegriffs, sondern gilt in gleicher Form für 
andere eher negativ (z.B. Manipulation oder Paternalismus) oder positiv (z.B. Bildung) besetzte Be-
griffe. 

7 Im Unterschied hierzu ging Stroß in einem älteren Aufsatz (Stroß 1994, S. 65) noch davon aus, dass 
sich Indoktrination und Erziehung unterscheiden lassen, weshalb sie z.B. Kohlberg dafür kritisiert, 
dass er Indoktrination zum selbstverständlichen und akzeptablen Aspekt von moralischer Erziehung 
deklariere. Ihr eigener sehr weit angelegter Definitionsvorschlag scheint diese Differenzierungsar-
beit jedoch kaum leisten zu können (ibid., S. 65), da er auch alltägliche und prima facie unproble-
matische pädagogische Praktiken unter dem Indoktrinationsbegriff subsumiert, und sie zugleich die 
Formulierung eines normativen Erziehungsbegriffs als Gegenstück ablehnt (ibid. S. 66). 

8 Dies ist auch ein Grund dafür, warum der Fokus auf häufig fiktive Beispiele zur Plausibilisierung 
von Indoktrinationskonzeptionen, wie er von analytischen Erziehungsphilosophen gepflegt wird, als 
methodisch problematisch anzusehen ist. Diese weitgehend ahistorische Vorgehensweise sollte m.E. 
in Zukunft ergänzt werden durch eine verstärkte Zusammenarbeit mit Bildungshistorikern, die (ver-
gleichende) Analysen zur spezifischen Formen und Funktionsweisen von Erziehung in Diktaturen in 
bestimmten historischen Konstellationen vorlegen. 

9 Zur historischen Genese der Unterscheidung in der Aufklärungspädagogik: Stroß (1994); zur Be-
griffsgeschichte mit besonderem Fokus auf die US-amerikanische Entwicklung: Gatchel (1972).  

10 Diese Aufzählung erinnert natürlich an den Erziehungsbegriff Brezinkas (1982), dem entsprechend 
vorgeworfen wurde, dass sich auf dieser konzeptuellen Basis nicht zwischen Indoktrination und Er-
ziehung unterscheiden lässt.  

11 Relevante begriffliche Unterscheidungen und qualitative normative Differenzen, dort wo sie ge-
rechtfertigt und sachlich begründet sind, zu verteidigen gehörte auch zum Ethos George Orwells als 
dezidiert politischem Schriftsteller, der sich z.B. gegen die zu seiner Zeit propagierte politisch fahr-
lässige Identifizierung von Demokratie und Diktatur gewendet hat. Insbesondere mit Blick auf einen 
gewissen, leider immer noch weit verbreiteten ,radical chic‘, der postmodern orientierten deutsch-
sprachigen Erziehungs- und Bildungsphilosophie sei daher mit Orwell daran erinnert, dass, wer re-
levante Differenzen im ,Spiel der Differenzen‘ auflösen zu können glaubt, nicht nur kaum noch et-
was Erhellendes über die begrifflichen Unterschiede von Indoktrination und Erziehung beisteuern 
und in der Regel auch keine guten Gründe mehr gegen Indoktrination vorbringen können wird. 

12 Zunächst einmal basieren die relevanten Ansätze (z.B.: Bröckling 2017) in der Regel auf zeitdiag-
nostischen Annahmen, deren theoretische, empirische und normative Plausibilität durchaus in Frage 
gestellt werden kann, was jedoch in der primär affirmativ gehaltenen erziehungswissenschaftlichen 
Rezeption eher selten geschieht. Liberale Gesellschafts- und Erziehungsordnungen und liberale Po-
litik- und Erziehungsphilosophie zu kritisieren ist natürlich ein grundsätzlich legitimes Unterneh-
men. Wenn jedoch, ausgehend von der dabei vorausgesetzten Position, kein Unterschied mehr ge-
macht wird (und ggf. aus theorieimmanenten auch nicht gemacht werden kann) zwischen den politi-
schen und pädagogischen Verhältnissen in autoritären Regimen und liberalen Demokratien, dann 
wirft dies ein fragwürdiges Licht auf die propagierten theoretischen und politischen Rahmungen. Es 
ist z.B. grundsätzlich fraglich, ob an Foucault orientierte machttheoretische Ansätze jenseits einer 
bloßen Diagnose der Machtförmigkeit pädagogischer Konstellationen auch erlauben, qualitative 
normativ relevante Differenzen zu begründen zwischen unterschiedlichen Formen von Machtaus-
übung und ihrer Rechtfertigbarkeit (z.B. Indoktrination oder andere Formen der Beeinflussung). 
Dies gilt insbesondere auf Grund der in diesen Theoriekontexten vorausgesetzten Subjektkonzeptio-
nen, welche Unterwerfung und Subjektkonstitution miteinander identifizieren bzw. auch Heterono-
mie und Autonomie als analytische Oppositionskategorien in Frage stellen, ohne diese Kategorien 
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im Anschluss an die relevanten internationalen Debatten auch nur annäherungsweise geklärt zu ha-
ben. Auch die These einer unauflösbaren Verschränkung von Machtansprüchen und Wahrheitsan-
sprüchen scheint darauf hinauszulaufen, dass sich die epistemische Dimension von Indoktrination 
kaum mehr sinnvoll anhand sachlicher epistemologischer Kriterien diskutieren lässt, sondern eben 
nur als Machtfrage und Machtproblem. Dies ist u.a. angesichts offenkundig objektiv falscher Ver-
lautbarungen von Politikern (z.B. Trump) eine Position, die sich kaum sinnvoll verteidigen können 
lassen wird. Diese Einschätzung schließt natürlich nicht aus, dass Machttheorien einen Beitrag zu 
einer Theorie der Indoktrination und der Erziehung liefern können. Möglichkeiten, Macht- und 
Rechtfertigungsprobleme differenzierter zu rekonstruieren, bietet z.B. der Ansatz von: Forst (2015). 

13 Der Begriff der Indoktrination ist daher dem Begriff der Manipulation übergeordnet. 
14 Zum Begriff der Rechtfertigungsordnung stellt Forst fest: „Eine Rechtfertigungsordnung ist somit 

stets eine Machtordnung, was weder etwas über die Rechtfertigungen oder die Machtkonstellation 
selbst aussagt. Rechtfertigungen können oktroyiert oder aus freien Stücken geteilt sein, und dazwi-
schen gibt es viele weitere Modi. Die Macht spielt sich somit immer im kommunikativen Raum ab, 
aber das heißt nicht, dass sie gut begründet ist. Sie ist stets diskursiver Natur, und der Kampf um 
Macht ist der Kampf um die Möglichkeit der Strukturierung oder gar Beherrschung des Rechtferti-
gungshaushalts anderer. Ihr Modus operandi ist kognitiver, nicht aber notwendig reflexiver Natur. 
Es gibt somit kein Reich der ,Vernunft‘ jenseits der ,Macht‘, aber es gibt bessere und schlechtere, 
vernünftige und unvernünftige neben wirksamen und weniger wirksamen Rechtfertigungen – wir 
müssen also die normative Kraft von Rechtfertigungen und Rechtfertigungsnarrativen von ihrer 
Qualität unterscheiden“ (2013, S. 13). 

15 Eine indoktrinäre Rechtfertigungsordnung erlaubt daher unterschiedliche auf unterschiedliche Ent-
wicklungsphasen abgestimmte praktisch-operative Ausformungen. Da schon kleine Kinder zumin-
dest in lokaler Hinsicht durchaus autonome Entscheidungen treffen können, lässt sich die hier ver-
tretene Konzeption auch auf frühere Entwicklungsphasen anwenden. Der in Phasenmodellen ange-
nommene graduelle Übergang von einer Initiations- und Transmissionsphase (von Werten und 
Überzeugungen) und ihrer späteren kritischen Prüfung (Thiessen 1987) verweist dennoch auf zwei 
wichtige Einsichten: Ersten sollte nicht jede Form der pädagogischen Initiation als Indoktrination 
pathologisiert werden und zweitens gibt es empirische Überschneidungsbereiche, in denen sich 
Praktiken und Arrangements nicht auf Grund ihrer formalen Struktur, dafür aber mit Bezug auf die 
Rechtfertigungsordnung, in die sie eingebettet sind, als Formen der Indoktrination oder der Erzie-
hung interpretieren lassen. Hier wäre u.a. zu denken an Ordnungs- und Sozialformen, Praktiken und 
Arrangements, die als Voraussetzung eines jeden geordneten Unterrichts gelten dürften und die 
Herbart unter dem Begriff der Regierung subsumiert hat. 

16 Genauso kann man aus Rechtfertigungsordnungen, die personale Autonomie als Erziehungsziel 
propagieren, nicht ohne weiteres ableiten, welche Praktiken und Arrangements, diesem Ziel zuträg-
lich sind. 

17 In diesem Sinne stellt Indoktrination eine (nicht nur) aus pädagogischer Sicht defizitäre Rechtferti-
gungsordnung dar, da nur „solche Rechtfertigungen (...) gute Rechtfertigungen (sind), die zugleich 
Be-Gründungen im wörtlichen Sinne sind – also Rechtfertigungen auf der Grundlage von Erfah-
rungseinsichten oder Evidenzen. Nur eine solche Rechtfertigung ist eine Begründung, die in der 
(Einsicht in die) ,Sache selbst‘ gründet“ (Streubel 2017, S. 566). 

18 Dass sich Sach- und Wertfragen häufig kaum eindeutig trennen lassen, stellt meines Erachtens kein 
unüberwindbares Problem dar, da sich sowohl Sach- als auch Wertfragen rational diskutieren lassen. 
Doch kann keine Auseinandersetzung mit dem Indoktrinationsproblem auf eine kritische Evaluation 
von epistemischen Ansprüchen verzichten.  

19 Dies ist auch ein Grund dafür, warum die Konzeption von Taylor (2017), die davon ausgeht, dass 
asymmetrische Formen von Autorität, die „close-mindedness“ fördern oder hervorbringen, notwendige 
Bedingungen für Indoktrination sind, den Begriff zu weit fasst. Taylor liegt dennoch m.E. richtig be-
züglich der Annahmen, dass der weitere gesellschaftlich-kulturelle Kontext als ein zentraler Wirkfaktor 
in Analysen des Problems einbezogen werden muss (so auch: Tenorth 1992/2008) und dass system-
basierte Konzeptionen eine weit komplexere und angemessenere theoretische Perspektive auf das 
Problem der Attribution von Verantwortung für Indoktrination liefern (z.B. mehrere gesellschaftliche 
Akteure und nicht bloß Lehrer und Schüler, wie in klassischen dyadischen Modellen angenommen).  

20 Vgl. zu den häufig ambivalenten und irritierenden Ergebnissen der Forschung zu den latenten und 
manifesten Wirkungen der NS-Pädagogik und DDR-Pädagogik in der biographischen Selbstdeu-
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tung, sowie in moralischen, politischen und praktischen Orientierungen und Einstellungen: Tenorth 
(1992/2003). In der philosophischen Debatte nur selten diskutiert wird zudem das Problem der em-
pirischen Rekonstruktion und Quantifizierbarkeit der relevanten Einstellungen, sowie auch die Fra-
ge nach der Erklärung für das Scheitern oder den Erfolg von Indoktrination (hierzu: Tenorth 2008; 
vgl. 4.1.). 

21 Insbesondere das Kriterium der ,open-mindedness‘ geht in manchen Fällen von recht vorausset-
zungsreichen und letztlich überfordernden Vorgaben für die kritisch-rationale Gestaltung von 
Selbst- und Weltverhältnissen von Adressaten aus, die auf einer Verallgemeinerung von methodi-
schen Vorgaben für Wissenschaft zu basieren scheinen, denen auch Wissenschaftler in der Regel 
nicht genügen dürften. 

22 Snook stellt hierzu fest: „If one´s account of indoctrination rests on a particular view of reality and 
konwledge, it will be open for others to reject it if they hold a different metaphysical or epistemo-
logical view“ (Snook 1972, S. 59f.). Dieses Problem ist letztlich nicht vermeidbar, da es für jede 
epistemologische Position gilt und man gänzlich ohne eine epistemologische Eingrenzung des In-
doktrinationsbegriffs nicht auskommt. Aus dem Fakt der Kontroversität sollte in jedem Fall nicht 
vorschnell auf rationale Nichtdiskutierbarkeit geschlossen werden, was selbst wiederum auf eine 
kontroverse Position (Relativismus) hinauslaufen würde. 

23 Entsprechende erkenntnis- und wissenschaftstheoretische Debatten werden von Schluß nicht einmal 
erwähnt.  

24 “Totalitarianism demands, in fact, the continuous alteration of the past, and in the long run probably 
demands a disbelief in the very existence of objective truth” (Orwell 1946, S. 28). 

25 Die Einschränkung auf verfügbare Evidenzen hat die Funktion anachronistische Indoktrinationvor-
würfe (z.B. gegen den Physiklehrer des 19. Jahrhunderts, der aus heutiger Sicht falsche Inhalte ver-
mittelt), zu verhindern (hierzu: Snook 1972; Siegel 2004).  

26 Zu den relevanten wissenschaftstheoretischen und epistemologischen Debatten zwischen Narrativis-
ten, Realisten etc. in den Geschichtswissenschaften und der Geschichtsphilosophie umfassend: Ple-
nge (2017). 

27 Dies schließt eine Reflexion auf die Voraussetzungen und Grenzen von Erkenntnis selbstverständ-
lich nicht aus, sondern ein. 

28 Die beiden ersten Postulate tauchen in der Geschichte der Auseinandersetzung über politische Bil-
dung nicht erst in 1970er Jahren auf. Sie finden sich bereits nach der Abkehr von politischer Bil-
dung als Institutionenkunde und Bestandteil harmonisierender Partnerschafts-Pädagogik in den 
1960er Jahren (Pohl/Will 2016, S. 44) in den einer Erziehung zur Mündigkeit verpflichteten Beiträ-
gen zum Programm der politischen Bildung. Vgl. ausführlich hierzu den Sammelband von Widmai-
er/Zorn (2016). 

29 Ähnliche Vorbehalte sind auch gegen Erläuterungen der beiden Verbote vor der Tagung in Beutels-
bach zu richten, die als Problemindikatoren für das dienen, was man ablehnt. Das Überwältigungs- 
und Indoktrinationsverbot meint „alle Inhalte und Formen von Erziehung und Unterricht (…), die 
durch Konditionierung, Einschüchterung, Überredung, Emotionalisierung, durch Verzerrung und 
Verkürzung von Sachverhalten die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die Gewinnung eines 
selbständigen Urteils beeinträchtigen“ (so Minssen 1973 zit. nach Pohl/Will 2016, S. 43). 

30 Es kann ggf. sogar sinnvoll sein, rassistische Äußerungen nicht per se zu unterbinden im Sinne einer 
Einschränkung der Redefreiheit, da in manchen Fällen nur auf diese Art und Weise in der Diskussi-
on der moralische und empirische Status von rassistischen Argumenten geklärt werden kann (hier-
zu: Callan 2011). Abgewogen werden müssen hier u.a. erwartete und erhoffte Aufklärungseffekte 
gegen die schädigenden Wirkungen von hate speech u.Ä. auf Dritte. 
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Zusammenfassung 
Das erste Ziel meiner Argumentation besteht darin zu verdeutlichen, dass sich Fragen der Strafbefugnis, 
des Strafzwecks und des Strafmaßes elterlicher Strafpraxis nicht einfach als ein Anwendungsbereich 
klassischer Strafzwecktheorien erklären lassen. Der Strafzweck ist hier ein anderer, die sanktionierten 
Normen reichen tiefer in das persönliche Verhalten hinein und vor allem ist die Beziehung zwischen Be-
strafendem und Bestraftem eine genuin andere als die zwischen staatlichen Organen und mündigen Bür-
gern. In einem zweiten Schritt werde ich meinen positiven Vorschlag erläutern, elterliche Strafe stattdes-
sen als eine gemeinsame Handlung zu beschreiben und zu rechtfertigen. Dieser Vorschlag setzt an der 
jüngsten Theoriebildung zu kollektiver Intentionalität an. Interpersonale bzw. elterliche Strafe ist dem-
nach keine Handlung, die ein Subjekt an einem Objekt vornimmt; eine gelungene Strafhandlung ließe 
sich viel besser, so meine Kernthese, als eine gemeinsame Handlung beschreiben, in der Kind und Er-
wachsener in beidseitiger intentionaler Übereinstimmung zum Strafakt beitragen. Ausblickend werde ich 
zeigen, dass diese Sichtweise ein starkes Argument gegen körperliche Strafen impliziert.  
 
Schlagwörter: elterliche Strafe, Strafzwecktheorien, gemeinsame Handlung, restaurative Gerechtigkeit, 
körperliche Strafen 
 
 
Punishment as a joint action between parent and child. 
A proposal to conceptualize and justify parental punitive actions 
 
Abstract 
The first aim of my argument is to clarify why conventional justifications of juridical punishment – and 
theories of criminal justice in general – are not applicable to the case of parental punishment. The speci-
fic function of juridical punishment concerns the compliance of law-abiding citizens. This differs con-
siderably from the function of parental punishment with respect to the purpose of the punitive action and 
the intimate and responsive relation between parents and child. In a second step, I will come up with a 
positive proposal to describe and ultimately justify parental punishment in terms of a joint action. This 
proposal draws on recent writings in the theory of collective action and intentionality. Parental punish-
ment is not to be seen as an act that is committed by a subject (the parents) and suffered by an object (the 
child); rather, it should be conceptualized as a certain type of joint action that is committed in intentional 
agreement by both parents and child. In the outlook, I will argue that this perspective implies a strong ar-
gument against corporal punishment.   
 
Keywords: parental punishment, theory of criminal justice, joint action, restorative justice, corporal pun-
ishment 
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1. Einleitung 

Herkömmliche Strafzwecktheorien konzentrieren sich auf die Befugnis von Staaten, Bür-
ger*innen und Ansässige zu bestrafen. In welchen Fällen, durch welche Art von Verfah-
ren, wie und aufgrund welcher Normen dürfen staatliche Autoritäten Gesetzesübertretun-
gen ahnden? Es ist ein Irrtum zu meinen, dass sich die in diesem Kontext entwickelten 
Strafzwecktheorien ohne weiteres auf die interpersonale – und insbesondere auf die elter-
liche – Strafbefugnis übertragen lassen. Der Strafzweck ist hier ein anderer, die sanktio-
nierten Normen reichen tiefer in das persönliche Verhalten und den moralischen Selbstan-
spruch des Kindes hinein als das Strafgesetzbuch und vor allem ist die Beziehung zwi-
schen Bestrafendem und Bestraftem eine genuin andere als die zwischen staatlichen Or-
ganen und mündigen Bürgern.  

Die erste These, die ich hier vertreten werde, lautet daher, dass interpersonale Straf-
praktiken einen eigenen Kontext der Rechtfertigung erfordern. Am Paradigma der elterli-
chen Strafe wird deutlich, dass sich Fragen der Strafbefugnis, des Strafzwecks und des 
Strafmaßes nicht einfach als ein Anwendungsbereich klassischer Strafzwecktheorien er-
klären lassen. In einem zweiten Schritt werde ich dann meinen positiven Vorschlag erläu-
tern, dass elterliche Strafe als eine gemeinsame Handlung beschrieben und gerechtfertigt 
werden kann. Interpersonale bzw. elterliche Strafe ist nicht immer eine autoritäre Hand-
lung, die ein Subjekt (den aktiv strafenden Erwachsenen) an einem Objekt (dem passiv 
bestraften Kind) vornimmt; eine gelungene Strafhandlung ließe sich oftmals besser, so 
meine Kernthese, als eine gemeinsame Handlung beschreiben, in der Kind und Erwach-
sener in beidseitiger intentionaler Übereinstimmung zum Strafakt beitragen.  

Dieser Vorschlag folgt einer bestimmten Position in der Theorie kollektiver Intentio-
nalität und Handelns, die sich meines Erachtens äußerst gewinnbringend auf die Frage 
nach einem angemessenen Verständnis und der Rechtfertigbarkeit elterlicher Strafe an-
wenden lässt. Ebenso wie die Diskussion um Strafzwecktheorien hat sich die Theoriebil-
dung zu kollektiver Intentionalität, Verantwortung und Handlung zuletzt stärker ausdiffe-
renziert, als ich es in diesem systematischen Vorschlag wiedergeben kann.1 Das Ziel mei-
ner Argumentation ist erreicht, wenn es mir gelingt, Fälle elterlicher Strafe in einem be-
stimmten Entwicklungsstadium als eine gemeinsame Handlung darzustellen und zu recht-
fertigen. Ich beanspruche ausdrücklich nicht, eine Konzeption vorzulegen, die alle Fälle 
elterlicher Strafe abdeckt oder auch nur eine bestimmte Art von Fällen abschließend gut 
beschreibt. Dazu müsste die Verknüpfung kollektiver Handlungstheorie mit der normati-
ven Frage nach der Rechtfertigbarkeit elterlicher Strafe weiter ausgearbeitet werden. 
Trotzdem meine ich, dass das hier vorgezeichnete Verständnis von elterlicher Strafe als 
einer gemeinsamen Handlung einen anschlussfähigen Aufschlag macht, weil es eine 
Sichtweise eröffnet, die der besonderen Beziehung zwischen Eltern und Kindern und dem 
besonderen Strafzweck elterlicher Strafe gerecht wird. Mein Anspruch besteht mithin 
nicht allein darin, auf normativer Ebene eine alternative Rechtfertigung zu entwickeln, 
sondern bereits auf deskriptiver Ebene darin, eine überzeugende Konzeptionalisierung ei-
ner sehr besonderen Form elterlicher Strafe vorzulegen.    

Zu diesem Ziel gehe ich folgendermaßen vor: In einem ersten, vorklärenden Schritt 
definiere ich Strafe und gebe eine kursorische Übersicht über klassische Strafzwecktheo-
rien (2.). Daraufhin arbeite ich die wichtigsten Disanalogien zwischen staatlicher und el-
terlicher Strafe heraus, die meine negative These begründen, dass elterliche Strafe nicht 
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bloß als ein besonderer Anwendungsfall staatlicher Strafzwecktheorien angesehen werden 
sollte (3.). Damit ist der Boden für die positive These bereitet, dass bestimmte Fälle elter-
licher Strafe als eine gemeinsame Handlung beschrieben und gerechtfertigt werden kön-
nen. Nach einer kurzen Einführung in die Konzeption gemeinsamer Handlungen (4.), 
wird diese auf das Beispiel elterlicher Strafe übertragen (5.). Ausblickend werde ich zei-
gen, dass diese Sichtweise ein starkes Argument gegen körperliche Strafen impliziert (6.).  

2. Eine Übersicht klassischer Strafzwecktheorien 

Straftheorien behandeln einen wichtigen Gegenstandsbereich der nichtidealen Theorie.2 
Idealer Weise sollten sich Personen aus eigenen Gründen an gültige Normen halten. 
Wenn Normen aber aus böser Absicht, Fahrlässigkeit oder Unvermögen übertreten wer-
den, müssen wir über rechtfertigbare Sanktionen nachdenken. Strafen sind angebracht, wo 
das Ideal autonomer Selbstdisziplinierung scheitert. Es handelt sich um einen in legitimer 
Weise autorisierten Einschnitt in die Willkürfreiheit einer Person, oder um einen Entzug 
von Gütern, oder um eine Beifügung von physischen oder psychischen Schmerzen zu ei-
nem vergeltenden, abschreckenden oder reformatorischen Zweck (vgl. Bedau/Kelly 
2015). Da Strafe einen Einschnitt in die Integrität der Person bedeutet, sind an die Recht-
fertigung der Strafbefugnis, des Strafmaßes und der Art der Strafe hohe Anforderungen 
zu stellen. Eine Person ist etwa nur dann strafbar, wenn sie anerkannte soziale oder mora-
lische Normen aufgrund kontrollierbarer Handlungen und in erheblicher Weise missachtet 
hat. Die Strafbefugnis einer Strafinstanz setzt voraus, dass sie die legitime Autorität, Zu-
ständigkeit und Fähigkeit besitzt, um strafbare Handlungen auf faire und proportional an-
gemessene Weise zu sanktionieren. Proportionalität meint, dass Strafmaß, -modus und  
-vollzug keine relevanten moralischen Constraints verletzen und mit den korrespondie-
renden Strafzwecken zusammenstimmen – und diese wiederum müssen gegenüber alter-
nativen Strafzwecken gerechtfertigt und gesellschaftlich anerkannt sein. 

Die wichtigsten Familien von Strafzwecktheorien sind in der allgemeinen Definition 
von Strafe bereits angeklungen. Die klassische Rechtsphilosophie unterscheidet zwischen 
retributiven (vergeltenden), abschreckenden und reformatorischen Ansätzen. Die retribu-
tive Straftheorie bzw. Vergeltungstheorie sieht Strafe als eine Form der Schuldbeglei-
chung an. Die Strafe schädigt eine Person aufgrund der Tatsache und in dem Maße, wie 
sie eine andere Person und die zu ihrem Schutz in Geltung befindliche Norm geschädigt 
hat. In Kants deontologischer Deutung ist eine Strafe die verdiente Begleichung einer 
Missetat, ganz gleich, ob dadurch erwünschte Konsequenzen erzielt werden oder nicht.3 
Es geht primär darum, der Würde des Gesetzes gerecht zu werden, indem jedes Unrecht 
durch eine Strafe ausgeglichen wird.4  

Abschreckungstheorien argumentieren hingegen konsequentialistisch. Der Strafzweck 
besteht in der negativen Generalprävention; das heißt, die drohende Strafe soll die Kosten 
für Normenübertretungen erhöhen und damit eine allgemeine Normenbefolgung sicher-
stellen. Wer eine Strafe verbüßt, soll beispielhaft die mit dem Gesetzesbruch verbundene 
Gewalt erleiden.  

Auf der anderen Seite des konsequentialistischen Spektrums stehen reformatorische 
Ansätze. Strafe hat darin den Zweck, den Delinquenten zu Reue und innerlicher Umkehr 
zu erziehen und somit seine Resozialisierung zu ermöglichen. In der damit verwandten 
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Tradition restaurativer Gerechtigkeit wird der Zweck der Strafe als ein dreifacher Ver-
söhnungsprozess gefasst, nämlich als entschuldigende Versöhnung des Täters mit dem 
Opfer, als resozialisierende Versöhnung des Täters mit der Gesellschaft und als beken-
nende Versöhnung des Täters mit den sozialen Normen, also als Bejahung des Rechts und 
der gelebten Sittlichkeit.5  

Es ist dieser restaurativ bestimmte Strafzweck, an dem mein Vorschlag von Strafe als 
einer gemeinsamen Handlung in einer bestimmten Weise anschließen wird. In der Straf-
zwecktheorie wie in der strafrechtlichen Praxis sind aber vereinigungstheoretische Ansät-
ze vorherrschend. Demnach erfüllt die staatliche Strafpraxis zugleich einen vergeltenden, 
generalpräventiven und reformatorischen Zweck. Strafe soll das Gerechtigkeitsgefühl zu-
frieden stellen, vor Gesetzesübertretungen abschrecken und zur Resozialisierung von Tä-
tern beitragen. Entscheidend ist, dass sich die Angemessenheit staatlicher Strafen nach 
spezifischen Strafzwecken richtet, die auf das besondere Verhältnis zwischen Rechtsstaat 
und Staatsbürger zugeschnitten sind. Hier gilt, dass die staatliche Autorität zu strafen so-
wie die Geltung gesetzlicher Normen auf öffentlicher Anerkennung basiert, die in beson-
deren legitimitätsstiftenden (demokratischen und rechtsstaatlichen) Verfahren hergestellt 
werden muss. All das zeigt, dass es einen spezifischen Kontext der Rechtfertigung staatli-
cher Strafpraxis gibt, der sich nicht einfach auf die elterliche Strafpraxis übertragen lässt.       

3. Zum Verhältnis von staatlicher und elterlicher Strafe 

Staatliche und elterliche Strafpraktiken weisen eine Reihe von Disanalogien auf, die es er-
forderlich machen, elterliche Strafe nicht bloß als Anwendungsfall klassischer Straf-
zwecktheorien zu betrachten. Zuallererst betrifft das die Strafmündigkeit der Bestraften. 
Kinder sind ‚unfertige‘ moralische Subjekte; das bedeutet, dass sie in der Sanktionspraxis 
nicht als kompetente Regelbefolger gelten. Sie sind auch nicht im vollen Sinne moralisch 
verantwortlich zu machen, da sie ihre Handlungen nicht vollständig kontrollieren, Konse-
quenzen nicht hinreichend überschauen und richtig von falsch nicht immer klar genug un-
terscheiden können. Daher ist es im Grunde ein Paradox, Kinder überhaupt als straffähig 
anzusehen. Das Strafrecht sieht entsprechend von einer Bestrafung von Kindern ab und 
hat ein besonderes Jugendstrafrecht entwickelt. Wenn wir den Strafbegriff aus der staatli-
chen Strafpraxis anlegen, sind Kinder allenfalls eingeschränkt schuld- und somit straffä-
hig. Die elterliche Strafpraxis lässt sich darum nur unter der Voraussetzung rechtfertigen, 
dass wir einen anderen Begriff von Strafe zugrunde legen.  

Was zweitens die Strafbefugnis von Eltern angeht, so ist auch diese stark von der 
staatlichen Autorität zu strafen unterschieden. Eltern sind qua Erziehungsberechtigte zu-
ständig für die gelungene Individuation und Sozialisation ihrer Kinder; das heißt, sie ha-
ben eine besondere und zukunftsorientierte Rollenverantwortung, die sich nicht nur auf 
das momentane und äußere Wohl ihrer Kinder, sondern auch und vor allem auf deren 
Charakterentwicklung erstreckt. Funktion und Zweck elterlicher Strafbefugnis sind somit 
viel umfassender und intimer als im Fall staatlicher Sanktionen.6 Während sich der Staat 
auf äußere Rechtsverstöße und hier vor allem auf die Ahndung von Schädigungen be-
schränkt, liegt die elterliche Erziehungsaufgabe darin, Kinder sozial zu kompetenten 
Normenbefolgern, ethisch zu einer gelungenen Selbstwahl und moralisch zur Fähigkeit 
autonomer Selbstkontrolle heranzuziehen.      
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Eine dritte Disanalogie besteht zudem darin, dass sich Strafmaß und Art der Bestra-
fung nach den besonderen Bedürfnissen von Kindern richten und insbesondere das liebe-
volle Vertrauensverhältnis, das eine gelungene Eltern-Kind-Beziehung auszeichnet, nicht 
beschädigen dürfen. Im Gegensatz zum Staat sollten Eltern ihr Kind unbedingt bejahen, 
also auch dann nicht neutral oder gar in Opposition zu ihrem Kind stehen, wenn es grobe 
Fehler begangen hat. Vielleicht sollte dem eigenen Kind sogar ein Freiraum gegeben 
werden, innerhalb dessen es Normen überschreiten darf, um soziale Grenzen selbst auszu-
testen, geltende Normen zu hinterfragen, Sanktionen selbst zu erfahren und damit ihre 
Bedeutung selbst herauszufinden. Kurzum, die Beziehung zwischen Eltern und Kindern 
ist ganz anders gelagert, nämlich viel responsiver und symbiotischer, als die Beziehung 
zwischen Rechtsstaat und mündigem Delinquenten. Elterliche Strafe erzieht nicht nur zur 
äußeren Normenkonformität, sondern sie zielt auf die Entwicklung des Persönlichkeits-
kerns und prägt damit das Welt- wie Selbstvertrauen des Kindes. Zudem spielt sie sich in 
der Regel im Privaten ab, also ohne soziale Kontrolle, professionelle Ausbildung oder 
zweitinstanzliche Berufungsmöglichkeit. In intimen Beziehungen körperlicher und psy-
chischer Gewalt ausgeliefert zu sein, kann beim Kind zu besonderen Schädigungen wie 
Verrohung oder mangelndem Selbstwertgefühl führen. Kurzum, elterliche Strafakte im-
plizieren eine besondere Missbrauchsgefahr, die besondere Anforderungen an ihre Recht-
fertigung stellt. Die geltenden Rechtsgrenzen elterlicher Strafe in Deutschland sind daher 
eng und eindeutig bemessen: „Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung“ (§ 1631 
Abs. 2 Satz 1 BGB). Dieses Recht umfasst nicht nur körperliche, sondern auch psychische 
Formen von Gewalt wie z.B. Liebesentzug, Freiheitsentzug (unverhältnismäßiger Hausar-
rest) oder die öffentliche Bloßstellung des Kindes. Neben der rechtlichen Ächtung von 
Missbrauchsformen braucht es aber einer positiven Bestimmung rechtfertigbarer Formen 
elterlicher Strafe, die die besondere Vertrauensbeziehung zwischen Kind und Eltern be-
rücksichtigt. 

Zusammengefasst unterscheidet sich elterliche von staatlicher Strafe darin, dass Kin-
der nur eingeschränkt schuldfähig und moralisch verantwortlich sind, dass der Strafzweck 
elterlicher Strafe erzieherisch und damit fundamentaler und komplizierter ist als im Falle 
staatlicher Strafe und dass Kinder mit den Eltern in einer besonderen Beziehung stehen, 
die nicht mit der formalen Beziehung zwischen Staat und Staatsbürger*innen verglichen 
werden kann. Diese Disanalogien schränken die Anwendbarkeit herkömmlicher Straf-
zwecktheorien auf den Spezialfall elterlicher Strafe extrem ein. Am deutlichsten wird das 
im Hinblick auf retributive Ansätze, wonach Strafe ungeachtet weiterer Konsequenzen 
einen gerechten Schuldausgleich bezwecken soll. In erster Linie geht es aber elterlicher 
Strafe nicht um Sühne und Ausgleich; ihr Zweck besteht in der sozialen Integration, in 
der Befähigung zur ethischen Selbstwahl und in der Ausbildung der moralischen Auto-
nomie des Kindes. Sie ist damit per definitionem ergebnis- und zukunftsorientiert. Das 
bedeutet nicht, dass ein Sinn für ausgleichende Gerechtigkeit in der Erziehung keine Rol-
le spielt; es zeigt aber, dass retributive Ansätze kaum auf den besonderen Zweck elterli-
cher Strafe und das besondere Beziehungsverhältnis zwischen Kindern und Eltern einge-
hen.  

Zudem – und das betrifft wie gesagt alle herkömmlichen Strafzwecktheorien – setzen 
retributive Ansätze eben mündige Personen mit voll entwickelter moralischer Verantwor-
tung und Schuldfähigkeit voraus. Kinder sind nun nicht nur einfach weniger schuldfähig 
oder graduell weniger moralisch verantwortlich; vielmehr sind sie überhaupt nur sehr be-
grenzt als für sich selbst stehende Personen zu betrachten. Ihr Fehlverhalten wird bis in 
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das junge Erwachsenenalter niemals ausschließlich als eigenes Fehlverhalten, sondern als 
ein relationaler Misstand interpretiert. Dieses ist nicht allein ihren eigenen Fehlern, son-
dern ebenso ihren Beziehungen zu ihren Eltern und zu ihrem sozialen Umfeld zuzure-
chen. In dieser Konstellation fungieren Eltern nicht einfach nur als außen stehende Rich-
ter; vielmehr sind sie selbst für die Handlungen ihrer Kinder mitverantwortlich. Indem der 
Vergeltungsansatz also an kompetente und autarke Regelbefolger adressiert ist und von 
einer neutralen Gerichtsbarkeit ausgeht, verfehlt er den zukunftsorientierten Zweck und 
die relationale Einbettung elterlicher Strafe.     

Ebenso wenig Sinn macht es, elterliche Strafe mit Hilfe von Abschreckungstheorien 
(vollständig) erklären, geschweige denn rechtfertigen zu wollen. Gegen ein solches Unter-
fangen lassen sich mindestens zwei Argumente anbringen: Erstens liegt es in der Logik 
der Abschreckung, dass die Androhung der Strafe eine allgemeine Compliance mit sozia-
len Normen herstellen soll. Dieser generalpräventive Zweck widerspricht aber offensicht-
lich der besonderen elterlichen Verantwortung gegenüber dem Wohl des eigenen Kindes. 
Elterliche Strafe zielt auf die Befähigung des Kindes, richtige Normen aus eigenem An-
trieb zu beachten, nicht aber auf die allgemeine Compliance mit sozial gültigen Normen.7 
Der Strafzweck ist eben von vornherein nicht bloß auf Legalität, sondern auf die Charak-
terbildung des Kindes hin ausgerichtet. Wenn überhaupt, ließe sich von einer abschre-
ckenden Funktion elterlicher Strafe im individualpräventiven Sinne sprechen. Elterliche 
Strafe hätte den Zweck, das Kind vor der Wiederholung einer Regelverletzung abzuschre-
cken. Aber, so das zweite Argument, auch diese Konzeption vermag das Wesen zumin-
dest bestimmter Formen elterlicher Strafe nicht vollständig zu beschreiben. Reine Ab-
schreckung führt zur Sozialdressur und Konditionierung des Kindes und ist mit den über-
geordneten Zwecken elterlicher Erziehung – nämlich der Befähigung, soziale und morali-
sche Normen aus eigenen Gründen als gültig anzusehen und vor dem Hintergrund einer 
selbst gewählten Idee vom guten Leben zu beachten – unvereinbar. Zudem gilt erneut und 
gerade mit Blick auf den Abschreckungszweck elterliche Strafe, dass Kinder nicht als 
mündige Straftäter gelten können, sondern dass Eltern symbiotisch für das Fehlverhalten 
ihrer Kinder mitverantwortlich zeichnen.     

Diesem notorischen Einwand können reformatorische Ansätze am besten begegnen. 
Der reformatorische Zweck der Strafe ist die innere Umkehr des Täters; sie hat also selbst 
einen erzieherischen Anspruch. Allerdings gilt auch hier, dass die Beziehung zwischen 
mündigem Täter und staatlichem Strafapparat ganz anders vorgestellt wird als die zwi-
schen Eltern und Kind, da die Mündigkeit des Kindes nicht vorausgesetzt werden kann, 
sondern als Teil des Strafzweckes selbst begriffen werden muss. Der Lernprozess kann 
daher nicht der Einsichtsfähigkeit des Delinquenten überlassen werden. Vielmehr muss er 
angeleitet werden und in die Beziehung zwischen Eltern und Kind eingebettet bleiben. 
Am nächsten kommen diesem Erfordernis restaurative Strafzwecktheorien. Sie definieren 
den Zweck von Strafe als einen dreiteiligen Versöhnungsprozess mit dem Geschädigtem, 
dem sozialen Umfeld und mit den gesellschaftlichen Normen (Braithewaite 2002). Solche 
Versöhnungsprozesse erfordern nicht unbedingt eine Bestrafung, sondern oftmals eher 
Praktiken der öffentlichen Beichte (truth telling), der Entschuldigung oder der Wieder-
gutmachung. Strafe ist in diesem Zusammenhang rechtfertigbar, wenn es sich um eine Art 
des öffentlichen Bekenntnisses handelt, in dem die Achtung des Täters für das Opfer, die 
Gesellschaft und ihre Normen einen symbolischen und vom Täter eingesehenen Ausdruck 
findet. Zweck ist nicht die Wiedergutmachung des Schadens, sondern die Heilung zerrüt-
teter Beziehungen, was die Einbindung von Tätern, Opfern und Gesellschaft gleicherma-



Diskurs Kindheits- und Jugendforschung Heft 1-2018, S. 25-38      31 

ßen erfordert. In diesem restaurativen Sinne versuche ich nun, elterliche Strafe als eine 
gemeinsame Handlung von Eltern und Kind zu beschreiben. Das heißt, dass Strafe nicht 
am Kind, sondern mit dem Kind gemeinsam vollzogen wird.  

Im Grunde verfolge ich damit selbst eine konsequentialistische Strafzwecktheorie, die 
im reformativen Sinne auf die Einsichtsfähigkeit des Täters und im individualpräventiven 
Sinne auf zukünftige Normenbefolgung hinaus will. Allerdings liegt der Zweck elterlicher 
Strafe eben nicht nur in der anerzogenen Normenkompetenz, sondern zugleich immer 
auch in der Autonomiebefähigung. Deswegen rückt der Modus des Strafens in den Vor-
dergrund. Die autonomiebehütende Strafe wird nicht am Täter, sondern mit ihm gemein-
sam vollzogen. Um diesen Gedanken zu erläutern, werde ich kurz in die Theorie gemein-
samer Handlungen einführen und diese dann auf elterliche Strafen übertragen.      

4. Was zeichnet eine gemeinsame Handlung aus? 

Bis zu diesem Punkt konnte ich die negative These unterfüttern, dass sich herkömmliche 
Strafzwecktheorien nur bedingt auf die elterliche Strafpraxis übertragen lassen, weil jene 
die moralische Unmündigkeit des Kindes, die spezifischen Zwecke elterlicher Strafe und 
die genuinen Besonderheiten der Eltern-Kind-Beziehung übersehen. Eine restaurative Po-
sition scheint am ehesten dazu geeignet zu sein, weil es sich um eine relationale, erziehe-
rische und zukunftsgerichtete Konzeption handelt. Sie muss aber an die besonderen Vor-
aussetzungen elterlicher Strafe angepasst werden. Genau das versuche ich nun zu tun, in-
dem ich elterliche Strafe als eine gemeinsame Handlung beschreibe.  

Was zeichnet eine gemeinsame Handlung aus? Wie im Abschnitt über klassische 
Strafzwecktheorien kann ich an dieser Stelle nur einen holzschnittartigen Überblick ge-
ben. In der Theoriebildung zu kollektiver Intentionalität und Verantwortung bildet die 
Konzeption gemeinsamer Handlungen (joint actions) eine Mittelposition, um Handlungen 
zu beschreiben, die nicht von einer Einzelperson allein ausgeführt werden können (vgl. 
Bratman 2014, Roth 2017, Schmid/Schweikard 2009, S. 11-65). Viele Handlungen wie 
die, als ein Paar zu tanzen, gemeinsam Spazieren zu gehen, zusammen in einem Orchester 
zu musizieren oder als Masse eine politische Demonstration durchzuführen, erfordern ei-
ne Verhaltenskoordination von mindestens zwei Personen, oftmals sogar von sehr großen 
Ansammlungen einander fremder Menschen. Kollektive Handlungen erfordern darum die 
Koordinierung oder Harmonisierung intentionaler Ausrichtungen und Verhaltensweisen. 
Auf der einen Seite gehen Theoretiker*innen kollektiver Intentionalität soweit, von der 
Bildung eines Pluralsubjekts zu sprechen, quasi von einer Mehrpersonen-Person, die eine 
einheitliche intentionale Einstellung, Entscheidungsprozedur und Identität entwickelt 
(Gilbert 1990). Ein Orchester wird im Zusammenspiel zu einer kollektiven Person. Auf 
der anderen Seite stehen diejenigen, die versuchen, kollektive Handlungen auf individuel-
le Beitragshandlungen zu reduzieren. Gemeinsam zu musizieren, ist demnach das Aggre-
gat vieler einzelner Handlungen, die zwar durch die Einzelhandlung des Dirigenten koor-
diniert werden, intentional aber auf sich und den eigenen Beitrag gerichtet bleiben.  

Ich will und brauche mich hier nicht abschließend sozialontologisch zu positionieren. 
Innerhalb dieser Debatte nimmt aber die Konzeption gemeinsamer Handlungen eine mei-
nes Erachtens plausible Zwischenposition zwischen Kollektivismus und individualisti-
schem Reduktionismus ein, weil sie auf die anspruchsvolle Unterstellung eines Pluralsub-
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jekts verzichtet, aber erklären kann, wie einzelne Personen in einer gemeinsam ausgeführ-
ten Handlung in ihren Absichten und Erwartungen wechselseitig übereinstimmen. Nach 
der Definition von Pettit/Schweikard handeln mehrere Personen „gemeinsam, genau 
dann, wenn … 

 
‒ sie jeweils beabsichtigen, dass sie die Handlung ausführen; 
‒ sie jeweils beabsichtigen, ihren Teil zu dieser Handlung beizutragen;   
‒ sie jeweils glauben, dass die anderen beabsichtigen, ihren Teil beizutragen; 
‒ sie jeweils beabsichtigen, ihren Teil beizutragen, weil sie dies glauben.“ 
 (Pettit/Schweikard 2009, S. 563) 

 
Wer in einem Orchester musiziert, leistet nicht nur seine geforderte Betragshandlung ab; 
sondern jede Einzelne stimmt mit ihren intentionalen Einstellungen und Erwartungen mit 
den anderen Orchestermitgliedern darin überein, dass man gemeinsam musizieren will. Es 
entsteht eine vertrauensvolle intentionale Verbindung, die eine gemeinsame Handlung 
erst möglich macht, die aber von jedem Einzelnen für sich geteilt und aufrechterhalten 
werden muss. Es ist diese vertrauensvolle Verbindung, der wir in einer plausiblen Be-
schreibung und Rechtfertigung elterlicher Strafe wieder begegnen.     

5. Elterliche Strafe als gemeinsame Handlung 

Vor diesem Hintergrund lautet mein Vorschlag, dass sich die besonderen relationalen Er-
fordernisse elterlicher Strafpraxis mit Hilfe des Modells gemeinsamer Handlungen über-
zeugend darstellen lassen. Freilich bleibt die explanatorische Überzeugungskraft des Mo-
dells gemeinsamer Strafe auf bestimmte Fälle und weiter zu spezifizierende Entwick-
lungsstadien des Kindes begrenzt. Auf Seiten des Kindes setzt es einen Grad der kogniti-
ven Reife voraus, der es bereits ansprechbar für postkonventionelle Moralforderungen 
(vgl. Kohlberg 1971) macht. Und es passt nur auf Beziehungsformen, in denen sich Eltern 
und Kind wechselseitig als Partner in einer gemeinsamen Erziehungsaufgabe wahrneh-
men. Deutlich gesagt, setzt es den Wunsch des Kindes voraus, sich mit Hilfe der Eltern zu 
einem kompetenten Moralsubjekt ausbilden zu wollen. Ich gehe aber davon aus, dass die-
se Voraussetzungen nicht selten erfüllt sind und dass mein Modell zumindest in diesen 
Fällen geeignet ist, um die eingangs angedeutete Paradoxie elterlicher Strafe aufzulösen. 
Auf der einen Seite liegt nämlich der Zweck elterlicher Strafe in einer dreifachen Auto-
nomiebefähigung. Sie soll zur moralischen Autonomie erziehen, Werte und Normen aus 
eigenen Gründen zu bewerten und zu bejahen, zur sozialen Autonomie, gesellschaftliche 
Regeln als ein selbständiges Gesellschaftsmitglied zu achten, und zur ethischen Autono-
mie, einen eigenen Plan vom guten Leben zu entwickeln und die damit gewählte Verant-
wortung zu übernehmen.8 Ausgerechnet diesem Zweck der dreifachen Autonomiebefähi-
gung scheinen aber Strafen, wenn wir sie als Erziehungsmittel einsetzen, geradewegs ent-
gegenzulaufen. Das Paradox liegt darin, dass es sich bei elterlichen Strafen um einen äu-
ßeren Zwang zu handeln scheint, der zwar Normenkonformität herstellt, dabei aber die 
Autonomie des Kindes außer Kraft setzt. Das Kind lernt durch Strafe das zu tun, was die 
Eltern wollen; es lernt aber nicht, sein Wollen aus eigenen Gründen an moralischen und 
sozial gültigen Regeln auszurichten. Kurz gesagt, “it is inconsistent to both morally edu-
cate children and to punish them” (Marshall 2006, S. 83). 
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Diese Paradoxie ließe sich dadurch überwinden, dass elterliche Strafe nicht als eine 
heteronome Interferenz in das Wollen und Handeln des Kindes, sondern als ein gemein-
sames Handeln zwischen Eltern und Kind beschrieben wird. In der als eine gemeinsame 
Erziehungshandlung begriffenen Strafpraxis wird der Wille des Kindes mit dem Willen 
der Eltern und den relevanten moralischen, sozialen und ethischen Sollensansprüchen in 
Einklang gebracht. Demnach handelt es sich nicht um einen Strafakt, der von Eltern am 
passiv bleibenden Kind ausgeübt wird, sondern eben um eine gemeinsame Handlung, an 
der Eltern und Kind gleichermaßen als intentionale Subjekte beteiligt sind. Der Wille des 
Kindes, so die Grundidee, ist bereits darauf gerichtet, als ein autonomer Akteur anerkannt 
zu werden, indem es die Co-Autorschaft und Kontrolle über die berechtigte Strafe behal-
ten will. Zweifellos steht dem in der Regel der vordergründige Wunsch gegenüber, gar 
nicht bestraft zu werden. Aber von einer moralischen Entwicklung zu sprechen, scheint 
mir insgesamt kaum sinnvoll zu sein, wenn wir nicht einen sich seit der frühen Kindheit 
formierenden Willen im Kind unterstellen, Normen und Werte selbst zu erkennen, zu be-
werten, zu setzen und folgen zu können. Um diesen Vorschlag besser verständlich zu ma-
chen, bietet es sich an, ein konkretes Beispiel elterlicher Strafe im Vokabular einer ge-
meinsamen Handlung zu beschreiben. 

In unserem Beispiel wird ein Kind dafür bestraft, dass es seine erlaubte Spielzeit am 
Handy überschritten hat. Einer konventionellen Beschreibung zufolge liegt es allein bei 
den Eltern,  

 
‒ zu beabsichtigen, einen Strafakt ausführen (Intention); 
‒ die rechtmäßige Autorität zu strafen zu beanspruchen bzw. sich herauszunehmen 

(Strafbefugnis);  
‒ die geltende Regel (begrenzte Spielzeit nach vorhergehender Erlaubnis) festzuschrei-

ben (Normsetzung); 
‒ die angemessene Sanktion (dreitägiges Handyverbot) festzulegen (Strafmaß); 
‒ Recht zu sprechen (judikative Gewalt) und die Strafe zu vollziehen (Exekutivgewalt).  

 
Wenn wir die Praxis elterlicher Strafe jedoch in all diesen Aspekten als eine gemeinsame 
Handlung beschreiben, wird das Kind selbst zum Subjekt der Strafpraxis. Eine solche Be-
schreibung nimmt die Autonomie des Kindes ernst, indem sie es als Co-Autoren seiner 
eigenen Bestrafung ansieht. Die heteronome Disziplinierung des Kindes ist dann zugleich 
ein Ausdruck seiner autonomen Selbstgesetzgebung; Kind und Eltern stimmen intentional 
in der Absicht zu strafen überein. Das beginnt bei der Festsetzung der Strafbefugnis. In 
einem gemeinsam begangenen Strafakt können sich Eltern die Autorität nicht einfach 
herausnehmen, sondern müssen eine vom Kind anerkannte Autorität beanspruchen. In 
funktionierenden Eltern-Kind Beziehungen vertraut das Kind seinen Eltern, nicht willkür-
lich, sondern responsiv und fair zu strafen. Zumindest indirekt wird die Strafbefugnis da-
mit vom Kind zugebilligt.  

Gleiches gilt für die Normsetzung und die Angemessenheit des Strafmaßes. In einer 
gemeinsamen Strafhandlung wird die Regel (begrenzte Spielzeit) vom Kind grundsätzlich 
bejaht. Es hat ein eigenes begründetes Interesse an der Geltung der Norm und erlebt sei-
nen eigenen Normenbruch als einen moralischen Fehler bzw. als Willensschwäche. Idea-
ler Weise sind Norm und Strafe der Ausdruck eines zwischen Eltern und Kind geteilten 
Gerechtigkeitssinnes. Zwar wird nicht seinem vordergründigen Wunsch entsprochen, 
zwanglos zu spielen, dafür aber wird sein Wille zweiter Ordnung respektiert, als ein auto-
nomes Moralsubjekt anerkannt zu werden, das in der Lage ist, Unrecht zu beurteilen und 
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(auch an sich selbst) so zu sanktionieren, dass eine innere Reform seiner Wünsche unter-
stützt wird.  

Ebenso wird das Strafmaß in einer gemeinsamen Strafhandlung in Übereinstimmung 
festgelegt. Das setzt nun weder einen offenen Verhandlungsprozess noch das jederzeitige, 
faktische Einverständnis des Kindes, wohl aber dessen allgemeine Einsicht und seine 
kommunikativ gestützte Einwilligung voraus – auch wenn letztere nur in der Möglichkeit 
bestünde, Widerspruch zu signalisieren. Ein Kind, das sein Strafmaß nicht akzeptabel fin-
det, wird in einer funktionierenden Eltern-Kind-Beziehung protestieren, in begründeten 
Fällen damit auf Resonanz stoßen und Korrekturen auslösen.  

Instruktiv ist schließlich auch, dass sich das gemeinsame Handeln bis in die Rechtfer-
tigung der Strafe und ihren Vollzug hindurch zieht. Die Gründe für die Strafe müssen 
dem Kind zugänglich und also von diesem geteilte oder zumindest aus seiner Sicht ein-
sehbare Gründe sein. Dass das vor dem Smartphone sitzende Kind in der eigenen Bude 
vergammelt und so keine eigenen Interessen entwickelt, Freunde findet und körperlich 
wie schulisch abfällt, sind Gründe, die aus den übergeordneten Interessen des Kindes her-
aus argumentieren; Gründe, die das Kind in einer gemeinsamen Rechtfertigung nachvoll-
ziehen und gegebenenfalls aus seiner Sicht korrigieren kann. Dass es darum Spielzeitre-
geln und korrespondierende Sanktionen akzeptiert, entspricht gewissermaßen dem Ge-
meinwillen (volonté générale) von Eltern und Kind. Und schließlich bleibt das Kind auch 
am Strafvollzug beteiligt, indem es die Strafe nicht nur erleidet, sondern sie durch passive 
und aktive Beitragshandlungen mit ausführt – das Handy herausgibt, den Hausarrest ein-
hält, sich selbst davon abhält, das Handy heimlich zu nehmen, etc.                

In dieser Sichtweise handelt es sich bei der elterlichen Strafe um eine gemeinsam be-
gangene Disziplinierung, in der das Kind die Eltern gewissermaßen als eine externe Kon-
trollinstanz zu ihrer eigenen Gesinnungsreform und quasi als Exekutive ihres gemeinsam 
entwickelten Gerechtigkeitssinnes in Anspruch nimmt.9 Eine gelungene elterliche Strafe 
wird somit arbeitsteilig vollzogen. Eltern und Kind haben jeweils … 

 
‒ die Gewissheit, dass die in Geltung befindlichen Normen ihrem gemeinsamen Ge-

rechtigkeitssinn entsprechen; 
‒ die übereinstimmende Absicht, dass die gemeinsame Strafe ausgeführt wird; 
‒ die Bereitschaft, ihren Beitrag zur Autorisierung, Festlegung, Rechtfertigung und 

Durchführung der Strafe zu leisten; 
‒ das Vertrauen ineinander, dass beide ihren Beitrag in responsiver Weise leisten wer-

den.  
 

Die Rechtfertigung elterlicher Strafe liegt letztlich darin, dass Kindern bereits der Wille 
zugeschrieben wird, sich normenkompetent und autonom zu verhalten, sie aber ungewoll-
te Wünsche haben (willensschwach sind) und Fehler machen, weswegen sie auf Korrektu-
ren und Festigungsmechanismen angewiesen sind, zu denen gemeinsam begangene Straf-
handlungen zählen. Damit ist der Strafzweck, wie er im reformatorischen Sinne als drei-
fache Autonomiebefähigung beschrieben wurde, auf den aktiven Beitrag des Kindes an-
gewiesen. Dass Paradox elterlicher Bestrafung löst sich auf, insofern die Strafe nicht als 
heteronome Gewalt, sondern als eine gemeinsame Selbstkorrektur und als eine Konse-
quenz des vom Kinde geteilten Gerechtigkeitssinnes wahrgenommen wird. Responsivität 
bedeutet hier, dass ein durchgehender kommunikativer Vergewisserungsprozess gewähr-
leistet ist und am Ende eine reflexive Versöhnung stattfindet, um die vertrauensvolle Be-
ziehung zwischen Eltern und Kindern zu restaurieren. Schlussendlich ist damit die Auf-
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trennung in ein strafendes Subjekt und ein bestraftes Objekt aufgehoben, da sich das Kind 
durchgehend als Co-Autor der Strafe respektiert findet bzw. sich selbst als Miturheber der 
Strafe achten kann. 

6. Ausblick: Warum körperliche Strafen unvereinbar sind mit der 
Konzeption einer gemeinsamen Handlung 

Ich fasse zusammen. Die negative Stoßrichtung meiner Argumentation besagt, dass her-
kömmliche Strafzwecktheorien nicht auf die besonderen Anforderungen elterlicher Strafe 
übertragbar sind, weil sie auf einer Differenz zwischen staatlicher Strafautorität und mün-
digem Bürger beruhen, die sich in Eltern-Kind-Beziehungen nicht wiederfindet. Mein po-
sitiver Vorschlag läuft deshalb darauf hinaus, elterliche Strafe als eine gemeinsame Hand-
lung anzusehen, in der Eltern und Kind eine responsiv-symbiotische Intentionalität aus-
bilden, oder einfach ausgedrückt, die Eltern und Kind in wechselseitiger Übereinstim-
mung ausführen. Diese Beschreibung hat den phänomenologischen Vorteil, dass sie die 
besondere Beziehung zwischen Eltern und Kind reflektiert, und den normativen Vorzug, 
dass sie das Paradox zwischen heteronomer Bestrafung und dem Strafzweck der Autono-
miebefähigung auflöst. Zweifellos hat diese Konzeption aber auch den Nachteil, eine äu-
ßerst anspruchsvolle Vorstellung von Strafe vorzulegen, die sich lediglich in einer be-
stimmten Entwicklungsphase des Kindes und möglicherweise nur in bestimmten Milieus 
– bildungsbürgerlichen ‚Verhandlungshaushalten‛ – wiederfinden lässt. Es ist zudem ein-
zuräumen, dass sich die Konzeption von Strafe als einer gemeinsamen Handlung auf be-
stimmte Vergehen besser als auf andere anwenden lässt und eine Einsichtsfähigkeit erfor-
dert, die bei Kleinkindern kaum und auch bei älteren Kindern nicht zwangsläufig voraus-
gesetzt werden kann. Deswegen beanspruche ich auch nicht, eine vollständige Theorie el-
terlicher Strafe vorzulegen, sondern will lediglich einen Anstoß dazu geben, wie sich eine 
bestimmte Form elterlicher Strafe beschreiben ließe, die dem Autonomieanspruch von 
Kindern gerecht zu werden versucht. Überflüssig zu sagen, dass diese konzeptionelle Be-
schreibung und normative Rechtfertigung einer gründlichen empirischen Überprüfung 
und entwicklungspsychologischen Einordnung bedarf.      

In diesem Vorschlag fungiert elterliche Strafe zugleich als eine Disziplinierung des 
Kindes durch die Eltern und als eine gemeinsam unternommene Selbstreformation durch 
das Kind. Und auch wenn sich dieser Vorschlag nicht auf alle Fälle elterlicher Strafe 
ausweiten lässt, bin ich doch optimistisch, dass er sich zumindest ein Stück weit auf die 
Strafpraktiken von Lehrer- oder Betreuerinnen übertragen ließe; gesetzt, es handelt sich 
hier auch um ein Vertrauensverhältnis, in dem das Kind letztlich in der Ausbildung seiner 
Fähigkeiten zur autonomen Selbstkontrolle unterstützt werden soll.  

Ausblickend möchte ich in diesem Zusammenhang noch einen anderen Punkt ver-
deutlichen, der die schwierige Frage nach der Rechtfertigbarkeit körperlicher Strafen be-
trifft. Offensichtlich lassen sich nämlich körperliche Strafen kaum mit der Idee von Strafe 
als einer gemeinsamen Handlung vereinbaren. Dies betrifft im Grunde alle erniedrigenden 
Formen von Strafe, die das Vertrauensverhältnis zwischen Eltern und Kind stören oder 
den Autonomieanspruch des Kindes missachten.  

Es gibt bereits eine Reihe von Argumenten gegen körperliche Bestrafung, die – zu-
mindest im europäischen Kulturkreis – als besonders grausam und erniedrigend empfun-
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den wird. Dem steht scheinbar entgegen, dass Strafe per definitionem mit Formen körper-
licher und psychologischer Gewalt einhergeht und dass psychologische Gewalt nicht we-
niger grausam sein kann als körperliche: „Corporal punishment“, so Geoffrey Scarre, „is 
not inevitably more cruel or demeaning than conventionally preferred punitive methods.” 
(2003, S. 295). Für die Verhältnismäßigkeit und Fairness einer Strafe scheint daher nicht 
die Art der Gewalt, sondern ihr Grad sowie die Akzeptanz bzw. Akzeptabilität der Strafe 
ausschlaggebend zu sein. Denn die besondere Ächtung, die körperliche Bestrafung in un-
serem Kulturkreis erfährt, lässt sich auch nicht einfach dadurch erklären, dass sie in be-
sonderer Weise entwürdigend ist. In körperlichen Eingriffen drückt sich zwar eine beson-
dere Missachtung der Person und ihrer körperlichen Integrität aus, aber auch hier gilt, 
dass andere Formen der öffentlichen Bestrafung und Bloßstellung als ebenso degradie-
rend oder beschämend empfunden werden können: „Corporal punishment inflicts indigni-
ty on the offender. But so does any form of punishment“ (Scarre 2003, 312) 

Viel überzeugender ließe sich die besondere Ächtung körperlicher Strafe meines Er-
achtens rechtfertigen, wenn wir die Idee von Strafe als einer gemeinsamen Handlung da-
raufhin durchsehen. Körperliche Strafen lassen sich nämlich kaum als eine gemeinsame 
Handlung beschreiben, in der das Kind die intentionale Kontrolle über alle Stationen der 
Strafhandlung behält. Dies gilt sowohl vor, in als auch nach dem Strafakt. Körperliche 
Strafen haben oftmals etwas Unmittelbares; einem Elternteil ‚rutscht die Hand aus‘, so 
dass eine Beteiligung des Kindes ante poenam, also bereits an der Beurteilung des Straf-
anlasses, ausbleibt. In poena haben körperliche Strafen eine irreversible und abrupte In-
tensität, so dass eine responsive Einwilligung über die Angemessenheit der Strafe und ei-
ne eventuelle Korrektur unmöglich ist. Und post poenam ist die Versöhnung zwischen El-
tern und Kind nach körperlichen Übergriffen besonders schwierig, weil die Verletzung 
der körperlichen Integrität und die Erfahrung des Ausgeliefertseins das Vertrauen in die 
Eltern als ein Gegenüber, mit dem das Kind gemeinsam agiert, beschädigt.  

Es kann hier eingewendet werden, dass auch gewalttätige Strafen die Form einer ge-
meinsamen Handlung annehmen. In einem Gutachten zu dieser Arbeit wird zu Bedenken 
gegeben, dass zum Beispiel ein Kind so gebrochen sein könnte, dass es schwere elterliche 
Prügel als normal und gerecht ansieht und dass es zur Strafe beiträgt, indem es den Gürtel 
holt, mit dem es misshandelt wird. Dagegen möchte ich noch einmal die anspruchsvolle 
normative Vorstellung einer gemeinsamen Handlung hervorheben. Auch wenn es noto-
risch schwierig ist, Fällen von falschem Bewusstsein zu begegnen, so gilt doch für eine 
gelungene gemeinsame Handlung generell, dass sie als Ausdruck eines nichtmanipulier-
ten So-Sein-Wollens angesehen werden können muss. Insofern ist es für die Rechtferti-
gung einer Strafe tatsächlich hinreichend, dass sie in diesem Sinne gemeinsam ausgeführt 
wird. Denn eine gemeinsame Strafhandlung von Eltern und Kind kann nur dann als ge-
lungen gelten, wenn sie sich aus freiwilligen Beitragshandlungen zusammensetzt und die 
autonomieorientierte Reform kindlicher Wünsche bezweckt. Wer gebrochen wurde, kann 
kein Co-Autor einer gemeinsamen Handlung sein, und wer misshandelt wird, lernt durch 
Gewalt diszipliniert zu werden statt sich selbst durch Gründe und somit autonom zu dis-
ziplinieren.      

All das besagt wie gesagt nicht, dass Formen psychologischer Bestrafung nicht ver-
gleichbar zerstörerisch in Bezug auf die Eltern-Kind-Beziehung und ihre Fähigkeit, ge-
meinsam zu handeln und zu strafen sein können. Die Beschreibung elterlicher Strafe als 
einer gemeinsamen Handlung erklärt aber sehr gut, warum Schläge überhaupt keinen 
rechtfertigbaren Strafmodus darstellen. Demnach ist es nicht nur die Grausamkeit körper-
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licher Gewalt, sondern vor allem die Unmöglichkeit für das Kind, in körperliche Strafen 
einzuwilligen und sie mitzukontrollieren, die ihre besondere Ächtung begründen. 

Anmerkungen 
 
1 Einen nach wie vor hervorragenden Überblick über die Debatte geben Schmid/Schweikard (vgl. 

2009); als Standardübersicht kann der 2017 aktualisierte Eintrag „Shared Agency“ von Abraham 
Sesshu Roth in der Stanford Encyclopedia of Philosophy gelten (https://plato.stanford.edu/).  

2 Ideale Theorien beschreiben, wie eine Gesellschaft eingerichtet sein soll, in der die Bedingungen der 
Gerechtigkeit – mäßige Knappheit und allgemeine Compliance – gegeben sind; nichtideale Theorien 
untersuchen hingegen, wie mit Knappheit und Nicht-Compliance, also verbreiteten Regelübertre-
tungen, umzugehen ist (Rawls 1999, S. 215f.).  

3 Vgl. Kant AA VI, Die Metaphysik der Sitten (1797), S. 331, 20-25: „Richterliche Strafe ( poena fo-
rensis ) […] kann niemals bloß als Mittel ein anderes Gute zu befördern für den Verbrecher selbst, 
oder für die bürgerliche Gesellschaft, sondern muß jederzeit nur darum wider ihn verhängt werden, 
weil er verbrochen hat…“ 

4 Das klingt altertümlich, Joel Feinberg (1965) weist aber darauf hin, dass sich dieses Strafverständ-
nis in modernen Strafrechtskatalogen, aber auch in retributiven Gerechtigkeitsgefühlen wie Ab-
scheu, Rache- oder Schuldgefühlen aufrecht erhalten hat. 

5 Eine vorzügliche Einführung in die Theoriebildung zu restaurativer Gerechtigkeit im Zuge der 
Überwindung ethnischer, weltanschaulicher und post-kolonialer Konflikte bieten Strong/van Ness 
(2010).  

6 Angesichts dieser fundamentalen Bedeutung elterlicher Erziehung in der Individuation und Soziali-
sation des Kindes wird immer wieder die Idee eines ‚Elternführerscheins‛ ins Spiel gebracht. Für die 
jüngere Diskussion vgl. McFall (2009) und Lafolette (2010).  

7 Gegen die Indoktrinierung einer bestimmten Idee des guten Lebens durch die Eltern in religiösen 
Schulen oder durch Homeschooling argumentiert Marples (2014). 

8 Ich habe hier den Zweck elterlicher Erziehung als eine dreifache Autonomiebefähigung bestimmt, 
ohne dies an dieser Stelle hinreichend ausführen oder gegenüber alternativen Vorschlägen verteidi-
gen zu können. Im Wesentlichen folge ich Berkowitz/Grych, die “four foundational components of 
children's moral development (social orientation, self-control, compliance, self-esteem) and four 
central aspects of moral functioning (empathy, conscience, moral reasoning, altruism)” unter-
scheiden (1998, S. 371). 

9 In ähnlichen Worten: “The fact that children accept discipline and punishment without resentment 
seemed to be that they had an ideal of conduct to which they wish to conform, and they accepted, 
and sometimes appreciated, control and punishment from parents and teachers, because they recog-
nised them as intended to help them.” (Gaskell 1960, S. 21) 
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Körperstrafen als moralisches Übel1 

Gottfried Schweiger, Gunter Graf 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung: 
In diesem Beitrag wollen wir aus einer ethischen Perspektive dafür argumentieren, dass es moralisch 
verwerflich ist, Kinder mit Körperstrafen jeglicher Form zu züchtigen, was ein starker Grund dafür ist, 
sie in allen Staaten auch rechtlich zu verbieten. Unsere ethische Argumentation fußt also nicht schon 
selbst auf rechtlichen Vorgaben oder Traditionen in bestimmten Staaten wie Deutschland oder Öster-
reich, die die Körperstrafe verboten haben, sondern ist eine Argumentationsebene tiefer angesiedelt und 
kann in diesem Sinne auch eine außerlegistische Begründung für legistische Verbote abgeben. Wir wer-
den vier Argumente vorbringen, die unsere Konklusion untermauern. Drei dieser Argumente beziehen 
sich spezifisch auf moralische Ansprüche von Kindern, ein Argument bezieht sich auf gesellschaftliche 
Folgen der Körperstrafe (hier geht es also vor allem um unerwünschte Nebeneffekte). Körperstrafen ver-
letzen die moralischen Ansprüche von Kindern auf (a) die Unversehrtheit ihrer körperlichen Integrität, 
(b) auf Wohlergehen und Wohlentwickeln und (c) darauf, nicht erniedrigt zu werden. Körperstrafen 
schaffen (d) ein Klima der Gewalt in einer Gesellschaft, welches für alle Gesellschaftsmitglieder – Kin-
der wie Erwachsene – moralisch schlecht ist. 
 
Schlagwörter: Körperstrafe, Kinder, Ethik, körperliche Integrität 
 
 
Corporal Punishment as a Moral Evil 
 
Abstract: 
In this paper we will argue from an ethical perspective that all forms of corporal punishment of children 
are morally bad. Hence it should be illegal in all states. Our ethical reasoning is not based on certain laws 
or legal regulations of corporal punishment, for example in Germany or Austria, but aims to provide a 
moral basis for them. We will examine four arguments: corporal punishment violates children's moral 
claims to (a) the protection of their bodily integrity, (b) their well-being and well-becoming, and (c) not 
to be humiliated. Furthermore, we show that corporal punishment (d) helps to create a societal climate of 
violence, which is for morally bad for everyone, children as well as adults. 
 
Keywords: Corporal Punishment, Children, Ethics, Bodily Integrity 
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Einleitung 

Die Frage, ob Körperstrafen rechtlich zulässige Mittel in der Erziehung von Kindern sind, 
ist umstritten. Jurisdiktionen, die sie ausdrücklich verbieten, stehen solchen gegenüber, in 
denen sie erlaubt sind und die vor allem Eltern das Recht einräumen, ihre Kinder auf die-
se Weise zu bestrafen (Zolotor/Puzia 2010). 

In diesem Beitrag wenden wir uns aus ethischer Perspektive diesem Thema zu, und 
wir zeigen, dass es moralisch verwerflich ist, Kinder mit Körperstrafen jeglicher Form zu 
züchtigen, was ein starker Grund dafür ist, sie in allen Staaten auch rechtlich zu verbieten. 
Unsere ethische Argumentation fußt also nicht schon selbst auf rechtlichen Vorgaben oder 
Traditionen in bestimmten Staaten wie Deutschland oder Österreich, die die Körperstrafe 
verboten haben, sondern ist eine Argumentationsebene tiefer angesiedelt und kann in die-
sem Sinne auch eine außerlegistische Begründung für legistische Verbote abgeben. 

Wir werden vier Argumente vorbringen, die unsere Konklusion untermauern. Drei 
dieser Argumente beziehen sich spezifisch auf moralische Ansprüche von Kindern, ein 
Argument bezieht sich auf gesellschaftliche Folgen der Körperstrafe (hier geht es also vor 
allem um unerwünschte Nebeneffekte). Körperstrafen verletzen die moralischen Ansprü-
che von Kindern auf (a) die Unversehrtheit ihrer körperlichen Integrität, (b) auf Wohler-
gehen und Wohlentwickeln und (c) darauf, nicht erniedrigt zu werden. Körperstrafen 
schaffen (d) ein Klima der Gewalt in einer Gesellschaft, welches für alle Gesellschafts-
mitglieder – Kinder wie Erwachsene – moralisch schlecht ist. Wir werden weiterhin be-
wusst von moralischen Ansprüchen sprechen und den Begriff des Rechts, obwohl dieser 
vielerorts synonym dazu verstanden wird, nicht verwenden. Damit wollen wir auch der 
Verwechslung mit positiven Rechten, also gesetzlich abgesicherten Rechten, vorbeugen. 
Diese Ebene ist, wie erwähnt, nicht die unsere hier. 

Obwohl wir der Meinung sind, dass manche Moraltheorien – wie etwa der Fähigkei-
tenansatz (Graf/Schweiger 2017) – besonders gut geeignet sind, diese moralischen An-
sprüche zu begründen, verzichten wir in diesem Aufsatz darauf, uns diesbezüglich festzu-
legen. Vielmehr gehen wir von einem begründungspluralistischen Paradigma aus, also 
davon, dass die von uns genannten moralischen Gründe (moralischen Ansprüche von 
Kindern und Erwachsenen) aus der Perspektive unterschiedlicher Moraltheorien einsich-
tig sind. Dieser bewusste Verzicht auf eine bestimmte moraltheoretische Perspektive ver-
leiht unserer Argumentation breitere Zustimmungskraft. 

Zunächst noch zwei kurze Bemerkungen vorweg zur Einschränkung unseres Themas: 
wir legen keine Theorie der Strafe zugrunde, also weder definieren wir Strafe noch fragen 
wir, ob Strafen allgemein legitim sind oder unter welchen Umständen eine bestimmte 
Strafe legitim ist. Vielmehr gehen wir von einem alltagsgeprägten Verständnis von Kör-
perstrafe aus, als der Handlung einer erwachsenen und erziehungsberechtigten Person, die 
ein Kind körperlich züchtigt, mit oder ohne Hilfsmitteln.2 Das erscheint uns auch deshalb 
eine plausible Vorgehensweise zu sein, weil es erhebliche kulturelle Unterschiede im 
Verständnis davon gibt, welche Handlungen als Körperstrafen anzusehen sind, in welchen 
Situationen diese angebracht sind und wer dazu berechtigt ist (Ember/Ember 2005; Lans-
ford/Dodge 2008). Wir interessieren uns also nicht für die Frage, unter welchen Umstän-
den hier im Rahmen einer bestimmten Theorie der Strafe von einer Strafe oder auch von 
einer legitimen Strafe gesprochen werden kann. Uns ist bewusst, dass damit der Unter-
schied zwischen Körperstrafen und sonstigen Körperverletzungen (wie auch der körperli-
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chen Misshandlung) verschwimmt3, da wir ihn nicht aus einer spezifischen Theorie her-
aus bestimmen wollen, sondern in das strafende Subjekt bzw. seinen sozio-kulturellen 
Hintergrund verlegen. Für ein allgemeines, also transkulturelles, moralisches Verbot der 
Körperstrafe, wie es Gegenstand dieses Beitrags ist, erscheint uns aber genau das als die 
adäquate Herangehensweise. Wir interessieren uns des Weiteren nicht für Fälle, die au-
ßerhalb der Familie stattfinden. Damit wären weitere Fragen, zum Beispiel der staatlichen 
Autorität, angesprochen, die wir außen vor lassen wollen. Wir glauben dennoch, dass un-
sere Argumente auch auf solche Fälle übertragbar sind.    

Körperliche Integrität 

Wir wollen dafür argumentieren, dass Kinder, ebenso wie Erwachsene, einen fundamen-
talen moralischen Anspruch auf körperliche Integrität besitzen. Verletzungen dieser Inte-
grität bedürfen einer soliden Begründung (wie sie etwa im Fall von medizinischen Ein-
griffen gegeben werden kann), die bei Körperstrafen nicht vorhanden ist. Eine solche Be-
gründung fehlt deshalb, weil Körperstrafen weder dem Wohlergehen noch Wohlentwi-
ckeln des Kindes dienen, sie also nicht paternalistisch rechtfertigbar sind, und weil Kinder 
ihrer körperlichen Züchtigung nicht zustimmen können, also ihre Autonomie nicht zur 
Rechtfertigung dieser sie schädlichen Handlung herangezogen werden kann. Körperstra-
fen sind daher als moralisch nicht gerechtfertigte Verletzungen der körperlichen Integrität 
zu beschreiben und zu bewerten. Wir wollen hier also kurz abklären, was körperliche In-
tegrität ausmacht, wieso sie geschützt werden sollte und inwiefern Körperstrafen diese il-
legitimerweise verletzen. 

Körperliche Integrität ist ein durchaus vager Begriff, der ähnlich jenem der Gesund-
heit weit oder eng verstanden werden kann. Wir haben an anderer Stelle für einen weiten 
Begriff argumentiert, der multidimensional physische, psychische und soziale Komponen-
ten aufweist (Graf/Schweiger 2017). In dem Zusammenhang dieses Aufsatzes erscheint es 
aber ausreichend, ein enges und damit auch breiter zustimmungsfähiges Konzept zu ver-
wenden. Körperliche Integrität meint dann das ungestörte oder biomedizinisch „normale“ 
Funktionieren des physischen Körpers einer Person (Dekkers/Hoffer/Wils 2005). Auch 
hier sind einige Unschärfen eingebaut, die sich aus der Varianz der menschlichen Körper-
lichkeit ergeben – wie also ein „normales“ oder „natürliches“ Funktionieren zu verstehen 
ist. Der Schutz der körperlichen Integrität besagt dann, dass keine Eingriffe in den Körper 
und sein Funktionieren vorgenommen werden dürfen ohne die Zustimmung durch die be-
troffene Person. Der moralische Anspruch auf diesen Schutz kann unterschiedlich abge-
leitet werden, so zum Beispiel, weil es die Würde des Menschen ausmacht, über den ei-
genen Körper selbst verfügen zu können, oder weil der Schutz der körperlichen Integrität 
ein notwendiger Bestandteil eines autonomen und selbstbestimmten Lebens ist (zum Bei-
spiel hier: Herring/Wall 2017). Von solchen Überlegungen ausgehend hat der Anspruch 
auf einen Schutz der körperlichen Integrität auch Eingang in viele Rechtstexte gefunden. 

Für Kinder ist dieser Anspruch auf den Schutz körperlicher Integrität mit einigen 
Komplikationen behaftet, die sich aus der spezifischen Verfasstheit des Kindes und seiner 
Stellung in Familie und Gesellschaft ergeben. Zunächst sei hier genannt, dass Kinder, 
insbesondere jüngere, als zumindest nur teilweise zustimmungsfähig angesehen werden 
können: das unterläuft den moralischen Anspruch auf einen Schutz der körperlichen In-
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tegrität, da es doch bei Erwachsenen eben die Zustimmung ist, die moralisch ungerecht-
fertigte und gerechtfertigte Eingriffen unterscheidet. Die Konsequenz, dass es somit nur 
gerechtfertigte Eingriffe geben würde (also Kinder den Anspruch auf körperliche Integri-
tät verlieren), ist ebenso wenig plausibel, wie jene, dass es gar keine gerechtfertigten Ein-
griffe geben könnte (also der moralische Anspruch solange absolut gilt, bis Kinder zu-
stimmungsfähig werden). In beiden Fällen ist eine massive Schädigung von Kindern zu 
erwarten. 

Der Anspruch ist also wohl so zu verstehen, dass er paternalistisch delegiert wird und 
sich erst im Laufe der Kindheit voll ausbildet. Das ist in Bezug auf viele moralische An-
sprüche von Kindern, wie etwa auf Selbstbestimmung, auf Bewegungsfreiheit, auf Bil-
dung etc. der Fall (Giesinger 2007; Archard /Macleod 2002; Drerup 2013). Der Anspruch 
auf einen Schutz der kindlichen körperlichen Integrität ist dabei ausgewogen einzubetten 
in das Set ihrer anderen Ansprüche und die Entscheidung darüber wird an Stellvertreter, 
die das beste Interesse des Kindes im Blick haben sollten, delegiert. Zumeist sind das die 
Eltern. Diese haben damit eine doppelte Funktion, die man auch als ihre moralische Ver-
antwortung spezifizieren kann: einerseits das Kind vor Eingriffen in seine körperliche In-
tegrität zu schützen (durch sie selbst aber vor allem auch durch andere), andererseits 
selbst so in diese  Integrität einzugreifen oder solche Eingriffe zu erlauben und deren 
Durchführung herbeizuführen, dass es dem Wohlergehen und Wohlentwickeln dienlich 
ist. Solche Eingriffe sind vielfältiger Natur: etwa die Durchführung von ärztlichen Unter-
suchungen und Impfungen, die die Eltern zu veranlassen und zu erlauben haben. Damit 
wollen wir keineswegs eine einseitig individualistischen Verantwortungszuschreibung vor-
aussetzen (zum Beispiel in Bezug auf kindliche Adipostas: Friedman 2015; Graf/ 
Schweiger 2016) – vielmehr sind elterliche Rechte und Pflichten eingebunden in soziale 
wie auch rechtliche Zusammenhänge, die „gute“ Elternschaft entweder fördern oder auch 
behindern können. Dahingehend ist auch der Staat in die Pflicht zu nehmen (Archard 
2003). Auch im Alltag der Erziehung wird es viele Situationen geben, wo Eltern in die 
körperliche Integrität ihrer Kinder in einer Weise eingreifen, die bei Erwachsenen mora-
lisch problematisch wären (so etwa ist schon das zustimmungsfreie Aus- und Anziehen 
einer erwachsenen Person höchst problematisch). 

Ersichtlich weist der moralische Anspruch auf den Schutz der körperlichen Integrität 
somit eine Entwicklungsperspektive auf: je älter und reifer das Kind wird, desto mehr 
Kontrolle kann und soll es übernehmen bis es schließlich vollumfänglich als zustim-
mungsfähig und damit auch verfügungsfähig anzusehen ist. Wann dieser Punkt erreicht 
ist, ob er pragmatisch mit einem Alterslimit oder von Fall zu Fall festzulegen ist, können 
wir hier leider nicht diskutieren (Archard 2004; Giesinger 2017). 

Die Frage, die uns interessiert ist also, ob Erwachsene, in den meisten Fällen die El-
tern, für ihre Kinder der Körperstrafe zu Lasten ihrer Kinder zustimmen können bzw. dür-
fen (wobei sie sich diese Zustimmung in den allermeisten Fällen selbst geben würden, sie 
also auch die Körperstrafe ausführen). Der paradigmatische Fall der Ohrfeige macht dies 
klar: Erwachsene dürfen Erwachsene nicht ohrfeigen ohne deren Zustimmung. Das wäre 
ein moralisch ungerechtfertigter Eingriff in die körperliche Integrität – sofern nicht sehr 
besondere Umstände vorliegen, wie zum Beispiel, dass mit dieser Ohrfeige eine giftige 
Spinne getötet wird, welches von der geohrfeigten Person nicht bemerkt wurde. In diesem 
Fall ist einerseits wohl von einer nachträglichen Zustimmung auszugehen und selbst falls 
es diese nicht gäbe, wäre der Eingriff moralisch entschuldbar, da die ohrfeigende Person 
gute Gründe für sich beanspruchen kann, dass es von einer nachträglichen Zustimmung 
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ausgehen konnte. Wenn die erwachsene Person jedoch autonom einen medizinischen 
Eingriff, selbst einen, der ihr Leben retten würde, ablehnt, so ist dies legitim und zu res-
pektieren. 

Eine Zustimmung durch die Eltern in die Verletzung der körperlichen Integrität kann 
also durchaus legitim sein, wie eben im Fall einer medizinischen Behandlung. Dabei sind 
zwei Bedingungen zu beachten: der Eingriff in die körperliche Integrität dient dem Wohl-
ergehen und Wohlentwickeln des Kindes (Behandlung einer Krankheit, Schutz vor zu-
künftigen Krankheiten etc.). Das ist sozusagen die Paternalismusklausel (Brighouse 2003). 
Wir wollen dieses Wohl durchaus nicht nur physisch verstehen, sondern in einem weite-
rem Sinne, der auch psychisches Wohl oder die Erreichung objektiv wertvoller Güter wie 
Bildung und andere Fähigkeiten umfasst. Zudem ist ein Eingriff in die körperliche Inte-
grität aber auch in solchen Fällen nur dann gerechtfertigt, wenn der gleiche Nutzen nicht 
auch anders erreicht werden kann. Das bedeutet eine Orientierung hin zu weniger invasi-
ven Eingriffen, wenn dies möglich ist. Darunter kann auch fallen, präventive Maßnahmen 
zu setzen, die weniger schmerzhaft, anstrengend oder belastend sind, als wenn bei einem 
späteren Eintreten des Leidens eine Behandlung notwendig wird (das ist mitunter ein Ar-
gument für Impfungen, die weitaus weniger invasiv sind als nachträgliche Behandlungen). 

Was kann auf Basis dieser beiden Bedingungen über die Körperstrafe bei Kindern ge-
sagt werden? Zunächst sei gesagt, dass wir davon ausgehen, dass die allermeisten Eltern, 
die ihre Kinder körperlich züchtigen, auch das Wohlergehen derselben im Blick haben – 
sie wollen ihrer Kinder also nicht nutz- und grundlos verletzen. Diesem subjektiven Ein-
druck steht allerdings gegenüber, dass Körperstrafen durchaus negative Auswirkungen 
haben ‒ zunächst die Strafe selbst aber auch mögliche Folgeerscheinungen, die mitunter 
erst im Nachhinein sichtbar werden und nicht notwendig physischer Natur sein müssen 
(Paolucci/Violato 2004). Wir werden uns diesen Folgen für das Wohlergehen und Wohl-
entwickeln noch ausführlich im nächsten Abschnitt widmen. Hier genügt es darauf zu 
verweisen, dass der Eingriff in die körperliche Integrität des Kindes, der durch die körper-
liche Bestrafung erfolgt, bei Kindern immer dann ungerechtfertigt ist, wenn er nicht dem 
Wohlergehen oder Wohlentwickeln dient bzw. diesem förderlich ist. Oder, um die Formu-
lierung des Kinderrechtskonvention aufzunehmen: eine körperliche Bestrafung ist mora-
lisch nicht legitim, wenn sie nicht dem bestem Interesse des Kindes dient, dem die Eltern 
bzw. alle Erziehungsberechtigten verpflichtet sind.4 

Doch selbst wenn angenommen wird, dass Körperstrafen das Wohlergehen und 
Wohlentwickeln nicht schädigen oder gar diesem förderlich sind, kann es Gründe geben, 
dass eine Zustimmung hierzu durch die Eltern moralisch nicht gerechtfertigt ist. Das be-
zieht sich einerseits auf die Ziele, die durch die Körperstrafe erreicht werden sollen. Es 
gibt nämlich eine Reihe an empirischen Belegen (etwa Gershoff/Grogan-Kaylor 2016), 
auf die wir weiter unten ausführlicher eingehen werden, dass die Ziele, die durch die Kör-
perstrafe erreicht werden sollen, zumeist verfehlt werden und leichter und weniger invasiv 
und schädlich erreicht werden können. Wir haben weiter oben schon argumentiert, dass 
Eingriffe in die körperliche Integrität möglichst vermieden werden sollten, wenn die Ziele 
auch anders erreicht werden können. Das gilt umso mehr, wenn sie sogar besser erreicht 
werden können, wie es die Empirie für den Verzicht der Körperstrafe nahelegt. Daraus 
und aus anderen empirischen Belegen (Fréchette/Zoratti/Romano 2015) könnte schließ-
lich ein Slippery-Slope-Argument gefolgert werden: Körperstrafen, sogar sehr leichte, de-
ren Folgen im Einzelfall wenig invasiv und schädlich sein können, bergen immer das Ri-
siko der Eskalation in sich (Bartlett 2010). 
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Dass jüngere Kinder nicht ihrer körperlichen Bestrafung zustimmen können, genauso 
wenig wie sie ihren medizinischen Behandlungen zustimmen können, ist bereits ausgeführt 
worden. Ihre autonome Entscheidung kann somit nicht als Rechtfertigung dienen, wie im 
Falle eines Erwachsenen, der sich gegen eine medizinische Behandlung oder auch für eine 
körperliche Verletzung entscheiden kann (etwa im Rahmen von sexuellen Praktiken). Ob 
es auch für Erwachsene Grenzen dieser Selbstbestimmung gibt bzw. wo diese moralisch 
festzulegen sind, ist hier nicht unser Thema. Eine mögliche Argumentation könnte jedoch 
lauten, dass Erwachsene ihrer körperlichen Bestrafung nachträglich zustimmen, und damit, 
zumindest nachträglich, aus einer illegitimen eine moralisch legitime Handlung machen. 
Das ist jedoch nicht plausibel: in einem solchen Falle ist allenfalls von einer Entschuldi-
gung und einem Vergeben durch die geschädigte Person auszugehen, welches die morali-
sche Bewertung der Handlung nicht ausreichend affiziert. Insbesondere haben Eltern, die 
ihre Kinder körperlich bestrafen wollen, keine guten Gründe von einer solchen späteren 
Bewertung auszugehen. Das ist auch der Unterschied zu einer Handlung, wie der obigen 
lebensrettenden Ohrfeige, um eine giftige Spinne zu töten oder auch der Reanimation eines 
Schwerverletzten durch eine Nothelferin, bei der diesem einige Rippen gebrochen werden. 
Vielmehr sollten Eltern darüber aufgeklärt sein, dass ihre Körperstrafen schädlich sind – 
genauso wie sie sich darüber informieren sollten, wie sie eine gute Entwicklung ihrer Kin-
der unterstützen können und was diese hierfür benötigen. Den Fall von älteren Kindern, die 
ausreichende Autonomiefähigkeiten besitzen, und die eine körperliche Bestrafung ihrer El-
tern befürworten, können wir hier nur erwähnen. Drei Argumentationslinien könnten auf 
diesen, wohl sehr seltenen Fall, angewendet werden: Zum Ersten dass der soziale Schutz-
raum „Kindheit“ (Anderson/Claassen 2012), der frei von Gewalt sein soll, diese Autono-
mie überschreibt und paternalistisch rechtfertigt, dass Kinder solchen Körperstrafen nicht 
zustimmen dürfen. Zum Zweiten könnte die besondere Beziehung zwischen Eltern und 
Kindern angeführt werden, die durch solche Handlungen moralisch korrumpiert wird – Ju-
gendliche könnten somit berechtigt sein, der körperlichen Bestrafung durch andere Perso-
nen zuzustimmen, nicht jedoch der durch ihre Erziehungsberechtigten – und dass, zum 
Dritten, Eltern eine Pflicht haben, einer solchen Korrumpierung und der Schädigung des 
Wohlergehens und Wohlentwickelns durch Körperstrafen nicht zuzustimmen. 

Wohlergehen und Wohlentwickeln 

Will man Körperstrafen von Kindern rechtfertigen, scheint eine Möglichkeit zu sein, zu 
zeigen, dass sie sich auf das Wohlergehen und Wohlentwickeln von Kindern positiv aus-
wirken, zwei Kategorien, denen in der ethischen Literatur eine starke normative Funktion 
zugeschrieben wird (Bagattini/Macleod 2014; Graf/Schweiger 2017). Natürlich wird man 
dabei in Kauf nehmen müssen, dass das Wohlbefinden in der Strafsituation eingeschränkt 
wird, da es ja zu einer Schmerzzufügung kommt, die unangenehm ist und es wohl auch 
sein muss, damit die Strafen effektiv sein können. Doch könnte es ja durchaus sein, dass 
die Körperstrafen so wirken, dass es in der Folge zu positiven Veränderungen im Wohler-
gehen und Wohlentwickeln von Kindern kommt, etwa, indem sie lernen, risikoreiche 
Handlungen zu unterlassen. Bei diesem Argument handelt es sich also um ein konsequen-
tialistisches, wobei Körperstrafen so gerechtfertigt werden, dass es ja im Eigeninteresse 
des Kindes sei, auf diese Weise gezüchtigt zu werden. 
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Wir wollen an dieser Stelle den Gedankengang aufgreifen, dass es einen Unterschied 
für die moralische Bewertung der Körperstrafe macht, welche Effekte sie haben und dass 
zumindest die Möglichkeit besteht, sie auf Grundlage von positiven Auswirkungen auf 
das Kindeswohl und die kindliche Entwicklung zu verteidigen. Damit wäre auch eines 
unserer Argumente für das Verbot, durch Körperstrafen in die kindliche körperliche In-
tegrität einzugreifen, geschwächt. Es könnte sein, dass Körperstrafen dann eher wie ge-
rechtfertigte medizinische Eingriffe zu bewerten wären, also paternalistisch rechtfertigbar 
gegenüber Kindern sind, die noch nicht zustimmungsfähig sind.  

Doch was sagt uns die empirische Forschung zu diesen Fragen bzw. gibt es tatsäch-
lich Hinweise darauf, dass Strafen für das Kindeswohl und die kindliche Entwicklung zu-
träglich sind? Mittlerweile gibt es eine sehr umfassende Forschungsliteratur zu diesem 
Thema. In den letzten Jahren und Jahrzehnten entstanden hunderte Studien, die untersuch-
ten, welche positiven und negativen Wirkungen mit Körperstrafen einhergehen. Wenn es 
um eine systematische Aufarbeitung dieser Vielzahl an Studien geht, sind vor allem vier 
Metastudien zu nennen, die die Debatte der letzten Jahre geprägt haben. Ihre Ergebnisse 
und die Konklusionen, die von den AutorInnen daraus gezogen werden, gehen dabei in 
unterschiedliche Richtungen. So sieht Elizabeth Gershoff (Gershoff 2002) ihre Studie als 
Beleg dafür, dass Körperstrafen weitgehend ineffektiv und sogar schädlich sind, Robert 
Larzelere und Brett Kuhn sehen in ihrer Analyse Belege dafür, dass Körperstrafen bei 
richtiger Anwendung effektiv wirken und keine negativeren Effekte haben als andere 
Disziplinierungsmaßnahmen (einschließlich Argumentieren, „Auszeit“ oder Entzug von 
Privilegien) (Larzelere/Kuhn 2005), und die Studien von Christopher J. Ferguson sowie 
von  Elizabeth Paolucci und Claudio Violato weisen darauf hin, dass es einen leichten Zu-
sammenhang zwischen Körperstrafen und kognitiven, emotionalen und Verhaltensprob-
lemen bei Kindern gibt (Ferguson 2013; Paolucci/Violato 2004). Zusammengenommen 
geht die Evidenz somit in die Richtung, dass Körperstrafen tendenziell negative Auswir-
kungen haben, wobei es jedoch einige umstrittene Punkte gibt. 

Skeptiker gegenüber den Studien, die negative Effekte von Körperstrafen belegen, wei-
sen vor allem auf zwei Aspekte hin, die ihrer Ansicht nach zu wenig in der Forschung be-
rücksichtigt wurden (Baumrind/Larzelere/Cowan 2002; Benjet/Kazdin 2003). Erstens wird 
argumentiert, dass in entsprechenden Metastudien nicht sauber zwischen milden (ohne Ver-
letzungsfolgen, durchgeführt mit der geöffneten Hand) und harten (beinhalten große Verlet-
zungsrisiken, werden z.T. mit Gegenständen durchgeführt) Körperstrafen differenziert wird. 
Dass harte Körperstrafen negative Auswirkungen hätten, sei unstrittig und empirisch gut be-
legt. Doch daraus dürfe man nicht einfach folgern, dass auch milde Körperstrafen ähnliche 
Effekte hätten. So bewerteten z.B. Baumrind et al. (Baumrind/Larzelere/Cowan 2002) die 
Daten aus (Gershoff 2002) neu, indem sie die Informationen bezüglich harter Körperstrafen 
getrennt berücksichtigten. Daraus folgerten Sie, dass nur für diese zu belegen sei, dass sie 
schädlich sind. Der zweite Aspekt, der kritisch diskutiert wird, bezieht sich auf ein anderes 
methodisches Problem. Die meisten Untersuchungen zu Körperstrafen beruhen auf einem 
Querschnittdesign. Randomisierte kontrollierte Studien sind aus praktischen und ethischen 
Gründen kaum durchzuführen, und auch prospektive Längsschnittstudien in der Literatur 
selten anzutreffen.  Dadurch kann passieren, dass man den Zusammenhang zwischen Kör-
perstrafen und problematischem Verhalten von Kindern falsch interpretiert. So könnte es 
sein, dass es vor allem „schwierige“ Kinder sind, denen Körperstrafen widerfahren und diese 
gewissermaßen provozieren. Dann wäre es irreführend, so die Kritiker, die Körperstrafen für 
negative Effekte verantwortlich zu machen, da diese den Körperstrafen schon vorausgehen. 
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Um auf diese Kritikpunkt zu reagieren, führten Gershoff und Grogan-Kaylor kürzlich 
eine weitere Metaanalyse durch (Gershoff/Grogan-Kaylor 2016), in der sie vor allem 
Wert auf die Unterscheidung zwischen milden und harten Körperstrafen legten, die Er-
gebnisse von Studien mit unterschiedlichen Forschungsdesigns verglichen und viele neue 
Studien miteinbezogen. Generell zeigte sich in dieser wohl aktuellsten Metastudie eine 
starke Verbindung von Körperstrafen und negativen Aspekten des Kindeswohls. Sie stan-
den in Verbindung mit stärkerer Aggression und antisozialem Verhalten der Kinder, mehr 
Externalisierungs- und Internalisierungsproblemen, mehr Problemen der psychischen Ge-
sundheit und Beziehungsschwierigkeiten mit den Eltern. Auch geringere Internalisierung 
moralischer Regeln, geringere kognitive Fähigkeiten und geringeres Selbstvertrauen 
konnten mit Körperstrafen in Verbindung gebracht werden. Darüber hinaus zeigten sich 
auch Effekte auf das Leben als Erwachsener, wobei vor allem antisoziales Verhalten und 
psychische Probleme hervorzuheben sind. Dabei ist allerdings festzuhalten, dass kausale 
Zusammenhänge zwischen Körperstrafen und solchen Schwierigkeiten von Erwachsenen 
auf Grundlage der aktuellen Studienlage nicht zu begründen sind. 

Was den ersten angesprochenen Kritikpunkt angeht, dass bisher nicht gezeigt werden 
konnte, dass milde Körperstrafen negative Effekte hätten, ergab sich ein klares Bild: Auch 
wenn harte Körperstrafen exkludiert werden, blieben negative, statistisch signifikante Ef-
fekte in den oben genannten Dimensionen bestehen, auch wenn sie geringer ausfielen. 
Dieses Ergebnis spricht deutlich gegen die Behauptung, dass milde Körperstrafen harmlos 
seien. Vielmehr gibt es Grund zur Annahme, dass sie in eine ähnlich negative Richtung 
wirken, auch wenn deren stärke nicht ganz so gravierend ausfällt. Und nicht zuletzt zeigte 
sich in den Daten, dass es ein immer wieder anzutreffendes Phänomen ist, dass milde 
Körperstrafen im Verlauf der Zeit intensiviert werden und in Misshandlungen umschla-
gen.   

Auch der zweite Kritikpunkt konnte in der Metaanalyse entkräftet werden. Die ver-
fügbaren Längsschnittstudien und solche mit experimentellem Design waren zwar im 
Vergleich mit Querschnittstudien und solchen mit retrospektiven Ansätzen in der Minder-
heit (30% zu 70%), doch die Ergebnisse der unterschiedlichen methodischen Zugänge un-
terschieden sich nicht wesentlich voneinander, was ein starkes Indiz dafür ist, dass Kör-
perstrafen tatsächlich negative Folgen nach sich ziehen und dass das oben geäußerte Be-
denken nicht gerechtfertigt ist. Darüber hinaus ergab die Metaanalyse, dass es für den Zu-
sammenhang von Körperstrafen und negativen Auswirkungen auf das Wohlergehen und 
Wohlentwickeln von Kindern keinen Unterschied machte, wie sie definiert wurden, wer 
sie meldete, in welchem Land die Studie durchgeführt wurde und Kinder welchen Alters 
im Fokus standen.   

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die gegenwärtige Datenlage darauf hin-
weist, dass es sehr wahrscheinlich ist, dass auch milde Körperstrafen ein ernst zu neh-
mendes Risiko für das Wohlergehen und Wohlentwickeln darstellen. Hinzu kommt eine 
Schwierigkeit, die wir „Intensitätsproblem“ nennen wollen. Verteidiger von Körperstrafen 
müssen wohl davon ausgehen, dass sie, auch in einer milden Version, mit einer gewissen 
Intensität durchgeführt werden müssen, um ihre intendierten Wirkungen zu erzielen – nur 
von einem Schmerz, der ausreichend unangenehm ist, lässt sich annehmen, dass er zu 
Verhaltensänderungen führt. Dabei besteht das Risiko, diese – auch theoretisch schwer zu 
ziehende – Linie in der praktischen Durchführung einer Körperstrafe zu überschreiten und 
in Richtung Misshandlung abzudriften, die ja eindeutig negative Auswirkungen auf 
Wohlergehen und Wohlentwickeln hat. Es gibt daher auch aus einer konsequentialisti-
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schen Perspektive, die das Wohlergehen und Wohlentwickelnsperspektive ins Zentrum 
rückt, gute Gründe, Körperstrafen abzulehnen. 

Drittens zeigt die empirische Forschung, dass mit Körperstrafen große Risiken für das 
Wohlergehen (well-being) und Wohlentwickeln (well-becoming) von Kindern in ver-
schiedenen Dimensionen (psychisch, physisch, sozial etc.) verbunden sind. Die Hinweise, 
dass Körperstrafen positive Effekte haben, sind dagegen spärlich, umstritten und treffen 
bestenfalls auf manche Arten und Einsatzweisen dieser Strafen zu. Erkennt man, wie es 
allgemein üblich ist, das Wohlergehen und Wohlentwickeln von Kindern als normative 
relevante Größe an, ergibt sich aus dieser Risikobehaftetheit von Körperstrafen somit ein 
weiterer Grund, sie grundsätzlich abzulehnen. 

Erniedrigung 

Körperstrafen sind also ein ungerechtfertigter Eingriff in die körperliche Integrität von 
Kindern und sie schaden deren Wohlergehen und Wohlentwickeln. Doch wir möchten 
auch argumentieren, dass sie mit einer Erniedrigung des Kindes einhergehen, die sie be-
sonders problematisch aus einer ethischen Perspektive machen. Natürlich gibt es auch an-
dere, nichtkörperliche Strafen, die erniedrigend und deshalb abzulehnen sind. Wir be-
haupten auch nicht, dass körperliche Strafen immer erniedrigender sind als nichtkörperli-
che. Dennoch sehen wir gute Gründe dafür, zu behaupten, dass Körperstrafen in jedem 
Fall ein Element der Erniedrigung beinhalten, das sie moralisch verwerflich macht. Genau 
diese Verbindung zwischen milderen Formen der Körperstrafe (solche, die Schmerz, aber 
keine Verletzungen zufügen) und Erniedrigung wurde in der ethischen Literatur bestritten 
(Benatar 1998) und liegt wohl auch der auf viel öffentliche Aufmerksamkeit gestoßenen 
Äußerung von Papst Franziskus zu Grunde, dass es möglich sei, „Kinder in Würde zu 
schlagen“. Es scheint daher angebracht zu sein, einen genaueren Blick darauf zu werfen, 
was Körperstrafen erniedrigend macht.   

Beginnen wir zunächst mit einigen Erläuterungen zum Begriff der Erniedrigung. Aus 
einer ethischen Perspektive ist es wichtig, auf zwei Dimensionen der Erniedrigung hin-
zuweisen, die in der Praxis sehr oft, aber keineswegs immer zusammen vorkommen. Ers-
tens kann sie als ein bestimmtes Gefühl, also etwas sehr Subjektives, beschrieben werden. 
In bestimmten Situationen fühlt man sich erniedrigt, was in der Regel als ein äußerst ne-
gativer emotionaler Zustand beschrieben werden kann, der beinhaltet, dass man sich an-
deren gegenüber in seinem Wert herabgesetzt und in seiner Selbstachtung verletzt fühlt. 
Zweitens kann man jedoch auch Akte, Handlungen oder Situationen als erniedrigend cha-
rakterisieren, selbst wenn die Person, auf die sie angewendet werden oder die sich darin 
befindet, keine Gefühle der Erniedrigung empfindet (etwa dann, wenn sie die Situation 
falsch einschätzt oder nicht erfassen kann). Bei diesem Aspekt der Erniedrigung geht es 
darum, erniedrigende Umstände oder Faktoren auszuzeichnen, die unabhängig von der 
tatsächlichen Wahrnehmung eines Menschen einen Akt, eine Handlung oder Situation er-
niedrigend machen. Im Kern geht es dabei um die Einsicht, dass es zu einer Herabset-
zung, Würdeverletzung und einem Angriff auf den Selbstwert der betreffenden Menschen 
kommt. Oder um es anders auszudrücken sind erniedrigende Handlungen, Akte oder Si-
tuationen solche, die nicht mit dem Respekt vereinbar sind, den man als menschliche Per-
son verdient (Lindner 2007).   
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Für die ethische Bewertung von Körperstrafen in Hinblick auf die Erniedrigung, die 
Kinder dadurch erfahren, sind beide der angesprochenen Aspekte – subjektives Gefühl 
und objektiver Akt bzw. objektive Situation – relevant, wobei wir betonen wollen, dass 
ein größeres Gewicht auf die zweite, objektivistische Leseart von Erniedrigung gelegt 
werden sollte. Ob sich Kinder durch Körperstrafen erniedrigt oder gedemütigt fühlen, ist 
nämlich eine Frage, die in erster Linie empirisch untersucht werden muss und die wohl 
kaum so beantwortet werden kann, dass sich tatsächlich jedes Kind, dem Körperstrafen 
widerfahren, erniedrigt und in seiner Würde verletzt fühlt. Die verfügbaren wissenschaft-
lichen Studien über Körperstrafen gehen nur selten bzw. nur indirekt auf die Kategorie 
der Erniedrigung ein. Zwar deuten verschiedene Metastudien darauf hin, dass sich Kör-
perstrafen – auch milde – tendenziell negativ auf empirisch gut zugängliche Größen aus-
wirken, die mit der Erniedrigung von Kindern in Verbindung stehen, wie etwa Selbstver-
trauen oder psychische Gesundheit (Gershoff/Grogan-Kaylor 2016). Die Betonung liegt 
dabei aber auf tendenziell und es wäre eine Fehlinterpretation, aus der Datenlage mehr 
hinsichtlich Gefühle der Erniedrigung abzuleiten, was die Wahrnehmungen der Kinder 
und Jugendlichen betrifft. Qualitative Studien, die versuchen, die Sichtweise von Kindern 
in Bezug zu Körperstrafen abzubilden, weisen darauf hin, dass Körperstrafen sowohl phy-
sisch als auch emotional weh tun und mit Gefühlen von Traurigkeit, Angst und Wut ein-
hergehen können, was ebenso eine Verbindung zur Kategorie der Erniedrigung vermuten 
lässt (Breen/Daniels/Tomlinson 2015; Dobbs/Duncan 2004). Doch auch in ihnen wird 
deutlich, dass Körperstrafen von Kindern unterschiedlich wahrgenommen werden können 
und dass es sicher falsch ist, zu behaupten, dass sie immer mit einem Gefühl der Erniedri-
gung verbunden sind. 

Dennoch wollen wir argumentieren, dass Körperstrafen prima facie systematisch als 
Erniedrigung verstanden werden sollten und dass die Frage, ob sie erniedrigend sind, 
nicht nur vom Empfinden des jeweiligen Kindes abhängig gemacht werden sollte. Wir 
sehen vor allem drei Aspekte, die diese Einschätzung stützen. Sie gehen über die subjek-
tiven Erfahrungen der Kinder hinaus und legen nahe, dass es eine objektive Verankerung 
der Erniedrigung von Körperstrafen von Kindern gibt. Oder anders ausgedrückt: Sie lie-
fern Gründe, warum es berechtigt ist, dass sich Kinder durch Körperstrafen erniedrigt füh-
len, auch wenn sich dieses Gefühl gar nicht – aus welchem Grund auch immer – einstel-
len sollte. 

Erstens stimmen wir der Einschätzung von Patrick Lenta zu, dass physische Schmer-
zen, wie sie unweigerlich mit Köperstrafen verbunden sind, eine besondere Qualität auf-
weisen (Lenta 2012; Sussman 2005). Sie werden als ein Eindringen von außen wahrge-
nommen, dem man passiv gegenübersteht. Oftmals reagiert man dann darauf gegen sei-
nen Willen mit Weinen oder Stöhnen und erleidet somit einen Kontrollverlust über seinen 
eigenen Körper oder seine Gefühle. Gerade wenn Kinder danach trachten, Selbstkontrolle 
aufzubauen, die als wichtige Norm in den meisten Gesellschaften gilt, kann dies zu Ver-
letzungen im Selbstbild und Selbstwert führen, da man den angestrebten Status nicht auf-
rechterhalten kann. Nun ist es zwar nicht zwangsläufig der Fall, dass Kinder auf Körper-
strafen so reagieren und dass ihre positiven Selbstbeziehungen darunter leiden, doch deu-
ten die angesprochenen Qualitäten von physischen Schmerzen darauf hin, dass sie bei in-
tentionaler Zufügung jedenfalls einen schweren Angriff auf Selbstbild und Selbstwert von 
Kindern darstellen. Dass es immer wieder Kinder gibt, die diesen Angriff abwehren kön-
nen, fällt hier nicht so schwer ins Gewicht.  Darüber hinaus weist Lenta auf eine weitere 
Konsequenz hin, die der physische Schmerz von Körperstrafen hat: er unterbindet die Au-
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tonomiefähigkeit von Kindern bzw. er schränkt diese ein. Erleidet man physischen 
Schmerz, so schränkt das rigide die Möglichkeit ein zu reflektieren und überlegten Hand-
lungen nachzugehen. Dies ist zwar im Fall von milden Körperstrafen nur zeitlich sehr be-
grenzt der Fall, dennoch handelt es sich um einen ernstzunehmenden Eingriff in eine Fä-
higkeit, die schon bei Kindern zentral für ihren moralischen Status ist. Kinder sind schon 
sehr früh in der Lage, Ziele zu verfolgen, Handlungen zu setzen und diese auch zu reflek-
tieren. Eine Blockade der Autonomiefähigkeit, wie sie durch Körperstrafen erfolgt, ist 
folglich mit einem Mangel an Respekt vor Kindern verbunden, der einer Würdeverletzung 
und einer Herabsetzung gleichkommt. 

Zweitens werden durch Körperstrafen die besonderen Verletzlichkeiten von Kindern 
ausgebeutet und verstärkt. Kinder sind im Vergleich zu Erwachsenen in vielerlei Hinsicht 
verletzbarer – in physischer, psychischer und sozialer Hinsicht. Gleichzeitig verdienen sie 
den gleichen Respekt wie alle anderen Mitglieder der Gesellschaft, was aus moralischer 
Sicht dazu führen sollte, dass sie besonderen Schutz und besondere Unterstützung erfah-
ren. Zwar sind manche paternalistisch begründeten Handlungen gegenüber Kindern ge-
rechtfertigt und mit dem ihnen geschuldeten gleichen Respekt vereinbar, doch gilt es, da-
bei äußerst behutsam und vorsichtig vorzugehen und zu gewährleisten. Körperstrafen sind 
nun ein Paradebeispiel dafür, dass Kinder ihrem Bestrafer vollkommen ausgeliefert sind. 
Sie werden in Situationen der totalen Machtasymmetrie durchgeführt, verletzen, wie wir 
weiter oben gezeigt haben, das Gut der körperlichen Integrität und demonstrieren den 
Kindern, dass sie den Bestrafenden gerade nicht ebenbürtig sind und dass es scheinbar in 
Ordnung ist, ihre Verletzlichkeiten auszubeuten. Das ist erniedrigend.     

Drittens wollen wir auf eine wichtige sozialethische Dimension hinweisen, die Kör-
perstrafen von Kindern erniedrigend macht. In den meisten Ländern, in denen Körperstra-
fen von Kindern erlaubt sind, sind sie Erwachsenen gegenüber verboten. Erwachsene sind 
durch das Rechtssystem geschützt, und haben entsprechende Mittel, gegen körperliche 
Übergriffe rechtlich vorzugehen. Kinder dagegen sind Erwachsenen hilflos ausgeliefert 
und müssen ihre Bestrafungen ohne Aussicht auf Unterstützung oder Schutz ertragen. 
Diese Praxis diskriminiert Kinder als Gruppe und kommt einer kollektiven Abwertung 
gleich. Es erscheint zutiefst willkürlich, dass man sich bei allen anderen Mitgliedern der 
Gesellschaft einig ist, dass der Einsatz von Körperstrafen abzulehnen ist, einer Würdever-
letzung gleichkommt und entsprechende, rechtliche durchsetzbare Schutzmaßnahmen ein-
führt, während man bei Kindern aber einen anderen Maßstäbe ansetzt. Sie werden somit 
zu Bürgern zweiter Klasse degradiert oder anders formuliert: kollektiv erniedrigt.     

Schlussüberlegung: Gewaltfreie Gesellschaft 

Viertens bringen wir nun das Argument vor, dass es ein allgemein anerkannter Wert in einer 
Gesellschaft sein sollte, Konflikte gewaltfrei zu lösen und körperliche Gewalt nur in Aus-
nahmesituationen anzuwenden. Dieser Wert sollte ebenso für die Kindheit Gültigkeit besit-
zen und dort sogar in besonderem Ausmaß kultiviert werden, sowohl im Umgang von Kin-
dern untereinander als auch in der Erwachsenen-Kind-Beziehung. Schließlich ist sie die 
Phase, in der Menschen in ihren Werten und Verhaltensweisen am nachhaltigsten geprägt 
werden. Dieses Argument ist daher anders gelagert als die drei vorausgegangenen, die sich 
auf die Auswirkungen auf das individuelle Kind beziehen, das körperliche Gewalt erfährt. 
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Wir wollen hier einem Argument von Debra Satz folgen, welches sie in der Ausein-
andersetzung mit der Legitimität von Prostitution und Organhandel entwickelt hat (Satz 
2010, 1995). Satz geht dabei davon aus, dass solche Handlungen zwischen zwei Personen 
legitim sein könnten ‒ also wenn eine Person ihren Körper als sexuelle Dienstleistung oder 
eines ihrer Organe an jemand anderen verkauft. Solche Handlungen könnten unter der 
Perspektive der Willens- und darauf aufbauend der Vertragsfreiheit legitim sein, solange 
kein Zwang vorherrscht und beide darin einwilligen. Satz versucht zu zeigen, dass auch in 
diesem Fall, also bei moralischer Unbedenklichkeit der einzelnen Handlung, ihre gesell-
schaftliche Akzeptanz (und damit Legalität) moralisch abzulehnen ist. Obwohl also Pros-
titution im Einzelfall legitim ist – eine These, die durchaus umstritten ist (Kissil/Davey 
2010) –, sollte sie verboten werden, weil sie gesellschaftlich schädlich ist. 

In dem Fall, der uns interessiert, ist diese Vorbedingung, wie wir versucht haben zu 
zeigen, nicht gegeben. Körperstrafen von Kindern sind also schon als individuelle Hand-
lungen moralisch abzulehnen. Dennoch kann uns Satz hier weiterhelfen, die gesellschaft-
liche Perspektive aus einem moralischen Gesichtspunkt in den Blick zu nehmen. Warum 
nun können wir von einer gesellschaftlichen Schädlichkeit der Körperstrafe bei Kindern 
ausgehen? Uns interessieren hier drei Gesichtspunkte: 

 
(1) Gewaltfreiheit ist ein moralischer Wert. Gerade weil der Anspruch auf Schutz der kör-
perlichen Integrität für alle gilt und einen besonders hohen Stellenwert einnimmt, sollte eine 
Gesellschaft danach trachten, mögliche Quellen der körperlichen Gewalt einzudämmen. 
Das lässt sich aber nicht nur durch Gesetze und Polizei erreichen, sondern muss auch in das 
soziale und kulturelle Gewebe einer Gesellschaft eingeflochten sein (Van Lange/Rinderu/ 
Bushman 2017). Für diese Bedeutung von kulturellen Faktoren – soft factors könnte man 
sagen – gibt es durchaus auch empirische Hinweise (in Bezug auf Körperstrafen: Lans-
ford/Dodge 2008; in Bezug auf Gewalt gegen Frauen: Brown/Baughman/ Carvallo 2017). 

 
(2) Wenn es so ist, dass Gewaltfreiheit in einer Gesellschaft eher zu erreichen und zu er-
halten ist, wenn sie eingeübt, geschätzt und auch diskutiert wird, dann liegt es nahe, hier 
eine Verbindung zur Erziehung zu ziehen (Gugel 2011). Diese Verbindung weist mehrere 
Stränge auf: gewaltfreie Konfliktlösung als Erziehungsstil und Erziehungsinhalt, sowohl 
im privaten wie auch im öffentlichen Bereich (Schulen). Da die Prägung durch die Eltern 
ein sehr bedeutsamer Einfluss ist, und diese Prägung durch Worte aber auch Taten erfolgt, 
also vor allem durch die Imitation der Handlungen der Eltern, ist es für uns offensichtlich, 
dass eine gewaltfreie Erziehung, eine Erziehung ohne Körperstrafen, hier einen prägenden 
Einfluss haben kann (Kim 2009). Und zwar nicht nur darauf, wie die eigenen Kinder spä-
ter erzogen werden, sondern auch darauf, wie körperliche Gewalt als Mittel der Kommu-
nikation, Konfliktlösung und Verarbeitung (etwa von Stress) insgesamt im privaten und 
öffentlichen Leben gehandhabt wird. 

 
(3) Von besonderer Bedeutung ist nun nochmals die Körperstrafe als privates Geschehen 
von Erziehungsberechtigten gegenüber Kindern, die sich gegen diese Übergriffe nicht 
wehren können, wenn sie vom Staat oder der Gesellschaft ignoriert oder gar als legitim 
angesehen werden. Das sagt nämlich nicht nur etwas über das Verhältnis zur Gewalt aus, 
sondern insbesondere auch etwas über das Verständnis von Autorität, Macht und Verfü-
gungsgewalt von Stärkeren. Körperstrafen gegenüber Kindern sind dann ein Indikator da-
für, wie Autoritätsverhältnisse und wie Verhältnisse zwischen Stärkeren und Schwäche-
ren wahrgenommen werden ‒ nämlich in einer Weise, dass Gewalt hier ein legitimes Mit-
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tel sein kann, auch im Umgang mit anderen schwachen und infantilisierten Mitgliedern 
der Gesellschaft. Da die Körperstrafe von Kindern eingebunden ist in solche eklatanten 
Machtasymmetrien von Stärke, Abhängigkeit und Kompetenz stellen sie ein besonders 
problematisches Vorbild dar, wie in solchen asymmetrischen Verhältnissen vom mächti-
geren Part gehandelt werden sollte. Es ist daher auch nicht verwunderlich, dass Körper-
strafen von Kindern nicht selten mit Mustern der Gewalt gegenüber Frauen und anderen 
schwachen Mitgliedern der Familie und Gesellschaft einhergehen (Afifi/Mota/Sareen/ 
MacMillan 2017). 

Anmerkungen 
 
1  Dieser Beitrag entstand im Rahmen des Forschungsprojekts „Soziale Gerechtigkeit und Kinderar-

mut“, gefördert vom Österreichischen Wissenschaftsfonds (FWF): P26480. 
2 Das entspricht auch dem Verständnis des Committee on the Rights of the Child: “The Committee 

defines “corporal” or “physical” punishment as any punishment in which physical force is used and 
intended to cause some degree of pain or discomfort, however light. Most involves hitting (“smack-
ing”, “slapping”, “spanking”) children, with the hand or with an implement ‒ a whip, stick, belt, 
shoe, wooden spoon, etc. But it can also involve, for example, kicking, shaking or throwing chil-
dren, scratching, pinching, biting, pulling hair or boxing ears, forcing children to stay in uncomfort-
able positions, burning, scalding or forced ingestion (for example, washing children’s mouths out 
with soap or forcing them to swallow hot spices).” http://hrlibrary.umn.edu/crc/comment8.html 

3 Das ist auch keineswegs unüblich. Die U.S. National Library of Medicine definiert Kindesmiss-
handlung so: “Physical child abuse is when a person physically hurts a child. The abuse is not an ac-
cident.” https://www.nlm.nih.gov/medlineplus/ency/article/001552.htm 

4 Wir können hier nur andeuten, dass Elternrechte auf Elternpflichten, wie eben jener, das beste Inte-
resse ihrer Kinder zu schützen, beruhen und nicht umgekehrt (Brighouse/Swift 2014). 
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Zusammenfassung 
Die Tatsache, dass körperliche Züchtigung in Folge der Heimrevolte und schließlich mit dem Recht auf 
eine gewaltfreie Erziehung, in den Einrichtungen der Heimerziehung nicht mehr vorgesehen ist, bedeutet 
nicht, dass es keinen strafenden Zugriff mehr auf die AdressatInnen der Kinder- und Jugendhilfe gäbe. 
Auch erscheint das Strafen in der gegenwärtigen Heimerziehung nicht als Ultima Ratio, sondern als all-
tägliches Erziehungsmittel in zahlreichen Einrichtungen. Dieser Artikel nimmt entlang qualitativer Inter-
views mit Fachkräften aus dem Jugendamt und einem Jugendlichen aus einer Wohngruppe eine ethische 
Reflexion dieser Strafpraktiken vor. Den tendenziell standardisierten Formen des Strafens wird vor allem 
im Anschluss an Hannah Arendt das Verzeihen als eine alternative Entlastung von der Tat gegenüberge-
stellt.  
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No Excuses ‒ About Punishment and Forgiving Care-Relations in Youth Residential Care  
 
Abstract 
After the so-called revolts in German residential youth care facilities and the establishment of the right to 
a non-violent upbringing, corporal punishment is these days no longer common practice in residential 
care. However, this minor fact does not mean that no other element of punishment is used against the ad-
dressee of residential care today. Furthermore, punishment seems nowadays not to be something em-
ployed as a last resort, but rather something consist within the everyday lives of young people in numer-
ous institutions. This article conducts an ethical reflection on the issue of punishing practises along the 
basis of qualitative interviews with child-welfare agents and one young person living in residential care. 
Following Hannah Arendt, foregiveness is discussed as an alternative form of dischargement against the 
tendency towards standardized modes of punishment.    
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1. Einleitung 

Dass eine Auseinandersetzung über die ethische Legitimierbarkeit des Strafens als In-
strument der Hilfen zur Erziehung bislang nicht hinreichend geführt wurde, ist vor allem 
deshalb ein Versäumnis, weil das Strafen in unterschiedlichen Modi keineswegs ein histo-
risches Relikt oder aber eine ‚Ultima Ratio‘ ist, sondern eine verbreitete und als notwen-
dig erachtete Praxis vieler Einrichtungen der stationären Kinder- und Jugendhilfe (vgl. 
dazu Günder u.a. 2009; Lindenberg/Prieß 2014). Junge Menschen werden mittels Frei-
heitsentzug, Freiheitseinschränkungen, temporärer sozialer Isolation, Arbeitsstunden oder 
Entzug von Kommunikations- und Informationsmedien sanktioniert, diszipliniert und 
kontrolliert. Dieser Beitrag ist eine ethische Reflexion von kontrollierenden und diszipli-
nierenden Praxen in Einrichtungen der stationären Heimerziehung, auf der Basis von Er-
gebnissen einer qualitativen Studie. Die Datenbasis umfasst leitfadengestützte Interviews 
mit 15 Jugendlichen im Alter von 10 bis 21 Jahren1, die in fünf unterschiedlichen statio-
nären und teilstationären Wohngruppen leben, mit vier Mitarbeiter*innen aus unterschied-
lichen Wohngruppen sowie fünf Mitarbeiter*innen eines Jugendamtes in NRW, das für 
diese Jugendlichen zuständig ist. Zunächst gibt der Artikel einen Überblick über die Modi 
der Kontrolle und Disziplinierung, die aus den Interviews mit den Jugendlichen rekon-
struiert wurden. Daran schließt eine Analyse von Sinnkonstruktionen an, die Fachkräfte 
des Jugendamtes diesen engmaschigen Reglementierungen und Strafpraktiken zuweisen. 
Da es sich nicht um eine Beobachtungsstudie handelt, bleibt die Analyse auf die Rekon-
struktion von Adressat*innenbildern und die interviewübergreifenden Legitimationsmus-
ter von Reglementierungen, Kontrolle und Disziplinierung beschränkt und ist nicht in der 
Lage, praktische Handlungsvollzüge einzubeziehen. 

An die Perspektive der Professionellen anschließend folgt eine exemplarisch vertie-
fende Analyse der Reflexionen eines Jugendlichen über die Regeln und Strafen der Ein-
richtung, in der er lebt. Entlang dieser Interviewausschnitte wird das Verhältnis zwischen 
emotionalen Aspekten der Care-Beziehung in stationären Einrichtungen und vereinheit-
lichten, manualisierten Verfahren von Kontrolle und Disziplinierung diskutiert. An die-
sem Punkt wird das Verzeihen als alternative Entlastung von Fehlverhalten eingeführt. 
Sichtbar wird in diesem Interview, dass die Möglichkeit des Verzeihens konstitutiver Be-
standteil von würdevollen Care-Beziehungen ist, dass das Verzeihen voraussetzungsvoll 
ist und in Widerstreit mit disziplinierender Strafe steht. 

2. „Wir werden hier nicht geschlagen oder so…“ 

Mit der Heimrevolte der 1970er Jahre (vgl. Kappeler, 2016; Kunstreich, 2016) ist die 
körperliche Züchtigung in den Einrichtungen der Heimerziehung nicht mehr vorgesehen; 
die Ratifizierung der Kinderrechtskonvention schließt Gewalt als pädagogisches Mittel 
aus und schließlich wurde im Jahre 2000 das Recht von Kindern auf eine gewaltfreie Er-
ziehung im Bürgerlichen Gesetzbuch (§ 1631 Absatz 2) verankert. 

Dass der Körper nicht mehr das Ziel der Bestrafung von Kindern und Jugendlichen 
sein darf, ist jedoch nicht damit zu verwechseln, dass es keinen körperlichen Zugriff mehr 
auf die Kinder und Jugendlichen gäbe oder es sich bei gegenwärtigen Strafpraktiken nun 



Diskurs Kindheits- und Jugendforschung Heft 1-2018, S. 55-68      57 

um „unkörperliche Züchtigung“ (Foucault 1976/2015) handeln würde. Der Zugriff auf 
die Körper erfolgt nicht notwendigerweise über unmittelbare körperliche Gewalteinwir-
kung, jedoch über Freiheitsentzug, über den Zwang zur Arbeit oder über Isolation. Insbe-
sondere der Entzug der Freiheit sowie die Isolation werden neben anderen Formen der 
‚pädagogischen‘ Zwangsausübung (z.B. Fixierung) – deren Vereinbarkeit mit dem Recht 
auf eine gewaltfreie Erziehung kritisch zu sehen ist – gegenwärtig vor allem im Kontext 
von geschlossenen Heimen thematisiert (Kessl/Koch 2012). In diesem Zusammenhang er-
fährt die Bereitschaft, das Strafen als pädagogisches Mittel für die Heimerziehung ethisch 
zu legitimieren, gegenwärtig eine erneute Konjunktur. Zur Diskussion steht das Ausmaß 
an Zwang2, das in der Kinder- und Jugendhilfe legitimierbar ist und von Vertreter*innen 
einer konfrontativen Pädagogik bis hin zur körperlichen Überwältigung als pädagogisch 
adäquates Mittel verteidigt wird (vgl. dazu Widersprüche 2007; 2009). Durch den Entzug 
der Freiheit agiert Heimerziehung als „individualkörperbezogene Strafinstanz“ (Kessl 
2011) für die als „unerziehbar“ (Oelkers u.a. 2008) oder „schwierig“ (Peters 2016; Oel-
kers u.a. 2013) klassifizierten und/oder in geschlossenen Heimen kasernierten jungen 
Menschen. 

Die geschlossene Unterbringung und ihre Formen von Kontrolle und zwangsförmiger 
Disziplinierung werden als Ultima Ratio legitimiert. Wie sich unter anderem an den Er-
gebnissen dieser Studie ablesen lässt, finden sich jedoch in der ‚regulären‘ Heimerziehung 
ebenso pädagogische Elemente, die ‚individualköperliche Strafinstrumente‘ einsetzen. 
Unabhängig von der Frage, ob das Argument verfängt, dass man für ‚schwierige‘ junge 
Menschen restriktive Maßnahmen in der Hinterhand braucht, ist es (wie die Ergebnisse 
dieser Untersuchung zeigen) empirisch falsch, dass disziplinierende Restriktion die Not-
lösung für diejenigen ist, die scheinbar ausschließlich in geschlossener Unterbringung zu 
erziehen sind (vgl. dazu auch Günder 2009). Kinder und Jugendliche sehen sich in den 
stationären Einrichtungen dieser Studie mit strikten Reglementierungen konfrontiert, die 
der Prävention und Kontrolle potentiellen Fehlverhaltens dienen. An diese Kontrolle 
schließen sich disziplinierende Maßnahmen an, die je nach Einrichtung mehr oder weni-
ger festen Verfahrensabläufen folgen. Die Jugendlichen der unterschiedlichen Einrichtun-
gen berichten von den folgenden Strafmodi und -verfahren: Der Zwang zur Arbeit ist in 
verschiedenen Einrichtungen eine Strafform, die unterschiedlich eingebettet wird. Die am 
stärksten vereinheitlichte Form des Arbeitszwangs wird über einen Katalog von Regelver-
stößen reguliert, denen darüber jeweils eine feste Anzahl an Arbeitsstunden zugewiesen 
wird, die dann wiederum auf einem Strafkonto dokumentiert werden. Hier handelt es sich 
um eine Form des vereinheitlichten Strafens, die einem von den Jugendlichen als Willkür 
erlebten Handeln der Fachkräfte entgegenwirken soll. Das Strafen wird scheinbar von der 
Person entkoppelt und einzig auf die Tat bezogen, so dass Benachteiligungen über unglei-
che Strafhärten vermieden werden sollen. Ein anderer strafender Zugriff in den Einrich-
tungen der Studie erfolgt über temporäre Freiheitsbeschränkungen, die je nach Schwere 
der Regelverletzung variiert: Die milde Form der Freiheitsbeschränkung beinhaltet das 
Gelände nicht verlassen zu dürfen. In schwerwiegenderen Fällen verbleiben die Jugendli-
chen isoliert auf ihren Zimmern und essen dort ohne Kontakt zu der Gruppe. Alternativ 
wird davon berichtet, dass die Freiheitsbeschränkung mit dem Abstellen des Stroms auf 
dem eigenen Zimmer kombiniert werde. Eine weitere Strafmaßnahme agiert mit der 
Drohkulisse einer Three-Strikes-Out-Regel, die besagt, dass drei ‚Abmahnungen‘ in Fol-
ge von Regelverletzungen den Verlust des Platzes in der Wohngruppe bedeuten. Nicht an 
dem sogenannten Montagskreis teilgenommen zu haben hat z.B. eine ‚Abmahnung‘ zur 
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Folge, wie es von den Jugendlichen in dieser verwaltungsanalogen Sprache formuliert 
wird. Es werden außerdem Kollektivstrafen für Regelverstöße Einzelner ausgesprochen, 
beispielsweise in Form von monetären Abzügen für alle Bewohner*innen im Falle nicht 
erledigter Hausarbeitsdienste durch Einzelne. Schließlich wurde das aus den Bootcamps 
entlehnte Phasenmodell von einem Jugendlichen skizziert. Der Zugang zu Geräten, die 
unterschiedliche Medien konsumierbar machen oder Kommunikation ermöglichen (Mu-
sikanlagen, Smartphones oder Computer), muss über regelkonformes Wohlverhalten er-
arbeitet werden. Etappenweise wird der Zugang zu diesen Geräten ausgeweitet. Bei Ver-
stoß gegen eine Regel fallen die Jugendlichen in eine privilegienärmere Phase zurück und 
bekommen die Geräte entsprechend entzogen.   

Es ist also zunächst zu konstatieren, dass Freiheitsbeschränkungen und die Ausübung 
von Zwang über strafende Erziehungsmittel im Feld der Heimerziehung stattfinden. Über 
das bloße Registrieren der Strafpraktiken der stationären Kinder- und Jugendhilfe hinaus 
folgt nun die Analyse der Deutungsmuster der Fachkräfte des Jugendamtes. Unter Bezug-
nahme auf die Rigidität und die strafende Praxis einer Einrichtung wurde gemeinsam mit 
Fachkräften des betreffenden Jugendamtes die Vereinbarkeit von strafenden Erziehungs-
mitteln und pädagogischen Leitmaximen der Partizipation erörtert. Die folgenden Passa-
gen umfassen vor allem eine Analyse und ethische Reflexion des Adressat*innenbildes 
als Ausgangspunkt der Perspektiven auf Strafmaßnahmen in der Heimerziehung. 

3. „Es wäre schön, wenn Erziehung sanktionsfrei von statten 
gehen würde, aber…“ 

Bei der Ausübung eines ‚Wächteramts‘, mit dem der Schutz von Kindern und Jugendli-
chen vor Gefährdungen ihres Wohls sichergestellt werden soll, erbringt der Staat Sozial-
leistungen in Form von Hilfen zur Erziehung. 

Die Jugendämter interpretieren in ihrer Rolle als „Streetlevel Bureaucrats“ (Meyers; 
Vorsanger, 2007)  die Rechte von Kindern und Jugendlichen, sowie die Rechte der Eltern 
auf Hilfen zur Erziehung. Diese Rechte umfassen einerseits, dass der Staat dem Wohle 
des Kindes bei allen Maßnahmen den Vorrang vor anderen Überlegungen einräumt und 
andererseits, dass der Wille des Kindes hinreichend gehört wird und ihm mit Blick auf 
den Entwicklungsstand der Kinder und Jugendlichen angemessen Gewicht beigemessen 
wird.      

In der Kinderrechtskonvention sowie im SGB VIII wurde das Konzept der Entwick-
lung unter anderem verankert, um keine minimale Altersgrenze festlegen zu müssen, de-
ren Unterschreitung die Partizipation junger Menschen ausschließt (vgl. dazu Liebel 
2015). In den Interviews mit Mitarbeiter*innen des Jugendamtes verdeutlicht sich die 
Kehrseite dieser Medaille in der sozialpädagogischen Praxis. Die Beurteilung und Klassi-
fikation der Fachkräfte im Hinblick auf die Entwicklung der Jugendlichen kann auch als 
Partizipationsbarriere wirksam werden. Die Einschätzungen über die Entwicklung der 
Adressat*innen dienen unter anderem dazu, Reglementierung, Kontrolle und Disziplinie-
rung für die Kinder- und Jugendhilfe als angemessenes und notwendiges Erziehungsmittel 
zu legitimieren. Diese Legitimation erfolgt sowohl auf der Ebene von Zuschreibungen ei-
nes zweckmäßigen Bedarfs an Disziplinierung als auch auf der Ebene von paternalisti-
schen Bedürfnisinterpretationen. Sicherheit und Klarheit, die vermeintlich über Rigidität, 
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Reglementierung und Strafpraktiken herzustellen sind, werden entlang einer Einschätzung 
der Fachkräfte über die Fähigkeit der Adressat*innen, mit Freiheiten umgehen zu können, 
gegen partizipative Konzepte abgewogen. 

Mit diesen Abwägungen reagieren die Fachkräfte auf eine Diskussionsfrage über die 
Praktiken einer Einrichtung, die der Selbstbeschreibung nach rigide ist und mit Hilfe 
standardisierter Strafkataloge Arbeitsstrafen verhängt, über die dann auf sogenannten 
Strafkonten Buch geführt wird. In den Interviews wurde erfragt, inwiefern die engma-
schige Reglementierung und die daran gekoppelten Strafpraktiken dieser Einrichtung mit 
partizipativen Praktiken vereinbar seien oder ob dieser pädagogische Zugang (Handyent-
zug, standardisierte Arbeitsstrafen) vor dem Hintergrund partizipativer pädagogischer 
Orientierungsmuster nicht eigentlich grundlegend zu revidieren sei.3 In den im Folgenden 
auszugsweise dargestellten Antworten auf diese Frage wird von den Fachkräften zunächst 
der Strafbegriff im Rahmen einer Sicherheitsrhetorik umformuliert und umgedeutet. Die 
Standardsprache, die die Grammatik der Kinder- und Jugendhilfe – ihr Bündel an Regeln 
– (Garland 2008, S. 99) bestimmt, sieht die ‚Strafe‘ für die Beschreibung der pädagogi-
schen Praxis nicht vor. Stattdessen wird das Strafen als Konsequenz, Reaktion oder auch 
Sanktion umgedeutet (vgl. dazu auch Natho 2013), die wiederum als Teil von Strukturen 
gekennzeichnet werden, die Klarheit und Sicherheit mit sich bringen. Konsequenzen und 
Reaktionen werden als Bestandteil eines festen Regelwerks klassifiziert, das die Jugendli-
chen ‚brauchen‘, um erwünschtes Verhalten zeigen zu können: 

 
„Ja, also es ist immer so die Frage, wie man es nennt. Ist es Konsequenz oder ist es Strafe, ne? Das 
nimmt sich in der Regel nicht so viel. Den Jugendlichen ist ja bekannt, welche Regeln es in den 
Gruppen gibt und woran sie sich zu halten haben und sie wissen auch von Anfang an, welche Kon-
sequenz es zur Folge hat, wenn sie sich eben nicht dran halten. Von daher, ähm viele brauchen 
einfach diese Reaktion auch, wenn nämlich keine Reaktion kommt, dann denken die naja, ich 
darf das zwar nicht, aber es passiert ja nichts, ich mache es einfach weiter so. Und von daher 
ist das schon gut, wenn die klaren Strukturen und Grenzen auch vorgegeben haben.“ (Jugendamts-
mitarbeiterin 3) 
 

Mit dieser Redefinition des Strafens als eine ‚Konsequenz‘ innerhalb von ‚klaren Struktu-
ren‘, wird die Strafe als solche dem Legitimationsbedarf entzogen. Strafen haben einen 
augenscheinlichen Rechtfertigungsbedarf, der mit zahlreichen ethischen Einwänden kon-
frontierbar ist. Konsequenzen und Reaktionen hingegen markieren Überschreitungen der 
Regeln, erhalten sie aufrecht und sind damit fester Bestandteil von strukturell verfestigten 
Verfahrensabläufen, der als solcher nicht singulär zu beurteilen ist. Eine Strafe, im Sinne 
eines absichtsvollen Zufügens von Leid, ist eine Form des Handelns, die auf einer recht-
fertigungspflichtigen Entscheidung des Handelnden beruht. Der bestraften Person wird 
mit der Strafe die Schuld für ihr Handeln zugewiesen.4 Die strafende Person trägt aber 
ebenso eine moralische Verantwortung für die Strafe, da sie über das Passungsverhältnis 
von Strafe und Tat richtet. Im Gegensatz zu einer Strafe ist eine Konsequenz keine Hand-
lung, sondern eine Reaktion, die logisch oder natürlich auf das Ereignis des Regelbruchs 
folgt und sich kausal aus diesem Ereignis ableiten lässt. Innerhalb der Strukturen und 
Grenzen der Einrichtungen ergeben sich die Konsequenzen unmittelbar aus den Regel-
brüchen der Jugendlichen, wodurch das situative Abwägen und individuelle Aushandeln 
von pädagogischen Interventionen mit Blick auf ihre jeweilige Zielführung und ihre An-
gemessenheit, festen Verfahrensabläufen weichen, die gleichförmige und personenunab-
hängige ‚Konsequenzen‘ auf potentielles Fehlverhalten folgen lassen. Basiert das Strafen 
damit nicht mehr auf einer fachlichen Entscheidung, für die fallspezifische wie situative 
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rechtliche, ethische und pädagogische Abwägungen vorgenommen werden, erscheint die 
semantisch unsichtbar gemachte (aber nichtsdestoweniger praktisch wirkliche) Reaktion 
des Strafens nicht mehr rechtfertigungspflichtig, die Verantwortung für eine Konsequenz 
liegt bei den ‚Täter*innen‘. Die „Hässlichkeit des Strafens“, wie Foucault es nennt, wird 
in Bürokratie vergraben und die Sozialpädagog*innen werden damit zu Techniker*innen, 
die Korrekturen an ihren Adressat*innen vornehmen (Foucault 1976/2015, S. 17 ff.) Mit 
der Identifizierung des Bedarfs an Verhaltensmodifikationen werden Adressat*innen der 
Kinder- und Jugendhilfe als Delinquente klassifiziert, die durch Maßnahmen zu diszipli-
nieren sind (vgl. Kessl 2011), „damit sie nicht denken, ich mache es einfach weiter so.“   

Neben der Legitimation des Strafens über diesen identifizierten Bedarf an Diszipli-
nierung und dem antizipierten Bedürfnis der Jugendlichen nach Grenzen und Sicherheit 
wird in der Aussage der Mitarbeiterin die vorangegangene Zustimmung der Jugendlichen 
bei ihrem Einzug in die Wohngruppe herangezogen. Den Jugendlichen sei von Anfang 
an bekannt gewesen, welche Regeln es in den Gruppen gibt. Die passive vorangegangene 
Zustimmung, die über den Einzug in eine Wohngruppe erfolgt, scheint schwerer zu wie-
gen als akute Widerständigkeit und die Versuche der Adressat*innen, sich von den Mit-
arbeiter*innen zu emanzipieren. Paradoxerweise wird also über die Entscheidungsfähig-
keit der Jugendlichen zum Zeitpunkt des Einzugs in eine Wohngruppe die Beschneidung 
von Autonomie und Freiheit im pädagogischen Prozess in der Wohngruppe später ge-
rechtfertigt. 

Umgekehrt wird ebenso ein Mangel an Fähigkeit, mit Freiheit umzugehen oder parti-
zipieren zu können, für die Legitimation von Kontrolle und Disziplinierung herangezo-
gen: 

 
„Ich glaube, das kommt auch da wieder auf den Einzelfall an und man muss immer ganz individuell 
schauen, was passt für den Jugendlichen dann auch jeweils. Also wenn er so mit Freiheiten noch 
schlecht umgehen kann oder mit Partizipation an sich, dann ist es vielleicht auch mal notwendig, 
klarere Vorgaben zu machen, strikte Regeln und Strukturen da einzuführen, einfach um da auch Si-
cherheit zu geben, wenn man da anders noch nicht mit umgehen kann. Um auch einfach, ja, die Hil-
fe an sich besser gestalten zu können. Also ich denke, Partizipation gerät da vielleicht dann auch 
mal an Grenzen, wenn man damit nicht mit umgehen kann.“ (Mitarbeiterin 2) 
 

Das Recht auf Partizipation wird in dieser Aussage konditionalisiert, indem es an ein dif-
fuses Arsenal an Fähigkeiten gebunden wird. Im Falle eines attestierten Mangels scheint 
also das Recht auf demokratische Partizipation durch „klare Vorgaben, strikte Regeln und 
Strukturen“ ersetzt zu werden. Die Art der Fähigkeiten, die für eine ‚sanktionsfreie‘ Er-
ziehung notwendig wären, wird in einem anderen Interview ausgeführt: 

 
„es wäre schön, (…) wenn eine Erziehung sanktionsfrei von statten gehen würde. Aber die Kinder 
(…) und Jugendlichen, die wir unterbringen, die haben in der Regel ihren Rucksack dabei und der 
ist prall gefüllt.  [und die] können sich gar nicht so (…) regelkonform verhalten in der Regel. Und 
ich glaube, (…) manche lernen einfach nur mit Sanktionen auch (…).“ (Mitarbeiterin 4) 
 

Die Fähigkeit der Adressat*innen, sich regelkonform zu verhalten, wird als Vorausset-
zung betrachtet, von Strafen in der Erziehung absehen zu können. Disziplinierung ist also 
gleichermaßen Erziehungsmittel und Erziehungsziel. Mündigkeit und Autonomie, die Fä-
higkeit, sich selbst als Subjekt mit Rechten anzuerkennen und diese Rechte für sich in 
Anspruch zu nehmen, werden von den Fachkräften, trotz der expliziten Frage nach der 
Vereinbarkeit des Strafens mit partizipativen Erziehungsmaximen, insgesamt nicht in den 
Erwartungshorizont dieser Hilfen zur Erziehung gerückt. Stattdessen liegt der Fokus auf 
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der Vermeidung von Devianz der Adressat*innen und der Befriedigung des Bedürfnisses 
nach Komplexitätsreduktion für diejenigen, die anders als durch das Strafen nicht lernen 
und eine strikte Reglementierung als Orientierungshilfe brauchen. Diese an defizitären 
Adressat*innenbildern ausgerichteten Erziehungsziele lassen ‚Sanktionen‘ und Strafen als 
notwendiges Mittel der Kinder- und Jugendhilfe erscheinen, ohne die sozialpädagogische 
Arbeit nicht leistbar wäre. Die Diagnosen der Devianz der Adressat*innen und ihrer man-
gelnden Freiheits- und Partizipationsbefähigung sind Ausgangspunkte der Legitimati-
onsmuster von Kontrolle durch engmaschige Reglementierung und Disziplinierung durch 
Strafe. Dieses Vorgehen wird über einen Mangel legitimiert, der die Jugendlichen nicht 
als Unerziehbare klassifiziert, jedoch wird ihnen aufgrund zugeschriebener kognitiver 
Einschränkungen das Recht auf eine Form des Zusammenlebens abgesprochen, bei der sie 
nicht nur Adressat*innen, sondern auch Urheber*innen von Regeln sein dürfen. Die Ad-
ressat*innen werden als defizitär ‚Andere‘ klassifiziert, die ‚noch‘ nicht zur Freiheit befä-
higt scheinen, fraglich ist jedoch, ob eine engmaschige Reglementierung, die mit Straf-
praktiken unterfüttert ist, Menschen zur Freiheit befähigt und welches Verständnis von 
Freiheit dem dann zu Grunde liegt. 

Insgesamt lassen sich diese Legitimationen und Begründungen der Notwendigkeit 
von Strafe mit Blick auf die Aspekte von sozialen Bedarfen, individuellen Bedürfnissen 
und Fähigkeiten hin zusammenfassen. Es wird der soziale Bedarf identifiziert, die Adres-
sat*innen zu disziplinieren und ihnen zugleich eine Erziehung zukommen zu lassen, deren 
Ziele und Mittel an ihre defizitäre Andersartigkeit ihrer Bedürfnisse anzupassen sind. Si-
cherheit oder Klarheit werden gegenüber der eigenständigen Vorstellung eines guten Le-
bens in den Vordergrund gerückt. Diese Form der Bedürfnisinterpretation seitens der Pro-
fessionellen korreliert mit einer Skizzierung der Adressat*innen als solche Menschen, de-
ren Fähigkeiten „das Lernen über Sanktionen“ notwendig erscheinen lässt. Mit diesen Le-
gitimationsmustern der interviewten Jugendamtsmitarbeiter*innen wird deutlich, dass 
auch die verbreitete Legitimation von Strafe als Ultima Ratio, die besagt, dass Kontrolle 
und Disziplinierung oder auch „Zwang“ für die Adressat*innen legitimiert sind, für die 
„weniger gravierende Maßnahmen aller Voraussicht nach nicht zum Ziel führen“ (Zins-
meister 2015, S. 11), deutliche Probleme mit sich bringt. Eine auf Prognostik basierende 
Legitimation von Kontrolle und Disziplinierung, die „weniger gravierende“ oder viel-
leicht auch einfach andere, partizipative Erziehungs- und Bildungsmaßnahmen für Adres-
sat*innen der Jugendhilfe nicht für angemessen erachtet, geht Hand in Hand mit unglei-
chen Gerechtigkeitsmaßstäben für Bildung und Erziehung, für ungleiche Klassen von 
Personen. Es werden Adressat*innen identifiziert, deren personalen Merkmalen (das ver-
meintliche Unvermögen, mit Freiheit umzugehen, eine Lernfähigkeit, die auf Konditio-
nierung über Sanktionen reduziert ist) eine restriktive Form der Pädagogik entspricht, die 
sicher nicht an der Emanzipation junger Menschen orientiert ist. Für Erziehungs- und Bil-
dungskonzepte, die an universelle Prinzipien menschlicher Würde anschließen, ist eine 
Prognostik, die Menschen entsprechend ihres vermeintlichen Potentials als bildbare und 
freiheitsbefähigte oder disziplinierungs- und sanktionierungsbedürftige Menschen klassi-
fiziert, nicht vertretbar (dazu ausführlich Margalit 2012). Das gleichförmige Bestrafen 
von Jugendlichen mag zu einer Gleichbehandlung von Jugendlichen innerhalb stationärer 
Wohngruppen beitragen, möglicherweise erzeugt sie sogar tatsächlich subjektives Sicher-
heitsempfinden, sie fußt aber auf einem diskriminierenden Verstoß gegen universelle 
Gleichheitsprinzipien, der mit der kollektiven Abwertung der Adressat*innen als defizitär 
Andere getätigt wird. Martha Nussbaum (2016) verweist darauf, dass Diskriminierung 
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sowohl Gleichheitsprinzipien als auch das Wohlergehen von Menschen verletzt: “What is 
wanted […] is equal respect for human dignity. What is wrong with discrimination is its 
denial of equality, as well as its many harms to well-being and opportunity” (Nussbaum 
2016, S. 28). 

In den Interviews mit den Bewohner*innen der Einrichtungen wird deutlich, dass die-
se Form der disziplinierenden Hilfe zur Erziehung, die Adressat*innen als Disziplinie-
rungsobjekte begreift, bei denen „Partizipation an Grenzen gerät“, zu Verletzungen emo-
tionaler Aspekte menschlicher Würde führt und die pädagogische Beziehung der Jugend-
lichen zu den Fachkräften beeinträchtigt.          

4. „Wir sind ja keine (--) Asozialen oder so. Aber die Regeln sind 
so“ 

Die Jugendlichen machen in ihren Interviews durchgängig deutlich, dass die Frage, ob ge-
straft oder sanktioniert wird, kein alleiniges Kriterium dafür ist, ob sie sich missachtet oder 
anerkannt fühlen, ob sie sich als ein Subjekt mit Rechten in der Einrichtung wahrnehmen 
können oder ob sie eine vertrauensvolle Beziehung zu den pädagogischen Mitarbei-
ter*innen der Einrichtung entwickeln. Für die subjektive Wahrnehmung der Jugendlichen 
darüber, wie sie adressiert werden, sind das Ausmaß und die Plausibilität der Reglemen-
tierung und der damit verbundenen Kontrolle, die Härte der Strafen und die Art des Ver-
fahrens, mit dem die Strafen umgesetzt werden, entscheidend.   
 
Verletzende Regeln 
 
Das institutionell festgeschriebene Regelwerk, über das Handlungen als unerwünschte 
Vergehen definiert werden, ist der Ausgangspunkt des Strafens, das in unterschiedlichen 
Varianten fester Bestandteil aller Einrichtungen ist, in denen die interviewten Jugendli-
chen leben. Es ist naheliegend, dass das Ausmaß an Reglementierung in einem proportio-
nalen Verhältnis zu der Strafhäufigkeit steht. Jede Regel bringt einen potentiellen Regel-
verstoß mit sich, die Regeln scheinen wiederum nur dann Bestand zu haben, wenn der 
Regelverstoß mit Sanktionen belegt wird. Die klaren, strikten und „rigiden“ Regeln, die 
den Tagesablauf der Jugendlichen und ihre Handlungsmöglichkeiten in der Einrichtung 
vorgeben und begrenzen, haben zur Folge, dass das Bestraftwerden ebenso alltäglicher 
Bestandteil des pädagogischen Handelns ist und keineswegs eine Ultima Ratio (vgl. Swi-
derek 2015, S. 320) darstellt (was nicht als Legitimation der Strafe als Ultima Ratio zu 
verstehen ist). Sind diese Formen der Reglementierung dann an vereinheitlichte Sankti-
onsverfahren angekoppelt, verengen sich die Freiheiten der Kinder und Jugendlichen wie 
die Handlungsspielräume der Pädagog*innen. Auch die Fachkräfte müssen sich verbind-
lichen und automatisierten Strukturen der Einrichtung unterwerfen. Strikte Vorgaben 
können als Instrument intendiert sein, das sowohl für die Jugendlichen als auch für die 
pädagogischen Fachkräfte Sicherheit erzeugt. Vor allem aber dienen die Strafen der Absi-
cherung von relationalen Status- und Machtverhältnissen zwischen Erzieher*innen und 
Jugendlichen. Mittels Ausgleichsleistungen – einer Art Buße – der Jugendlichen (z.B. 
Strafstunden oder frühes Aufstehen in der Freizeit) oder der Einschränkungen von Frei-
heiten und Privilegien (der ‚Rückfall‘ in eine andere Stufe, der Privilegienentzug zur Fol-
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ge hat oder die temporäre Isolation in einem Raum) haben die Jugendlichen eine Kom-
pensationsleistung (pay-back) zu erbringen, mit der ihr Status als Zugehörige einer (Per-
sonen-)gruppe markiert wird, die alltägliche Regeln zu befolgen haben, auf die sie selbst 
keinen Einfluss haben (vgl. zum statusbezogenen Strafen Nussbaum 2016, S. 32). Die 
vermeintliche Sicherheit, die über engmaschige Reglementierung erzeugt wird, ist zwei-
felhaft in ihrer ‚Wirkung‘ und hat zudem Folgekosten für die Jugendlichen als auch für 
die Care-Beziehung zu den Mitarbeiter*innen. Unumstößliche, nicht verhandelbare Re-
geln, die den Alltag der Jugendlichen fremdbestimmen – die über Klarheit und Rigidität 
Sicherheit vermitteln sollen – lösen bei den interviewten Jugendlichen, die unmittelbar 
von Strafausübungen betroffen sind, das Gefühl der Missachtung und der Ohnmacht aus. 
In Folge wird eine pädagogische Arbeit, die auf wechselseitigem Vertrauen zwischen dem 
Jugendlichen und der Fachkraft basiert, deutlich erschwert. 

Diese Verletzungen von Emotionen und Care-Beziehungen durch Regeln werden in 
einer sich als rigide verstehenden Einrichtung besonders deutlich. Die Rigidität der Ein-
richtung kennzeichnet sich durch eine kleinteilige Regulierung des Tagesablaufs der Ju-
gendlichen (Schule – nach Hause kommen – Essen – mindestens eine Stunde für die 
Schule arbeiten – Arbeitsdienste im Haushalt erledigen – Strafstunden abarbeiten), der 
Kontrolle über die Gestaltungsspielräume der Wohnung und ihres Zimmers (die Umge-
staltung des Zimmers bedarf einer „Genehmigung“), die Kontrolle über den Zugang zu 
Kommunikation und dem Internet durch Handyverbote in den Abendstunden und an Wo-
chenenden und einem WLAN- Zugang, der nur über einen Computer in einem Gemein-
schaftsraum genutzt werden kann. An diese Regeln ist ein Katalog mit standardisierten 
Umfängen an Strafstunden (z.B. zehn sogenannte Strafstunden für das Rauchen auf dem 
Zimmer) gekoppelt. Die Jugendlichen der Einrichtung haben dann ein einsehbares „Kon-
to“, das die verhängten und abgearbeiteten Strafstunden dokumentiert. Die Beziehung 
zwischen den Mitarbeiter*innen der Einrichtung und den Bewohner*innen unterstehen 
der Kontrolle der Leitung, so sind „Geheimnisse“ zwischen den Jugendlichen und einzel-
nen Mitarbeiter*innen untersagt5. 
 
Grenzüberschreitende Kontrolle 
 
Die Rigidität des Regelwerks dieser Einrichtung, die oben exemplarisch dargestellt ist, 
beschreibt ein 17-jähriger Jugendlicher als Form der Fremdbestimmung, die seinen Alltag 
dominiert und Erschöpfungszustände bei ihm auslöst, da über seine Kapazitäten der Ar-
beitsbelastung hinausgegangen wird: 

 
„ja also die Einteilung bestimmen die. (.) das ist. also ich meine ich hab den ganzen Tag Zeit. Ich 
mein, ich komm hier von der Schule, (.) muss essen, also ich esse dann. Dann muss ich Hausaufga-
benstunde machen und dann verlangen die, dass ich sofort meine Dienste anfange, […] dann will 
ich einfach gar nichts mehr machen, weil ich einfach von der Schule fertig bin und dann noch den 
Dienst machen musste. Und dann kommt zum Beispiel eine Betreuerin (--) extrem, die kommt halt 
sofort auf mich zu und meint sofort äh ja du musst doch auch noch deine Strafstunden machen.“ 
 

Nicht erst die Bestrafung durch Arbeitsstunden – also der Zwang eine Ausgleichszahlung 
zu leisten – erzeugt Fremdbestimmung und das subjektive Gefühl von „Unterordnung“. 
Die vorangehende Reglementierung und der kleinteilige Eingriff in die alltäglichen Hand-
lungs- und Autonomiespielräume sowie die verwaltungsanaloge Form der Strafumsetzung 
werden als Bedrängung und damit als ein Angriff auf die Integrität erlebt:   
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„ja ich mein wir sind ja keine (--) Asozialen oder so. Aber die Regeln sind so (---), weiss ich nicht (-
--) sind so (--) festnagelnd, also (6 sec) ich fühl mich von den Regeln (.) so‘n bisschen bedrängt.“ 
 

Die Reglementierung adressiert die Jugendlichen in dieser Wohngruppe durch eine prä-
ventive Logik als defizitär Andere, potentiellen Verfehlungen soll mit Kontrolle begegnet 
werden. Die Aussage, dass die Regeln so sind, als seien sie für „Asoziale“ gemacht, zeigt, 
dass sich eine Problematik für die Jugendlichen nicht ausschließlich aus dem materiellen 
Ergebnis der Kontrolle ergibt – die Tatsache etwa, dass in den Abendstunden kein Smart-
phone zur Verfügung steht und die Jugendlichen damit von ihren sozialen Kontakten au-
ßerhalb der Einrichtung abgeschnitten werden. Die kontrollierende Reglementierung wird 
als ein vorauseilendes Misstrauen erlebt, das den Jugendlichen im Hinblick auf ihre Befä-
higung, einen sinnvollen Alltag gestalten zu können, den sie mit guten Gründen wert-
schätzen, entgegengebracht wird. Die wichtigste Veränderung, die der Jugendliche sich 
für seine Einrichtung wünscht, ist ein deliberativer Umgang mit Regeln:      

 
„ja, das mal (.) auch mal über die Regeln diskutieren kann. Weil, wenn ich mein wenn es nicht gut 
läuft, dann kann man halt auch Regeln halt (.) stärker bewerten, aber wenns doch gut läuft, und 
dann kann man ja nen bisschen locker lassen (.)  und wenns dann immer noch gut läuft, dann kann 
man ja über Regeln diskutieren. zum Beispiel das mit dem Handy am Wochenende oder (---) joa, 
das halt das wichtigste für mich, weil (--) es ist stressig.“    
 

Kontrolle durch Regeln wird von dem Jugendlichen als Instrument zur Bewältigung be-
stehender Problematiken beschrieben. Uneinsichtig erscheint ihm folglich die kontrollie-
rende Reglementierung als starres Präventionsraster gegen potentielle Verfehlungen. Die-
se Darlegung einer Präventionslogik zeigt die subjektive Empfindung eines jungen Men-
schen, der als Risikosubjekt adressiert wird und in Folge dessen unabhängig von einer vo-
rangegangenen Tat in seinen Autonomiespielräumen beschränkt wird. Die kontrollierende 
Reglementierung mit der verkoppelten Androhung oder Ausübung von Disziplinarmaß-
nahmen erzeugt Stress, Erschöpfungszustände und Empfindungen von ungerechtfertigter 
Fremdbestimmung, also Ohnmachts- und Missachtungserfahrungen. Dies sind die emoti-
onalen Erfahrungen, die zu dem bereits „prall gefüllten Rucksack“ dieser Jugendlichen 
aus der stationären Jugendhilfe hinzugefügt werden können, wenn sie in straforientierten 
Einrichtungen leben.   
   
Von der Unmöglichkeit des Verzeihens 
 
Die vereinheitlichten, verwaltungsanalogen Verfahren, über die Kontrolle ausgeübt und 
disziplinierend eingewirkt wird, stehen in Widerspruch zu solchen pädagogischen Bezie-
hungen, die auf emotionsgeladenen Care-Beziehungen fußen, die Elemente des Verste-
hens, Vertrauens, der Achtung, des Respekts und die davon ausgehende Möglichkeit des 
Verzeihens beinhalten. In der ethischen wie pädagogischen Debatte über den Umgang mit 
Verfehlungen – oder den Handlungen, die als solche eingestuft werden – bildet das Ge-
genstück des Strafens das Verzeihen. Beispielsweise ist in Korczaks (1998, S. 351) Wer-
ken das Verstehen der Kinder und die daran gekoppelte Möglichkeit des Verzeihens zent-
ral, um die Rechte der Kinder auf Achtung realisieren zu können. In der Vita Activa 
schreibt Arendt (2014[1958], S. 300 ff.) über die Macht des Verzeihens und auch Nuss-
baum verhandelt in ihrem Werk „ Anger and Forgiveness“ (2016) das Verzeihen als zent-
rales Fundament einer gerechten Gesellschaft, das Wut, Rache (pay-back) und Strafe als 
Umgang mit Verfehlungen gegenübersteht. Arendt arbeitet in der Vita Activa heraus, dass 
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sowohl Verzeihen als auch die „Rache“, die sich dem Mittel der Strafe bedient, das Ziel 
verfolgen, Entlastung von einer Tat herzustellen. Im Unterschied zur Strafe, die an die 
Tat, nicht aber an die Person gekoppelt ist, ist das Verzeihen „stets eminent persönlicher 
Art, was keineswegs heißt, dass sie notwendigerweise individueller oder privater Natur 
sein muss.“ (Arendt, 2014[1958], S. 308). Menschen verzeihen ein getanes Unrecht um 
der Person willen, die dieses Unrecht begangen hat. Mit dieser Form der Entlastung steht 
also die Person und die Love- oder Care-Beziehung zwischen Personen im Zentrum. Die 
Strafe erfüllt ebenso wie das Verzeihen die Funktion der Entlastung, jedoch steht im Zent-
rum die Schuld, nicht aber die schuldige Person. Der Unterschied liegt also in der Motiv-
lage der Entlastung: Das Verzeihen erhält einen Zustand von wechselseitiger Achtung 
aufrecht, das Strafen in der Heimerziehung hingegen erhält die Regeln der Einrichtungen 
aufrecht. Es ist allerdings davon auszugehen, dass die Reglementierung in der Heimerzie-
hung kein Selbstzweck ist und die Strafe nicht der Rache dient, die mit Wut verbunden 
ist. Stattdessen handelt es sich um eine Reaktion auf eine Tat, die den Zweck der morali-
schen Orthopädie verfolgt, die korrigierend auf die Jugendlichen einwirkt. Im Gegensatz 
zu dem Verzeihen erfolgt diese Korrektur jedoch nicht aus Achtung, um der Kinder und 
Jugendlichen selbst willen. Wie in den Interviews mit den Fachkräften sichtbar wird, liegt 
hier eine Klassifikation junger Menschen zugrunde, die sie als nicht zur Freiheit befähigte 
Personen adressiert und die entsprechend keine Achtung als Akteur*innen und handlungs-
fähige Subjekte erfahren. 

Die enge Kopplung von Achtung und der Möglichkeit, um Verzeihung bitten zu kön-
nen, wird in der Aussage dieses Jugendlichen sichtbar: 

 
B:   „bei ihr konnt ich genauso reden, als würd ich mit nem (.)  Jugendlichen reden. Also bei ihr 

hab ich mich nicht so ähm (.) untergeordnet gefühlt, sondern so dass wir auf einer gleichen (.)  
Ebene sind. […] die hat mir auch geholfen (-) bei Sachen wo ich eigentlich (.)  zum Beispiel 
Strafstunden gekriegt hätte, hat sie geholfen, wie ichs beim nächsten mal anders machen kann 
und ja, bei ihr konnt ich auch immer sagen, -ja du ich komm zu spät, ich komm später, bitte 
nicht böse sein, wird beim nächsten mal nicht äh nicht wieder vorkommen-. und die ist ja jetzt 
halt weg ne, und deswegen (--) hab ich jetzt nicht so direkt nen Ansprechpartner.“ 

 
Das Erziehungsziel der Disziplinierung schreibt sich derart in die Interaktion mit den 
Fachkräften ein, dass eine authentische Interaktion für den Jugendlichen nicht möglich er-
scheint. Das Sagbare steht unter dem Vorbehalt, dass man sich „zusammenreißt“, wie er 
an anderer Stelle formuliert. Diese Form des angepassten Sprechens im Kontext von Reg-
lementierung, Kontrolle und Disziplinierung löst ein Gefühl der Unterordnung aus, das im 
Kontrast dazu steht, um seiner selbst willen – in seiner Jugendlichkeit – geachtet zu wer-
den und auf dieser Ausgangsbasis um Verzeihung bitten zu können. Die oben beschriebe-
ne Care-Beziehung, die aus dem verwaltungsanalogen Strafprozedere ausbricht, ist zwar 
durch Asymmetrie gekennzeichnet, wie mit dem Begriff der Hilfe kenntlich gemacht 
wird, jedoch wird über die pädagogische Beziehung ein Gefühl der Gleichwertigkeit er-
zeugt. Trotz des Abhängigkeitsverhältnisses begegnen sich zwei Menschen auf „einer 
gleichen Ebene“. Dies ist unter anderem deshalb möglich, weil eine Kommunikation über 
Emotionen stattfindet (nicht böse sein), die eine Verfehlung ausgelöst haben könnte. Die 
Entlastung der Tat – in diesem Fall des Zuspätkommens – erfolgt auf einer Beziehungs-
ebene, die gebunden ist an das Sprechen über Emotionen sowie die Möglichkeit, ein Ver-
sprechen leisten zu können (wird beim nächsten Mal nicht wieder vorkommen). Das vo-
rauseilende Misstrauen der präventiven Reglementierung und die verwaltungsanaloge 



66 Z. Clark: No Excuses ‒ Über das Verhältnis von Strafen und verzeihenden Care-Beziehungen 

Disziplinierung lassen diese Form des Aushandelns über den Umgang mit einer Verfeh-
lung nicht zu, da es kein ergebnisoffener Prozess ist. Haben die Jugendlichen allerdings 
nicht die Möglichkeit, über ihre eigenen Taten in eine Verhandlungsposition zu treten, 
werden sie zu Verwaltungsobjekten, denen das Recht auf einen Status als handlungsfähi-
ge Akteur*innen über präventive Regulationen verwehrt wird.       

5. Fazit 

Die Diagnose des sozialen Bedarfs an Disziplinierung sowie der individuellen Bedürfnis-
se der Adressat*innen nach Komplexitätsreduktion dienen in den Daten dieser Studie als 
zentrale Komponenten der Legitimation von Disziplinierung und Kontrolle in der statio-
nären Heimerziehung. Strikte Reglementierung wird als Versuch ausgewiesen, Sicherheit 
und Klarheit zu erzeugen. Über diese Bedürfnisinterpretation werden die Adressat*innen 
der Kinder- und Jugendhilfe als defizitär Andere klassifiziert; eine Klassifikation, die im 
Widerstreit zu einer würdevollen Care-Beziehung zwischen gleichwertigen Personen 
steht. Die Möglichkeit der Entlastung von Regelverstößen über das Verzeihen ist ein zent-
raler Ausdruck dieser Gleichwertigkeit innerhalb von Care-Beziehungen. Die Sinnhaf-
tigkeit des Verzeihens und Vertrauens hat jedoch ausschließlich in demokratischen Ein-
richtungen Bestand, in denen Jugendliche als handelnde Subjekte anerkannt werden, die 
nicht ausschließlich Adressat*innen, sondern auch Urheber*innen von Regeln sind, die 
ihr Leben und das Zusammenleben in der Einrichtung bestimmen. Ein Verstoß gegen Re-
geln, die Ergebnis und Ausdruck von rigider Fremdbestimmung sind, bietet keinen mora-
lischen Anlass dazu, um Verzeihung zu bitten oder ein Versprechen zu geben. Zwar sind 
Partizipations- und Teilhabekonzepte als Bestandteil von Jugendhilfeeinrichtungen ge-
setzlich verankert und werden entsprechend umgesetzt, allerdings liefern diese in den Ein-
richtungen dieser Studie keinen Anlass für grundlegende Umstrukturierung der Einrich-
tungen zu Gunsten von ethischen Freiheits- und Gleichheitsidealen. Präventive Formen 
von Kontrolle und Disziplinierung und das damit zum Ausdruck gebrachte vorauseilende 
Misstrauen in das Können und Tun der Adressat*innen der Jugendhilfe bleiben von vor-
handenen Partizipationsinstrumenten (z.B. Jugendparlamenten, Gesprächsrunden, Be-
schwerdemöglichkeiten) unberührt. 

Anmerkungen 
 
1  Die Jugendlichen erhielten ein Schreiben, in dem unser Forschungsinteresse dargelegt und ein klei-

nes Incentive angekündigt wurde. Auf dieser Basis haben die Jugendlichen in den Einrichtungen 
entschieden, ob sie einem Interview zustimmen. Es gab keine mir bekannte Selektion der Jugendli-
chen. Die Interviews mit den Fachkräften wurden mit der Methode der Expert*inneninterviews aus-
gewertet, die von Meuser und Nagel entwickelt wurde. Die Auswertung der Interviews mit den Ju-
gendlichen erfolgte analog dazu.     

2  Zwang wird hier verstanden als eine Handlung, die mittels Überwältigung oder Strafe und des damit 
verbundenen Leidensdrucks versucht, erwünschtes Verhalten zu erzeugen (vgl. dazu Mohr et al., 
2017) 

3  Die Fragen lauteten wörtlich: Wie sehen Sie das Verhältnis zwischen „rigiden Regeln“, wie es ein 
Mitarbeiter genannt hat, beispielsweise Strafstunden und Handyentzug ab nachmittags, und den Mit- 
und Selbstbestimmungsmöglichkeiten junger Menschen? Lassen sich Partizipationsanforderungen 
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mit ‚strafenden‘ Methoden vereinbaren, oder führen die Partizipationsanforderungen dazu, dass die-
se Einrichtungen ihr pädagogisches Vorgehen grundlegend verändern müssten? 

4  Dies gilt zumindest dann, wenn mit der Strafe zumindest ein Appell an Einsicht verbunden ist und 
das Strafen nicht innerhalb eines behavioristischen Konditionierungsprogramms erfolgt, das unab-
hängig von einer Schuldfähigkeit durchgeführt wird. Da standardisierte Strafverfahren unabhängig 
von Motiven und Absicht exekutiert werden, wäre einrichtungsspezifisch zu prüfen, ob genau dies 
zutrifft. 

5  Diese Information stammt aus dem Interview mit der Einrichtungsleitung. 
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„Living Apart Together“ in der Jugend ‒ nur eine 
Vorstufe zur Kohabitation? 
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Zusammenfassung 
Living-Apart-Together-Beziehungen (LATs, Paarbeziehungen ohne gemeinsamen Haushalt) sind aus 
verschiedenen Gründen ein zentrales Element der Jugendphase geworden. Die Forschung zu LATs im 
Jugendalter befindet sich im Schnittfeld unterschiedlicher Forschungsgebiete, deren jeweiligen For-
schungsergebnisse in diesem Beitrag zunächst zusammengefasst werden, woraus verschiedene zu erwar-
tende LAT-Typen abgeleitet werden können. Anschließend werden in einer Sequenzdatenanalyse mit 
Daten der 1. Welle des Pairfams für Lebensläufe von 14 und 25 Jahren Typen von Partnerschaftsverläu-
fen identifiziert. Das führt teilweise zur Bestätigung, aber auch zur Modifikation und Ergänzung der aus 
dem Forschungsstand abgeleiteten Annahmen zu LATs von Jugendlichen. Zentral ist, dass die LAT häu-
fig als Vorstufe zu einer Kohabitation auftritt, in dieser Form aber von unterschiedlicher Bedeutung sein 
kann. Zudem scheint die LAT, anders als bisher oft angenommen, auch schon in der Jugend als dauer-
hafte, bevorzugte Beziehungsform gewählt zu werden. 
 
Schlagwörter: Living Apart Together (LAT), Partnerschaft, Jugendforschung, Lebenslaufforschung, Se-
quenzdatenanalyse 
 
 
„Living Apart Together“ among youth: more than a transitional period? 
 
Abstract 
Living Apart Together relationships (LAT, couples without a common household) have become a central 
partnership form in young people's lifes for various reasons. In this article, we first summarize results on 
LATs among youth from different fields of research, from which we derive different types of expected 
LATs. Secondly, we explore different types of LAT partnerships with the means of sequence analysis us-
ing data of the first wave of the German Family Panel (Pairfam). Our results show, that the LAT is often 
a prelude to other partnership forms among youth, even though with different meanings for the respond-
ents. In contrary to assumptions in the literature, we however also find evidence, that the LAT is the ide-
al and therefore durable living arrangement for some youth. 
 
Keywords:Living Apart Together (LAT), partnership, youth research, life course research, sequence 
analysis 
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1. Einleitung 

Nach aktuellen Erkenntnissen leben heute mehr als 10% der deutschen Bevölkerung in 
Partnerschaften ohne gemeinsamen Haushalt (Lois 2012). Bei den unter 30-Jährigen gel-
ten diese mit 20% (Dorbritz 2009) sogar als zweithäufigste partnerschaftliche Lebensform 
nach dem partnerlosen Alleinleben. Sie sind zu einem wichtigen Bestandteil der Jugend-
phase geworden. 

Die Herausforderung bei der Auseinandersetzung mit LATs im Jugendalter besteht 
darin, einen zusammenfassenden Überblick über die Ergebnisse verschiedener relevanter 
Forschungsgebiete zu schaffen. Die Familiensoziologie konzentriert sich auf die Entste-
hung und Verbreitung von LATs und weiteren partnerschaftlichen Lebensformen (Bur-
kart 2006; Peuckert 2012; Hill/Kopp 2013; Kreyenfeld/Konietzka 2015), oft im Rahmen 
der Analyse der Pluralisierung von Lebensformen (Marbach 2003; Kohli 2007; Wag-
ner/Cifuentes 2014). Die Lebenslaufforschung untersucht u.a., wie sich das Timing und 
die Verknüpfung von Lebenslaufereignissen langfristig verändern, die den Übergangspro-
zess vom Jugend- ins Erwachsenenalter maßgeblich prägen (Scherger 2007, Konietzka 
2010). Die Jugendforschung betont die funktionalen Aufgaben von LATs in einer Le-
bensphase, in der sich junge Menschen orientieren und auf den Rest ihres Lebens vorbe-
reiten, wobei es große Unterschiede zwischen jungen Frauen und Männern gibt (Scherr 
2009). Zu berücksichtigen sind zudem Forschungsergebnisse, die den unterschiedlichen 
Charakter von LATs belegt haben (Typologien z.B. in Dekker/Matthiesen 2004; Levin 
2004; Schmidt u.a. 2006; Regnier-Loilier/Beaujouan/Villeneuve-Gokalp 2009; Kopp u.a. 
2010, Lois 2012, Lois/Lois 2012; Duncan u.a. 2013; Stoilova u.a. 2014; Coulter/Hu 2015, 
Benson/Coleman 2016; Böhm/Dekker/Matthiesen 2016). 

Der Forschungsstand zu LATs weist jedoch noch einige Lücken auf. Insbesondere 
gibt es bisher nur wenige Analysen von Partnerschaftsverläufen unter Einbezug von 
LATs. Hierunter findet sich keine, die sich explizit auf das Jugendalter bezieht und unter-
sucht, welche Bedeutung LATs im Gesamtverlauf dieser Lebensphase haben. Die Mehr-
heit der Untersuchungen zu LATs beruht bis zum heutigen Tage auf Querschnittsdaten 
(vgl. Konietzka/Tatjes 2012) oder ereignisorientierten Analysen mit Daten des Pairfams 
(Kopp u.a. 2010, Walper u.a. 2010, Dorbritz/Naderi 2012, Konietzka/Tatjes 2012, Lois 
2012). Verlaufsorientierte Analysen von Partnerschaften konzentrieren sich eher auf das 
mittlere und höhere Erwachsenenalter, in dem das partnerschaftliche Zusammenleben und 
die Ehe bedeutungsvoller werden (z.B. Dekker/Matthiesen 2004, Schmidt u.a. 2006). So 
ist unklar, ob z.B. in Bezug auf LATs in der Jugend verschiedene Verlaufstypen vor-
kommen. 

Um diese Forschungslücke zu füllen, suchen wir in unseren Analysen nach typischen 
Mustern von Partnerschaftsverläufen zwischen dem 14. und 25. Lebensjahr, wobei der 
Schwerpunkt auf der Analyse der Bedeutung der LAT innerhalb dieser Partnerschaftsver-
läufe liegt. Dazu haben wir zunächst den Forschungsstand daraufhin durchgesehen, wel-
che Typen von LATs im Jugendalter zu erwarten sind (Kapitel 2). Die Datengrundlage 
und die methodische Vorgehensweise sowie die empirischen Ergebnisse werden in Kapi-
tel 3 beschrieben. Abschließend erfolgt eine Zusammenfassung und Diskussion der ge-
wonnenen Erkenntnisse (Kapitel 4). 
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2. LAT-Typen im Jugendalter 

Wie erwähnt ist der Forschungsstand zu LATs im Jugendalter unübersichtlich, da ver-
schiedene Forschungszweige relevante Erkenntnisse liefern. Aus den vielen verschiede-
nen vorgeschlagenen LAT-Typologien wurde zudem klar, dass mit unterschiedlichen 
Formen von LATs zu rechnen ist. Daher haben wir auf Basis der verschiedenen For-
schungsgebiete insgesamt vier erwartete LAT-Typen abgeleitet, die in den folgenden Ab-
schnitten dargestellt werden. 

2.1 Kurze Vorstufe: LAT als Kennenlernphase 

Zu Beginn der Paarbeziehung und während des gegenseitigen Kennenlernens in der ersten 
Phase der Beziehungsentwicklung leben die Partner oft in getrennten Haushalten (Burkart 
1997, Schneider/Rosenkranz/Limmer 1998). Die LAT diesen Typs ist als Testphase zu 
verstehen, in der die Tragfähigkeit der Partnerschaft und die Passung zum Partner erprobt 
wird (Schneider 1996, Lois 2012). Aufgrund mangelnder Passung der Partner kann es vor 
allem in der Anfangsphase zur Auflösung der Paarbeziehung kommen (Lois 2012). 

Die Zusammenlegung der Haushalte wird in diesem Partnerschaftstyp erst dann in 
Erwägung gezogen, wenn die Partner bestimmte Institutionalisierungsschritte absolviert 
oder wichtige biographische Ereignisse (z.B. Familiengründung) erlebt haben und damit 
die Gründung eines gemeinsamen Haushaltes für mindestens einen der Partner interessant 
wird (Schneider/Rosenkranz/Limmer 1998, Lois 2012). Zentrale Gründe, warum aktuell 
noch kein gemeinsamer Haushalt etabliert wurde, ist die (noch) mangelnde emotionale 
Bereitschaft der Partner zur Vertiefung der Beziehung (Duncan u.a. 2013) und fehlende 
finanzielle Mittel (Regnier-Loilier/Beaujouan/Villeneuve-Gokalp 2009). Danach weisen 
diese LATs oft nur eine kurze Beziehungsdauer von einigen Monaten auf (Regnier-
Loilier/Beaujouan/Villeneuve-Gokalp 2009). Viele der Jugendlichen, die eine LAT diesen 
Typs führen, leben zudem häufig noch im Elternhaus (Regnier-Loilier/Beaujouan/Ville-
neuve-Gokalp 2009, Duncan u.a. 2013, Coulter/Hu 2015) und befinden sich meist in der 
Ausbildungsphase (Regnier-Loilier/Beaujouan/Villeneuve-Gokalp 2009). Das Gros der 
unter 30-Jährigen dieses LAT-Typs hat aber den Wunsch, schnell mit dem aktuellen Part-
ner eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen. Die jungen Frauen und Männer 
nehmen daher oft an, dass sie in der näheren Zukunft mit ihrem aktuellen Partner zusam-
menziehen werden (Coulter/Hu 2015). Ein Zusammenzug wird umso wahrscheinlicher, je 
länger die LAT dieses Typs andauert. 

Zusammenfassend erwarten wir, dass wir in unseren Untersuchungen u.a. LAT-Part-
nerschaftsverläufe finden, innerhalb derer LATs relativ schnell in eine Kohabitation über-
führt werden. Es wird weiterhin erwartet, dass die nachfolgende Kohabitation in diesem 
Verlaufstyp recht stabil ist, da die Paarbeziehung mit Blick auf die zukünftige Familien-
gründung eine zentrale Bedeutung für die Partner hat und auch bei kurzfristigen Schwie-
rigkeiten aufrechterhalten wird. Wir erwarten daher vergleichsweise wenige Partnerwech-
sel und keine mehrfachen Kohabitationserfahrungen. 



72 I. Hoppmann, O. Zimmermann: „Living Apart Together“ in der Jugend 

2.2 Lange Vorstufe: Ausbildungsbedingte LAT 

Ungünstige Rahmenbedingungen, welche die Realisierung eines Zusammenzugs erschwe-
ren, können auch stärker außerhalb der konkreten Paarbeziehung liegen. Individuelle Mo-
tivlagen spielen bei der Wahl der LAT dieses Typs eine besondere Rolle: Für beide Part-
ner haben in diesem Fall oft die Ausbildung und der Beruf einen hohen Stellenwert in ih-
rer Lebensplanung (Schneider/Rosenkranz/Limmer 1998). Sie sind, zumindest zeitweise, 
eher dazu bereit, die Beziehungswünsche den beruflichen Erfordernissen, dem Wunsch 
nach (beruflicher) Selbstverwirklichung sowie dem Streben nach einem hohen Einkom-
men und nach einem sicheren Arbeitsplatz unterzuordnen als umgekehrt (Münchmeier 
2003). Können für die Partner keine attraktiven Ausbildungsstellen oder für ihre Ausbil-
dungen angemessenen beruflichen Tätigkeiten am selben Ort gefunden werden, kann die 
Absolvierung der Ausbildung oder der Berufseinstieg einen Wohnortwechsel der Partner 
nach sich ziehen (Burkart 1997, Rhodes 2002). 

Die getrennte Haushaltsführung entspricht in diesem Fall nicht dem Beziehungsideal 
der Partner (Schneider/Ruckdeschel 2003). Unter Jugendlichen ist hauptsächlich davon 
auszugehen, dass vor allem mit der Bildung und Ausbildung zusammenhängende Anfor-
derungen zu einer ungewollt längeren LAT führen. Eine weitere Institutionalisierung der 
Paarbeziehung streben die befragten jungen Frauen und Männer erst nach ihrer Platzie-
rung auf dem Arbeitsmarkt an (Lois/Lois 2012). Danach absolvieren sie häufig noch ihre 
Ausbildung (Lois 2012, Lois/Lois 2012), verfügen infolgedessen nur über ein geringes 
Einkommen (Lois/Lois 2012) und wohnen mehrheitlich noch im Elternhaus (Lois 2012, 
Lois/Lois 2012). Insgesamt ist der Verfestigungsgrad der Paarbeziehung aber in diesem 
Typ bereits weit vorangeschritten, welcher sich u.a. in einer längeren Partnerschaftsdauer 
von mindestens einem Jahr zeigt (Lois 2012). 

Die aktuelle Paarbeziehung ist oft die bisher einzige (verbindliche) Partnerschaft, die 
mit dem Wunsch nach einer gemeinsamen Zukunft einhergeht, welche wiederum durch 
traditionelle Werte bezüglich des Zusammenlebens als Paar (Haushaltsgründung, Ehe-
schließung, Familiengründung) geprägt ist (Böhm/Dekker/Matthiesen 2016). Aufgrund 
einer starken Kohabitationsneigung sind die Partner nach dem Erwerb des Bildungsab-
schlusses bereit, den derzeitigen Ausbildungsort und Freundeskreis zu verlassen und ei-
nen Arbeitsplatz in der Nähe des Wohnsitzes des Partners aufzunehmen (Levin 2004). 
Zum Teil haben sie bereits schon einmal in einem gemeinsamen Haushalt gelebt und zie-
hen in diesen zurück. 

Insgesamt erwarten wir LAT-Typen zu finden, die sich durch eine längere Dauer aus-
zeichnen und erst nach längerer Zeit in eine Kohabitation überführt werden. Da die 
Paarbeziehungen ein zentrales Element der Lebensläufe sind, sind Trennungen selten. Wir 
erwarten, dass der entsprechende Verlaufstyp durch die verlängerte Ausbildungszeit ins-
besondere bei Hoch- und Höhergebildeten zu finden ist. Wir nehmen ein weniger traditi-
onell geprägtes Rollenverständnis in dieser Gruppe an, da die individuelle Freiheit und 
der Beruf auch unter Frauen als wichtiger als familiale Aufgaben eingeschätzt werden. 

2.3 Erwerb von Beziehungskompetenzen: LAT als Übungsfeld 

Partner mit einem niedrigen Alter bei Beziehungsbeginn zeichnen sich oft durch eine ge-
ringe persönliche Reife aus. Jugendliche sind noch unsicher im partnerschaftlichen Mitei-
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nander und im Umgang mit ihren Emotionen (Madsen/Collins 2011). Zudem verfügen sie 
nur über mangelnde Kommunikations- und Konfliktlösungskompetenzen (Kopp u.a. 
2010). Aufgrund des jungen Alters kann es außerdem dazu kommen, dass sich die indivi-
duellen Interessen und Persönlichkeitsmerkmale der Partner im weiteren Verlauf der Ju-
gendphase auseinander entwickeln. 

Paarbeziehungen, die im geringen Alter aufgenommen werden, neigen daher manch-
mal zur Instabilität (Kopp u.a. 2010). Es wird angenommen, dass viele Jugendliche nur 
kürzere Partnerschaften führen, in denen kaum ausgeprägte Bindungen zwischen den 
Partnern aufgebaut werden können (Wendt/Walper 2006) und die Partnerschaft verfestigt 
werden kann (Lois 2012). Da sie nur von kurzer Dauer sind, erwerben Jugendliche ihre 
(fehlenden) Beziehungskompetenzen über mehrere Paarbeziehungen hinweg (Wendt 
2009). Mit fortschreitendem Alter nimmt die Bindungsbereitschaft und Beziehungsfähig-
keit unter diesen Jugendlichen zu. Der empfundene Zugewinn an Nähe und Intimität 
übersteigt erst dann die im frühen Jugendalter noch verstärkt wahrgenommen Kosten 
durch Freiheitsverluste, die eine stärkere Bindung an den Partner beispielsweise durch ei-
ne gemeinsame Haushaltsführung mit sich bringen würde (Kopp u.a. 2010). Während der 
Jugendphase nimmt damit auch unter diesen jungen Frauen und Männern die Dauer der 
einzelnen Partnerschaften und ihre Qualität zu (Seiffke-Krenke 2003, Wendt/Walper 
2006). 

Die Übergangsrate in eine Kohabitation ist bei LATs diesen Typs entsprechend nied-
rig (Lois 2012). Aufgrund einer gering empfundenen Passung zum Partner nehmen die 
Jugendlichen mögliche Alternativen zur aktuellen Partnerschaft wahr (Kopp u.a. 2010), 
sie setzen also die Orientierung auf dem Partnermarkt fort (Dorbritz/Naderi 2012). Ein 
Großteil der Partnerschaften wird in diesem LAT-Typ binnen eines Jahres wieder aufge-
löst (Kopp u.a. 2010). Dekker/Matthiesen (2004) sowie Schmidt u.a. (2006) finden in Ve-
laufsanalysen dementsprechend Beziehungsserien von meist kurzen LATs. Da Beziehun-
gen nicht nahtlos ineinander übergehen, verbringen Jugendliche in diesen Partnerschafts-
verläufen bis zu ihrem 30. Lebensjahr häufiger und längere Zeit allein (ohne Partner). 
Mehrheitlich bewerten junge Frauen und Männer die hohe Beziehungsfluktuation positiv 
und erkennen den häufigeren Partnerwechsel als wichtigen Lernprozess zum Erwerb von 
Beziehungserfahrungen an (Schmidt u.a. 2006). 

Zusammenfassend erwarten wir in diesem Verlaufstyp serielle LAT-Partnerschafts-
verläufe, die bereits relativ früh im Jugendalter begonnen werden. Die einzelnen LATs 
sollten nur von kurzer Dauer sein und regelmäßig durch Singlephasen unterbrochen wer-
den. Außerdem ist anzunehmen, dass eine LAT oft gar nicht oder (und wenn überhaupt) 
nur relativ langsam institutionalisiert und in eine Kohabitation überführt wird. Jugendli-
che in diesen Partnerschaftsverläufen sollten multiple Trennungserfahrungen und entspre-
chend viele Beziehungsepisoden aufweisen. 

2.4 Keine nachfolgende Kohabitation: LAT als Beziehungsideal 

In einem weiteren in der Forschungsliteratur identifizierten LAT-Typ ist das Getrenntle-
ben Teil des gemeinsamen Beziehungsideals eines Paares (Schneider/Rosenkranz/Limmer 
1998). Strukturelle und berufsbezogene Erfordernisse spielen keine oder nur eine unter-
geordnete Rolle. Die Partner entscheiden sich bewusst für eine getrennte Haushaltsfüh-
rung, obwohl Anreize zur Kohabitation vorhanden und die Bedingungen hierfür sehr 
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günstig sind (Lois 2012). Sie begründen die LAT als optimale Form des partnerschaftli-
chen Zusammenlebens, welche als Alternative zur Kohabitation oder Ehe dauerhaft auf-
rechterhalten wird (Schneider 1996, Schneider/Ruckdeschel 2003). 

Die Gründe für die Wahl dieses LAT-Typs sind vielschichtig. Zum einen können die 
Partner den Wunsch haben, ihre persönlichen Freiräume im Alltag zu bewahren und sich 
den Alltagsproblemen, die eine Kohabitation mit sich bringt, zu entziehen (Schnei-
der/Rosenkranz/Limmer 1998). Die Partnerschaftsqualität ist geprägt durch eine emotio-
nale Distanz der Partner untereinander, einer geringen Reziprozität innerhalb der Paarbe-
ziehung und einer stärkeren Wahrnehmung von möglichen unerwünschten Beeinflussun-
gen durch den Partner (Diewald 1993, Dorbritz/Naderi 2012). Ihre Zurückhaltung gegen-
über allzu großer Nähe ist nicht mit Bindungsangst gleichzusetzen (Burkart 1997). Die 
individuellen Rückzugsmöglichkeiten gelten als wichtigste Voraussetzung für die Bin-
dungsbereitschaft der Partner. Oft geht eine solche LAT auch mit modernen Vorstellun-
gen zu Geschlechterrollen sowie einer höheren Akzeptanz und Verbreitung eines Lebens 
ohne Kinder einher (Haskey/Lewis 2006, Dorbritz 2009, Strohm u.a. 2009). Die Partner 
bauen einen eigenen Freundeskreis auf, verfolgen ihre beruflichen Karrieren unabhängig 
voneinander und sehen darin u.a. die Möglichkeit, ihre Paarbeziehung zu stärken (Dun-
can/Phillips 2010). Aufgrund ihrer individualisierten Art der privaten Lebensführung 
werden die Partner als „individualisierte[s] Paar per excellence“ bezeichnet (Burkart 
1997, S. 165). Die Beziehungen werden in Anlehnung an Giddens (1991, S. 224) auch als 
besonders „reine“ Beziehungen betrachtet, in denen die Beziehung ein Selbstzweck und 
kein Mittel zum Zweck der Erreichung anderer Ziele ist (Lyssens-Danneboom/Mortel-
mans 2015). 

Zum anderen kann die LAT als Beziehungsideal eine individuelle Handlungsstrategie 
darstellen, um eine weitere (schmerzhafte und mit Aufwand und Kosten verbundene) 
Trennung zu vermeiden (Funk/Kobayashi 2014). Die Partner haben im Vorfeld negative 
Erfahrungen mit einem vor- oder nachehelichen Zusammenleben gemacht (Levin 2004). 
Gescheiterte Kohabitationserfahrungen verringern die Wahrscheinlichkeit eines Zusam-
menzuges mit einem neuen Partner (Dorbritz/Naderi 2012). In der bisherigen Forschung 
wird diese Art der Paarbeziehung überwiegend unter älteren Erwachsenen identifiziert 
(z.B. Benson/Coleman 2016, Connidis/Borell/Ghazanfareeon Karlsson 2017). Da dieser 
Partnerschaftstyp noch nicht explizit für Jugendliche untersucht wurde, ist es durchaus 
möglich, diesen auch im Jugendalter wiederzufinden. Befürchtungen in Bezug auf Ein-
schränkungen durch die Paarbeziehung können auch bei Jugendlichen bereits vorhanden 
sein, wenn auch vermutlich größtenteils nicht auf eigenen negativen Beziehungserfahrun-
gen beruhend. In unseren Daten erwarten wir daher auch LAT-Partnerschaftsverläufe 
wiederzufinden, in denen junge Frauen und Männer über keine oder zumindest eine sehr 
geringe Kohabitationsneigung verfügen. Jugendliche dieses LAT-Typs sollten sich durch 
stark ausgeprägte negative Erwartungen an die Partnerschaft auszeichnen. Da die partner-
schaftlichen Rahmenbedingungen insgesamt eher gut sind, sollte das Trennungsrisiko 
niedrig sein. Es sind also lange LATs zu erwarten, die nicht in eine Kohabitation über-
führt werden. 
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2.5 Übersicht erwarteter LAT-Verlaufstypen 

Wie beschrieben erwarten wir, dass wir in unseren Partnerschaftsverläufen vier verschie-
dene LAT-Typen identifizieren können. Diese sollten sich in unseren Analysen als ein-
zelne Cluster herausbilden (Kapitel 3). Der Übersicht halber haben wir die Typen in Ta-
belle 1 nochmals zusammengefasst. 
 
Tabelle 1: Zusammenfassung erwarteter LAT-Typen, Partnerschaftsverläufe und 

Clustereigenschaften 

LAT-Typ Partnerschaftsverlauf Clustereigenschaften 

Kurze Vorstufe Stabile Paarbeziehung mit kurzer LAT 
zu Beginn; wird schnell in eine 
Kohabitation überführt 

Positive Erwartungen an Partnerschaft 
Traditionelle Einstellungen zur 
Partnerschaft 

Lange Vorstufe Stabile Paarbeziehung; wird nach 
längerer LAT-Phase in Kohabitation 
überführt 

Positive Erwartungen an Partnerschaft 
Weniger traditionelle Einstellungen zur 
Partnerschaft 
Eher Höhergebildete 

Übungsfeld Viele kurze LATs sowie keine oder nur 
kurze Kohabitationen 

Eher negative Erwartungen an 
Partnerschaft 

Beziehungsideal Längere LAT; wird nicht in eine 
Kohabitation überführt 

Befürchtungen in Bezug auf Partnerschaft 

Quelle: Eigene Darstellung. 

3. Eigene Analysen 

Im Folgenden werden die Zusammensetzung der Stichprobe und die verwendeten Analy-
semethoden (3.1) kurz vorgestellt. Hieran anschließend werden die empirischen Ergebnis-
se (3.2) präsentiert. 

3.1 Datengrundlage und methodische Vorgehensweise 

Als Datengrundlage für die eigenen Analysen dient das Pairfam (Huinink u.a. 2011). Es 
wurden insgesamt 6.083 Befragte aus den Jahrgängen 1971-1973 und 1981-1983 analy-
siert, nachdem Befragte mit fehlerhaften oder inkonsistenten Angaben zu relevanten Part-
nerschaftsereignissen (Beginn, Ende, Unterbrechung der Paarbeziehung), außerhalb 
Deutschlands geborene Befragte sowie Befragte mit einem anderen, nicht allgemeinen 
oder fachgebundenen Schulabschluss ausgeschlossen wurden. Auf Basis der Ereignisdaten 
haben wir Partnerschaftssequenzen erstellt, in denen für jedes Quartal ein Zustand be-
stimmt wurde. Wir unterscheiden die Zustände Single, LAT und Kohabitation. 

In der Literatur fehlt bis heute eine einheitliche Definition der LAT (Konietzka/Tatjes 
2014). Wir verstehen unter LATs alle Formen der privaten Lebensführung, in der eine 
(subjektiv) feste Paarbeziehung, aber kein gemeinsamer Haushalt vorliegt (Schneider 
1996). In der Operationalisierung des LAT-Status' folgen wir der Definition von Bezie-
hungen im Pairfam. Dort werden Partnerschaften dann erhoben, wenn sie mindestens 
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sechs Monate gedauert haben, wenn ein Kind aus ihnen hervorgegangen ist oder wenn die 
Beziehung aus anderen Gründen wichtig für den oder die Befragte ist (Pairfam 2017, S. 
11). Wir gehen daher davon aus, dass Partnerschaften unter sechs Monaten in unseren 
Analysen mehrheitlich nicht berücksichtigt sind. Eine LAT wird dann zu einer Kohabita-
tion, wenn die Partner in einem gemeinsamen Haushalt wohnen. Die Befragten gelten 
wiederum dann als Single, wenn sie keine Paarbeziehung führen. 

Mit Hilfe des in der Sequenzdatenanalyse meistverwendeten Optimal-Matching-
Verfahrens (OM, Abbott/Forrester 1986, Abbott/Hrycak 1990, Aisenbrey 2000, Aisen-
brey/Fasang 2010) wurde die Unterschiedlichkeit der Lebensläufe bestimmt. Im paarwei-
sen Vergleich berechnet es die Anzahl an Operationen, die für die Überführung einer Se-
quenz in eine andere benötigt werden (Elzinga 2003). Hierzu nutzt das OM Substitutionen 
(Ersetzungen), Einfügungen und Löschungen, für die unterschiedliche Kosten anfallen 
(Aisenbrey 2000). Für unsere Analysen verwenden wir Substitutionskosten von 1 sowie 
Kosten für Einfügungen und Löschungen von 0,5 (z.B. Böhnke/Zeh/Link 2015, Jalovaara/ 
Fasang 2017), wodurch die Analysen sensibel sowohl für die Reihenfolge wie auch den 
Zeitpunkt der einbezogenen  partnerschaftlichen Ereignisse sind (MacIndoe/Abbott 2004). 
Damit wird die „Längste Gemeinsame Subsequenz“ (Elzinga 2003, Fasang 2012) für die 
Bestimmung der Unterschiedlichkeit genutzt. Die Anwendung anderer Maßzahlen und 
Kostenkonfigurationen führte in unseren Analysen zu inhaltlich ähnlichen Ergebnissen, so 
dass die Lebenslaufgruppen als hinreichend robust angesehen werden können. 

Anschließend wurde eine explorative, hierarchische Clusteranalyse mit der Ward-
Methode zur Typologisierung der Lebensverläufe durchgeführt (z.B. Scherer/Brüderl 
2010, Fasang 2012, Böhnke/Zeh/Link 2015). Die Auswahl der analysierten Clusterlösung 
erfolgte anhand des Pseudo-F (Calinski/Harabsz 1974, Aisenbrey/Fasang 2010), einer 
sinnvollen Verteilung der Befragten auf die Cluster (Bortz/Schuster 2010) sowie der 
Möglichkeit einer sinnvollen Interpretierbarkeit der Cluster (Scherer/Brüderl 2010), die 
sich u.a. darin zeigt, dass eine sinnvolle Benennung möglich ist. Dabei wurde zunächst 
die 6-Cluster-Lösung ausgewählt, in der sich fünf inhaltlich und formal sinnvoll vonei-
nander abgrenzbare Cluster fanden, von denen auch drei sich den erwarteten LAT-Typen 
zuordnen ließen (Kapitel 3.2). Das sechste Cluster bestand jedoch aus einem Mix aus Le-
bensverläufen und ließ sich schwierig zuordnen und interpretieren. Im hierarchischen 
Clusterbaum haben wir daher nach dem Schritt gesucht, in dem sich dieses Cluster weiter 
aufteilt. Dies erfolgte in der 9-Cluster-Lösung (Abbildung 1). Hier teilte sich das entspre-
chende Cluster in zwei inhaltlich eindeutiger voneinander differenzierte und beschreibba-
re Cluster auf. Für unsere Interpretation haben wir daher das „Mix“-Cluster der 6-Cluster-
Lösung durch die beiden Cluster der 9-Cluster-Lösung ersetzt. In der 9-Cluster-Lösung 
wurden noch zwei andere Cluster aufgeteilt, die aber inhaltlich sehr ähnlich waren. Aus 
diesem Grund haben wir auf die Aufteilung dieser Cluster für die Analyse verzichtet. 
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Abbildung 1: Clusterbaum für 6- und 9-Clusterlösung (nach der Ward-Methode) 
 
Die Darstellung der Verläufe innerhalb der Cluster erfolgte schwerpunktmäßig über Se-
quenzindexplots (Scherer/Brüderl 2010), wobei zur Beschreibung und Interpretation wei-
tere deskriptive Informationen hinzugezogen wurden, wie z.B. die durchschnittliche An-
zahl der Beziehungen der Befragten eines Clusters (Tabelle 3). Für eine klarere inhaltli-
che Interpretation der Cluster analysieren wir zudem die Einstellung zur Ehe und Rollen 
der Eltern, die Bedeutung der Partnerschaft, Familie (eigene Kinder), Freizeit (inkl. 
Freunde) und des Jobs sowie die Erwartungen (Hilfe, Sicherheit, Ansehen) und Befürch-
tungen (Stress, Langeweile, Ablehnung, Einschränkungen) bezüglich der Partnerschaft 
(Tabelle 2). Diese Variablen werten wir nur für die Kohorte (1981-1983) aus, für die sie 
im Alter von 25-27 Jahre erhoben wurden, also unmittelbar nach dem analysierten Alters-
zeitraum von 14 bis 25 Jahren. Bei der Kohorte 1971-1973 wurden diese Einstellungen im 
Alter von 35-37 Jahren erfragt, so dass sehr unterschiedliche weitere Partnerschaftsver-
läufe innerhalb derselben Cluster zwischen dem Alter von 25-27 und 35-37 möglich sind. 
Die Unterschiede in den Einstellungen in der älteren Kohorten erwiesen sich als deutlich 
weniger aussagekräftig für die Unterscheidung der Cluster als die Einstellungen der Ko-
horte 1981-1983. Daher haben wir zur inhaltlichen Interpretation der Einstellungen nur 
diese Kohorte herangezogen, was unter den gegebenen Bedingungen die beste Herange-
hensweise erschien. 

Da die Daten im Alter von 25 bis 27 Jahren, also nach dem Zeitraum, für den die analy-
sierten Partnerschaftsverläufe stattfanden, erhoben wurden, können keine kausalen Einflüs-
se von den Einstellungen auf die partnerschaftlichen Lebensverlaufstypen angenommen 
werden. Angemessen scheint es unseres Erachtens aber, von einer gewissen Stabilität von 
Einstellungen auszugehen, so dass die im Anschluss an die Verläufe gemessenen Einstel-
lungen uns auch einen Hinweis darauf geben, wie die Einstellungen vor oder in dem Zeit-
raum der Partnerschaftsverläufe ausgeprägt waren. Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass 
die Partnerschaftserfahrungen in den Partnerschaftsverläufen auch die Einstellungen zu 
Partnerschaften an deren Ende beeinflussen. Wir verstehen die gemessenen Einstellungen 
daher als Möglichkeit, die Befragten der Cluster zu beschreiben (im Sinne einer Korrelation 
von Einstellung und Verhalten), nicht aber deren Verhalten ursächlich zu erklären. 

3.2 Beschreibung der Ergebnisse 

Auf Basis unserer Ergebnisse können wir die vier erwarteten LAT-Typen, die wir teilwei-
se sinnvoll ergänzt bzw. modifiziert haben, wiederfinden. Zudem haben wir zwei weitere 
Partnerschaftsverlaufstypen sowie ein Cluster mit (Dauer-)Singles bestimmen können. 
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Abbildung 2: Cluster „Kurze Vorstufe“ 
(12% Befragte) 

  
Abbildung 3: Cluster „Lange Vorstufe“ 
    (19% Befragte) 

Single   LAT   Kohabitation 
Quelle: Pairfam (Welle 1, Kohorten 1971-1973 und 1981-1983), eigene Berechnungen. 
 
Abbildung 2 stellt das Partnerschaftsverlaufsmuster der Befragten des Clusters „Kurze Vor-
stufe“ (12%) vom 14. bis zum 25. Geburtstag dar. Auf der x-Achse ist das Lebensalter der 
Partner, auf der y-Achse die Anzahl der Sequenzen abgetragen. Jede Sequenz wird als hori-
zontale Linie dargestellt (Brüderl/Scherer 2006), wobei Singlephasen schwarz, LAT-Phasen 
orange und Kohabitationsphasen gelb gekennzeichnet sind. Abbildung 2 verdeutlicht, dass 
im  Cluster „Kurze Vorstufe“ eine meist recht stabile Kohabitation an eine kurze LAT an-
schließt. Die Befragten dieses Clusters gehen die erste Partnerschaft zwischen dem 14. und 
21. Lebensjahr ein, welche sie nach ca. einem Jahr in eine Kohabitation überführen. Es wird 
durchschnittlich nur eine Kohabitation erlebt und etwa ebenso viele LATs (Tabelle 3). 

In diesem Cluster lassen sich traditionelle Einstellungen zur Partnerschaft und Elternrol-
len sowie ausgeprägt positive Erwartungen an die Partnerschaft und wenig Befürchtungen 
erkennen (Tabelle 2). Auch im Cluster „Lange Vorstufe“ (19%, Abbildung 3) wird die erste 
Paarbeziehung zwischen dem 14. und 21. Lebensjahr aufgenommen, jedoch wird die LAT 
erst nach knapp vier Jahren in eine Kohabitation überführt. In diesem Cluster werden etwa 
1,75 (Männer) bzw. 1,68 (Frauen) LAT-Episoden beobachtet. Es kommt also vor der ersten 
Kohabitation öfter zur Auflösung einer ersten LAT, die aber recht schnell durch eine andere 
ersetzt wird. Gemein ist den  Befragten der Cluster „Kurze Vorstufe“ und „Lange Vorstu-
fe“, dass ihnen Partnerschaft und Kinder wie erwartet wichtig, Freizeit und Arbeit sind 
ihnen dagegen weniger wichtig sind (Tabelle 2). Die Ergebnisse sind vor allem für das 
Cluster „Lange Vorstufe“ überraschend, da eine Verschiebung der Kohabitation aufgrund 
von Erfordernissen von Bildung und Ausbildung vermutet wurde. In unseren Daten finden 
wir eher Hinweise darauf, dass weniger traditionelle Einstellungen zu Partnerschaften und 
Elternrollen zu der entsprechenden Verschiebung geführt haben (Tabelle 2). Die Erwartun-
gen und Befürchtungen in Bezug auf die Partnerschaft sind durchschnittlich. Es findet sich 
nicht die erwartete Dominanz von Höhergebildeten (Tabelle 3). 
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Tabelle 2: t-Test der Einstellungen, Lebensziele, Partnerschaftserwartungen und 
-befürchtungen 

   Cluster 

 
Be-

reich 
Variable Kurze 

Vorstufe 
Lange 

Vorstufe 
Bezie-
hungs-
ideal 

Übungs-
feld 

Nichttra- 
ditionelle 

LAT 

Später 
Start 

ø  

E
in

st
el

lu
ng

en
 H

ei
ra

ts
or

ie
nt

ie
ru

ng
 Man sollte heiraten, wenn man 

mit einem Partner auf Dauer 
zusammenlebt 

3,13*** 3,02*** 3,10*** 3,09* 2,92*** 3,22*** 3,07 

Die Ehe ist eine lebenslange 
Verbindung und sollte nicht 

beendet werden 
3,52*** 3,22*** 3,42*** 3,20*** 3,35 3,59*** 3,34 

Man sollte spätestens dann 
heiraten, wen nein Kind da ist 

2,17*** 2,00*** 2,21 2,07*** 2,21 2,32*** 2,19 

M
ut

te
rr

ol
le

 

Frauen sollten sich stärker um 
die Familie kümmern als um 

ihre Karriere 
2,84*** 2,70*** 2,51*** 2,63 2,46*** 2,62 2,64 

Ein Kind unter 6 Jahren wird 
darunter leiden, wenn sie 

Mutter arbeitet 
2,69*** 2,53*** 2,79*** 2,85*** 2.73 2,77*** 2,73 

V
at

er
ro

lle
 

Kinder leiden oft darunter, dass 
sich ihre Väter zu sehr auf die 

Arbeit konzentrieren 
3,26*** 3,38*** 3,38*** 3,33 3,30** 3,36*** 3,32 

Männer sollten sich genauso 
an der Hausarbeit beteiligen 

wie Frauen 
4,38*** 4,45*** 4,34* 4,38*** 4,38*** 4,40*** 4,35 

Le
be

ns
zi

el
e 

B
e

ru
f  

Ausbildung/Beruf 3,32*** 3,48*** 3,94*** 4,14*** 3,82*** 3,80*** 3,89 

Fr
ei

ze
it 

 

 
Hobbys/Interessen 2,39*** 2,48*** 2,77*** 2,86*** 2,63*** 2,60*** 2,70 

 
Freundschaft 3,06*** 3,07*** 3,27*** 3,36*** 3,17*** 3,02*** 3,22 

Fa
m

ili
e 

 
Partnerschaft 4,24*** 3,96*** 3,57*** 3,26*** 3,65*** 3,71*** 3,55 

 
Kind(er) bekommen 1,99*** 2,01*** 1,44*** 1,38*** 1,74*** 1,87*** 1,65 

G
em

ei
ns

.  
Zuneigung/Geborgenheit 4,86*** 4,85*** 4,82*** 4,83*** 4,83*** 4,83*** 4,81 

 
Unternehmungen 4,35*** 4,32*** 4,34*** 4,27*** 4,31 4,39*** 4,30 

P
ar

tn
er

sc
ha

fts
-

er
w

ar
tu

ng
en

 
H

ilf
e 

 
Allgemeine Hilfe 4,77*** 4,78*** 4,69*** 4,58*** 4,71*** 4,73*** 4,67 

 
Finanzielle Hilfe 2,09*** 2,03*** 1,88*** 1,88*** 1,85*** 2,05*** 1,98 

A
nd

er
es

  
Ansehen 2,26*** 2,03*** 1,99*** 2,03*** 2,03*** 2,18*** 2,08 

 
Freiräume 3,85*** 3,82 3,84 3,80*** 3,90*** 3,69*** 3,83 

P
ar

tn
er

sc
ha

fts
-

be
fü

rc
ht

un
ge

n 

 
Stress 2,56*** 2,62*** 2,66*** 2,83*** 2,51*** 2,41*** 2,63 
 
Langeweile 2,56* 2,62*** 2,60** 2,65*** 2,58 2,40*** 2,58 
 
Ablehnung Familie/Freunde 1,82 1,83 1,87*** 1,99*** 1,48*** 1,68*** 1,83 
 
Einschränkung  1,98*** 2,20*** 2,48*** 2,60*** 2,23*** 2,09*** 2,32 

* p<.05, ** p<.01, *** p<.001. Getestet wurde die Abweichung vom Durchschnittswert für alle Befrag-
ten. 
Quelle: Pairfam (Welle 1, Kohorten 1981-1983), eigene Berechnungen. 
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Tabelle 3: Prozentuale Verteilung der Befragten auf die Cluster (differenziert nach Ge-
schlecht, Herkunft und Bildungsabschluss) und durchschnittliche Anzahl von 
LAT- und Kohabitationsepisoden (differenziert nach Geschlecht) 

   Cluster 

H
er

ku
nf

t (
O

st
/W

es
t) Geschlecht Herkunft 

Kurze 
Vorstufe 

Lange 
Vor-Stufe 

Beziehungs- 
ideal 

Übungsfeld Nichttra- 
ditionelle LAT 

Später  
Start 

 
 
Ost 

 
  9 

 
15 

 
13 

 
  8 

 
  7 

 
15 

Mann 
 
West 

 
  6 

 
11 

 
19 

 
11 

 
11 

 
11 

 
 
Ost 

 
25 

 
30 

 
  9 

 
  6 

 
11 

 
  7 

Frau 
 
West 

 
14 

 
24 

 
15 

 
  9 

 
16 

 
  7 

A
bs

ch
lu

ss
 

Geschlecht 
 
Abschluss 

      

 
Ohne/ 
Hauptschule 

 
11 

 
14 

 
12 

 
  9 

 
  9 

 
13 

 
 
Realschule 

 
  8 

 
15 

 
15 

 
11 

 
  9 

 
13 

Mann 
(Fach-) 
Abitur 

 
  4 

 
  9 

 
23 

 
11 

 
11 

 
11 

 
Ohne/ 
Hauptschule 

 
28 

 
22 

 
11 

 
  7 

 
  9 

 
  7 

 
 
Realschule 

 
21 

 
30 

 
  9 

 
  6 

 
13 

 
  8 

Frau 
(Fach-) 
Abitur 

 
  8 

 
24 

 
19 

 
10 

 
20 

 
  6 

D
ur

ch
. A

nz
ah

l 
B

ez
ie

hu
ng

se
pi

so
de

n Geschlecht 
ø Bez.- 
Episoden 

      

 
 
LAT 

 
1,15 

 
1,75 

 
1,90 

 
1,92 

 
2,08 

 
1,18 

Mann 
 
Koh. 

 
1,12 

 
1,10 

 
0,23 

 
0,16 

 
0,29 

 
0,71 

 
 
LAT 

 
1,20 

 
1,68 

 
1,85 

 
1,92 

 
1,89 

 
1,14 

 
Frau 

 
Koh. 

 
1,13 

 
1,13 

 
0,34 

 
0,27 

 
0,45 

 
0,81 

Quelle: Pairfam (Welle 1, Kohorten 1971-1973 und 1981-1983), eigene Berechnungen, Angaben in Prozent. 
 
Ebenfalls identifizieren können wir das Cluster „Beziehungsideal“ (Abbildung 4). Die 
15% in diesem Cluster zusammengefassten Befragten geben (in Übereinstimmung mit 
den Erwartungen) an, dass ihnen ihre Arbeit beziehungsweise Ausbildung sowie ihre per-
sönliche Freiheit sehr wichtig sind, während sie Einschränkungen durch eine Beziehung 
besonders fürchten (Tabelle 2). Obwohl sie ihre erste Partnerschaft etwa gleichzeitig wie 
die Befragten der vorherigen Cluster (zwischen 14 und 21 Jahren) beginnen, verbringen 
sie aufgrund von Unterbrechungen des Partnerschaftsverlaufs durch Singlephasen deut-
lich mehr Zeit außerhalb einer Beziehung als die Befragten der vorherigen Cluster. 

Anders als theoretisch erwartet, treten im Cluster „Beziehungsideal“ viele Trennungen 
auf und die Beziehungen sind nicht von so langer Dauer. Die Zuordnung dieses Clusters 
zum Typ „Beziehungsideal“ ist daher nicht ganz eindeutig. Das Cluster entspricht aber auf-
grund der Einstellungen am ehesten diesem erwarteten LAT-Typ. Die erwartete lange, rela-
tiv stabile LAT findet sich eher in dem Cluster „Nichttraditionelle LAT“ (siehe unten). 
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Abbildung 4: Cluster „Beziehungsideal“ 
(15% Befragte) 

 

Abbildung 5: „Cluster Übungsfeld“ 
(9% Befragte) 

Single   LAT   Kohabitation 
Quelle: Pairfam (Welle 1, Kohorten 1971-1973 und 1981-1983), eigene Berechnungen. 
 
Im Cluster „Übungsfeld“ (Abbildung 5) finden sich nur 9% aller Befragten. Sie berichten 
von einer meist recht langen Singlephase nach einer ersten LAT-Partnerschaft und starten 
überwiegend erst zum Ende des analysierten Alterszeitraumes eine zweite Beziehung. Die 
Anzahl der Beziehungen ist geringer als für diese Gruppe erwartet (Tabelle 3). Insgesamt 
werden Partnerschaften in diesem Cluster zu einem ähnlich frühen bzw. späten Zeitpunkt 
wie in anderen Clustern begonnen. Befragte dieses Clusters geben an, dass ihnen Partner-
schaft und Kinder weniger wichtig sind und dass sie recht starke Befürchtungen in Bezug 
auf Partnerschaften haben (Tabelle 2). Unsere Daten bestätigen damit eher nicht die An-
nahme, dass eine zentrale Rolle von LATs im Jugendalter der Erwerb von Beziehungs-
kompetenzen ist. Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Definition der LAT im Pairfam 
(Kapitel 3) auch dazu geführt haben kann, dass (kurze) „Übungs-LATs“ nicht genannt 
wurden und daher nicht in unseren Analysen erscheinen können. 
 

 

Abbildung 6: Cluster „Nichttraditionelle 
LAT“ (12% Befragte) 

Abbildung 7: Cluster „Später Start“  
(9% Befragte) 

Single   LAT   Kohabitation 
Quelle: Pairfam (Welle 1, Kohorten 1971-1973 und 1981-1983), eigene Berechnungen. 
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Zusätzlich zu den erwarteten LAT-Typen haben wir zwei weitere identifiziert. Das Clus-
ter „Nichttraditionelle LAT“ (12% aller Befragten, Abbildung 6) ähnelt teilweise dem 
Cluster „Beziehungsideal“. Die Partnerschaftsverläufe dieses Clusters werden von durch-
schnittlich zwei LATs und wenigen Kohabitationen geprägt (Tabelle 3). Im Vergleich 
zum Cluster „Beziehungsideal“ erfolgt der Einstieg in die Partnerschaftshistorie aber frü-
her und die Pausen sind kürzer, so dass insgesamt mehr Zeit in einer LAT verbracht wird. 
Bedeutende Unterschiede gibt es auch in Bezug auf die anzunehmende Motivation für 
diese Art der Beziehungshistorien: Es finden sich hier viele hochgebildete westdeutsche 
Frauen und Männer (Tabelle 3), die die traditionelle Mutterrolle ablehnen, denen jedoch 
Partnerschaft und eigene Kinder wichtig sind (Tabelle 2). Zumindest für einen Teil der 
Befragten dieses Clusters scheint damit die LAT eine Lösung zu sein, um eine klassische 
Arbeitsteilung in einem gemeinsam geführten Haushalt zu umgehen, wie es für Befragte 
mit der LAT als Beziehungsideal vermutet wurde. 

Im Cluster „Später Start“ (Abbildung 7) findet sich eine geringe Anzahl Befragter 
(9%), die meist erst nach dem Alter von 20 Jahren eine erste Partnerschaft führen oder 
(weniger häufig) vorher nur kurze LAT-Erfahrungen gesammelt haben. Die Befragten 
dieses Clusters verbringen viel Zeit als Single, überführen die LAT aber fast immer noch 
vor dem 25. Lebensjahr in eine Kohabitation (nach durchschnittlich etwa 1,5 Jahren). Ihre 
Einstellungen unterscheiden sich insgesamt kaum vom Durchschnitt, jedoch ist die Part-
nerschaft ihnen weniger wichtig als anderen Befragten (Tabelle 2). Es finden sich viele 
westdeutsche Männer in diesem Cluster (Tabelle 3). 
 

Abbildung 8: Cluster „Singles“ (22% Befragte) 
 Single   LAT   Kohabitation 
Quelle: Pairfam (Welle 1, Kohorten 1971-1973 und 1981-1983), eigene Berechnungen. 
 
Um einen vollständigen Überblick über die Partnerschaftsverläufe der Kohorten zu haben, 
wird das Cluster „Singles“ (Abbildung 8) ebenfalls aufgeführt und kurz beschrieben. Es 
besteht hauptsächlich aus Befragten, die in dem betrachteten Alterszeitraum keine Bezie-
hung geführt haben oder (weniger häufig) nur eine oder wenige sehr kurze Beziehungen 
hatten. In Bezug auf die Einstellungen ähneln die Befragten denen aus dem Cluster „Be-
ziehungsideal“: Beruf und Freizeit sind wichtig, Familie und eigene Kinder sind dagegen 
weniger wichtig, Befürchtungen zu Partnerschaften sind vorhanden. Die Befragten haben 
zudem eher traditionelle Einstellungen in Bezug auf Partnerrollen. 
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4. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

In diesem Artikel wurden zwei zentrale Beiträge zur Forschung von LATs in der Jugend-
phase erbracht. Zunächst wurde der komplexe, auf mehreren Forschungsgebieten und 
hauptsächlich auf Querschnittsdaten und Ereignisdatenanalysen beruhende Forschungs-
stand so zusammengefasst, dass verschiedene zu erwartende LAT-Typen in der Jugend-
phase abgeleitet werden konnten. Anschließend wurden diese Typen mittels einer explo-
rativen sequenzdatenbasierten Clusteranalyse auf Basis des Pairfams für den Alterszeit-
raum von 14-25 Jahre aus einer Verlaufsperspektive evaluiert. Dabei fanden wir sowohl 
Übereinstimmungen als auch Abweichungen zwischen den erwarteten und beobachteten 
Ergebnissen. Dadurch konnten wir einen großen Teil der bisherigen Forschungsergebnis-
se aus einer Verlaufsperspektive empirisch untermauern, aber auch Modifikationen und 
Erweiterungen des bisherigen Erkenntnisstandes vorschlagen. 

Unsere Ergebnisse verdeutlichen, dass LATs in der Jugend ganz unterschiedliche Be-
deutungen haben können, die nur teilweise in der Forschungsliteratur bereits explizit als 
für die Jugendphase relevant genannt wurden. Für die größte Gruppe der Befragten (40%, 
Cluster „Kurze Vorstufe“, „Lange Vorstufe“ und „Später Start“) scheint die LAT, wie in 
der Literatur vermutet, hauptsächlich eine Vorstufe zu einer Kohabitation zu sein, die be-
reits im Jugendalter nach unterschiedlich langen und zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
begonnenen LATs eingegangen wird. Dem Großteil der Befragten dieser Gruppe ist Part-
nerschaft und Familie wichtig und sie gehen die Partnerschaft früh ein. Einige verschie-
ben den Übergang in die Kohabitation. Das wird in früheren Forschungsarbeiten oft mit 
beruflichen Erfordernissen begründet. Unsere Daten legen nahe, dass auch nichttraditio-
nelle Vorstellungen von partnerschaftlichen Rollen für eine Verzögerung des Überganges 
sorgen. Einige Befragte, denen Partnerschaft weniger wichtig ist, gehen eine LAT erst im 
letzten Drittel des betrachteten Alterszeitraumes ein, überführen diese aber meist noch vor 
dem 25. Lebensjahr in eine Kohabitation. 

Knapp ein Viertel der Befragten verbringt einen größeren Teil der Zeit zwischen dem 
14. und 25. Lebensjahr in einer LAT, die nur selten in eine Kohabitation überführt wird. 
Unter diesen Befragten finden sich viele hochgebildete Männer und Frauen. Für einen 
Teil dieser Befragten scheint die LAT, wie in vorherigen Forschungen bereits angedeutet, 
die ideale Beziehungsform zu sein, da ihnen individuelle Freiheit, Beruf und Freizeit 
wichtiger sind als Partnerschaft und eigene Kinder. Sie befürchten zudem Einschränkun-
gen durch eine Beziehung. Einem anderen Teil der Befragten ist dagegen Partnerschaft 
und Beziehung durchaus wichtig und sie fürchten sich nicht stärker vor Einschränkungen 
als ihre Altersgenossen. Allerdings lehnen sie die traditionelle Mutterrolle (und damit 
vermutlich die traditionelle Aufgabenteilung im Haushalt) ab. Wir vermuten daher, dass 
diese Befragten die LAT als „nichttraditionelle“ Beziehungsform wählen. 

Die Annahme, dass die LAT in der Jugend als Übungsfeld zum Erwerb von Partner-
schaftskompetenzen dient, wird von unseren Ergebnissen eher nicht unterstützt. Die An-
zahl der LAT-Partnerschaften ist dafür zu gering, zudem haben wir kein Cluster gefun-
den, in dem wirkliche Beziehungsserien auftreten. Eine kleine Gruppe von Befragten hat 
wenige kurze Beziehungen, die als Probebeziehungen interpretiert werden können. Diese 
Befragten führen jedoch deutlich weniger Beziehungen als wir auf Basis der Literatur 
vermuteten. Einschränkend zu den Befunden ist zu erwähnen, dass es durch die Definition 
der LAT in der Erhebung des Pairfams auch dazu gekommen sein kann, dass LATs dieses 
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Typs nicht in unseren Daten erfasst wurden und daher in den Verläufen nicht auftreten. 
Weiterführende Untersuchungen zu diesem Beziehungstyp mit anderen methodischen 
Festlegungen wären wünschenswert. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die zentrale Bedeutung der LAT 
als Vorstufe zur Kohabitation im Jugendalter bestätigt wurde. Unsere Analysen konnten 
aber zusätzlich zeigen, dass hier Unterformen abhängig von Bedeutung der Partnerschaft, 
Einstellungen zur Partnerschaft, Beginn der Partnerschaft und Länge der LAT unterschie-
den werden sollten. Zudem wurde deutlich, dass (anders als in der Forschungsliteratur oft 
angenommen, Connidis/Borell/Ghazanfareeon Karlsson 2017) die LAT auch im Jugend-
alter in anderer Form (nicht-traditionell, Beziehungsideal und Probebeziehung) in Er-
scheinung treten kann. Insbesondere die Betonung der Ablehnung der traditionellen Rol-
lenverteilung in der Partnerschaft spielt eine größere Rolle, als auf Basis der bisherigen 
Forschungsergebnisse erwartet werden konnte. Es zeigt sich damit, dass LAT-Beziehun-
gen auch im Jugendalter ein eigenständiges, differenziertes Phänomen sind, so dass sich  
eine weitere detailliertere Erforschung jenseits ihrer Bedeutung beim Übergang in die 
Kohabitation lohnt. 
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Zusammenfassung 
In aktuellen Konzeptionen zu frühkindlicher Bildung werden die Aspekte Selbstbestimmung und selbst-
tätige Aneignung als wesentliche Voraussetzungen für die Ermöglichung von Bildungsprozessen disku-
tiert. Konsens besteht in Fachdiskursen darin, dass Beteiligung förderlich und sinnvoll für institutionali-
sierte frühkindliche Bildung ist. Im Beitrag werden zwei wesentliche Diskurslinien in Bezug auf Beteili-
gung und frühkindliche Bildung in institutioneller Betreuung dargelegt. Dies sind erstens aktuelle Fach-
diskussionen und theoretische Ansätze zu frühkindlichen Bildungsprozessen und zweitens Fachbeiträge 
und Konzeptionen zu Kinderrechten. Beide Diskurslinien sind relevant für Ansätze des Demokratieler-
nens und der politischen Bildung, die exemplarisch am Beispiel der demokratischen Partizipation in 
Kindertageseinrichtungen skizziert werden. Im Anschluss entfaltet der Beitrag eine kritische Perspektive, 
denn neben fachlichen Argumenten für eine Beteiligung von Kindern in sie betreffende Angelegenheiten 
finden auf der anderen Seite Instrumentalisierungen Eingang in Diskurse. Die kritische Auseinanderset-
zung dient dem Ziel, den Beteiligungsbegriff im Bereich frühkindlicher institutioneller Bildung und Be-
treuung zu differenzieren und um die Perspektive der Teilhabe zu ergänzen. 
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Einleitung 

Partizipation wird als förderlich und sinnvoll für die kindliche Entwicklung angesehen 
und gilt im Fachdiskurs als wichtiger Bestandteil einer institutionalisierten frühkindlichen 
Bildung und Betreuung. Der Beitrag diskutiert die Potenziale und Begrenzungen der Par-
tizipation von Kindern in institutioneller Betreuung am Beispiel der Kindertageseinrich-
tungen diskutiert. Dabei werden zunächst zwei wesentliche Diskurslinien in Bezug auf 
Beteiligung und frühkindliche Bildung in institutioneller Betreuung vorgestellt. Dies sind 
erstens aktuelle Fachdiskussionen und theoretische Ansätze zu frühkindlichen Bildungs-
prozessen und zweitens Fachbeiträge und Konzeptionen zu Kinderrechten. Beide Diskurs-
linien sind relevant für die in Kapitel zwei dargelegten Ansätze des Demokratielernens 
und der politischen Bildung, die exemplarisch am Beispiel der demokratischen Partizipa-
tion in Kindertageseinrichtungen skizziert werden. Im dritten Abschnitt entfaltet der Bei-
trag eine kritische Perspektive auf Partizipation mit dem Ziel, den Beteiligungsbegriff im 
Bereich frühkindlicher institutioneller Bildung und Betreuung zu differenzieren und zu 
ergänzen um die Perspektive der Teilhabe. 

1. Ausgewählte Diskurslinien 

1.1 Frühkindliche Bildungskonzepte 

Im frühkindlichen Fachdiskurs lassen sich in Bezug auf Partizipation1 zwei wesentliche 
Diskurslinien skizzieren: Diese sind zum einen das Bildungsverständnis der Pädagogik 
der frühen Kindheit und zum anderen rechtliche Konstellationen.  

Aktuelle frühkindliche Bildungsansätze betonen, dass die Förderung kindlicher 
Selbstaneignung und Partizipation eine Bildungs- und Entwicklungsressource darstellt 
(Kluge 2013). Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die Ansätze von 
Gerd Schäfer und Wassilios Fthenakis. Schäfer (2005, 2013, S. 43) etwa betont den indi-
viduellen Eigensinn leiblich-ästhetischer Bildungsprozesse von Kindern. Diese lassen 
sich als das Entstehen einer inneren Ordnung beschreiben, die auf der Ausbildung von 
Wahrnehmungsmustern über die Fern- und Nahsinne der Kinder gründet. Ästhetische 
Bildungsprozesse äußern sich in den individuellen und selbsttätigen Aneignungs- und 
Ausdruckstätigkeiten der Kinder. Fthenakis (2009) verweist hingegen stärker auf soziale 
Kontexte, in denen sich Bildung vollzieht und auf die Rolle der Erwachsenen zur Unter-
stützung kindlicher Bildungsprozesse. Der Begriff der Ko-Konstruktion beschreibt diese 
Bildungsprozesse, denn die Veränderungen des Selbst- und Weltverständnisses ergeben 
sich im Austausch mit anderen und im Aushandeln gemeinsamer Bedeutungen (Fthenakis 
2009, S. 8). Fthenakis hebt die Rolle der Fachkräfte für die Initiierung von Bildungspro-
zessen bei Kindern hervor. Aus didaktischer Perspektive können Erzieherinnen und Er-
zieher über Ko-Konstruktionen auf Bildungsprozesse von Kindern Einfluss nehmen (ebd., 
S. 8f.). Gemeinsam ist beiden Ansätzen die Betonung der Notwendigkeit einer selbsttäti-
gen Auseinandersetzung der Kinder mit der sie umgebenden Welt. Das zugrundeliegende 
Bild vom Kind lässt sich als das eines kompetenten Konstrukteurs resp. einer kompeten-
ten Konstrukteurin skizzieren (Knauer 2014, S. 562). Wenig bis gar nicht wird jedoch die 
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Kehrseite von Bildungsprozessen thematisiert: Sie werden von den sich Bildenden auch 
als etwas Fremdes erfahren, als Widerfahrnis. Peter Cloos und Anja Tervooren (2013) 
konstatieren diesbezüglich, dass gerade diese Ausblendung der Unverfügbarkeit und Wi-
derfahrnis von Bildung letztlich dazu beigetragen hat, dass das neue Bildungsverständnis 
der frühen Kindheit genutzt wird für humanökonomische Kosten-Nutzen-Kalküle im 
Kontext institutioneller Betreuung (Cloos/Tervooren 2013, S. 42f.). 

1.2 Kinderrechte  

Die Notwendigkeit der Beteiligung von Kindern in allen sie betreffenden Angelegenhei-
ten basiert auch auf der internationalen politischen Debatte um die Rechts- und Subjekt-
stellung von Kindern. Wesentlicher Bezugspunkt ist dabei die UN-Kinderrechtskon-
vention (UN-KRK), die Kinder als eigenständige Träger von Rechten anerkennt.2 In den 
zugrundeliegenden Emanzipationsbestrebungen der UN-KRK werden Kindern umfassen-
de Beteiligungsrechte, wie etwa das Recht auf Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, Ver-
sammlungsfreiheit, Informationsfreiheit etc. zugewiesen (Maywald 2016, S. 18ff.; yo-
unicef 2016.). Art. 12 umfasst das Recht von Kindern, mit ihrer Meinung gehört und ge-
mäß ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Entscheidungen beteiligt zu wer-
den (Maywald 2016, S. 17f.). Dieser Artikel erhält als Querschnittsprinzip für alle 
Rechtsbereiche der UN-KRK eine herausgehobene Bedeutung (Maywald 2016, S. 17f), 
weil in der Auslegung aller Rechte der UN-KRK, insbesondere aber in Bezug auf das 
Kindeswohl (Art. 3,1), das Beteiligungsrecht angewandt wird. Das Recht auf Beteiligung 
bezieht sich insbesondere auf Gerichts- und Verwaltungsverfahren, in denen Kinder ein-
gebunden sind. Sofern sie nicht selbst gehört werden, sollen sie entsprechend vertreten 
werden. In der UN-KRK sind Kinder als eigenständige Rechtspersonen anerkannt. Ihre 
Fähigkeit zur Beteiligung als solche wird grundsätzlich vorausgesetzt.  

Kindertageseinrichtungen sind Teil der Kinder- und Jugendhilfe und gerahmt durch 
die im SGB VIII verankerten Beteiligungsrechte der Adressatinnen und Adressaten. Dies 
sind das Recht auf Beteiligung der Kinder und Jugendlichen an allen sie betreffenden 
Entscheidungen gemäß ihrem Entwicklungsstand (§8 SGB VIII) und das Recht auf Betei-
ligung und Beschwerde (§ 45,2 SGB VIII). Dabei zeichnet sich die Fachlandschaft durch 
eine Vielfalt an Konzeptionen und Ideen aus, es gibt eine Fülle an Praxisberichten und 
Reflexionen zu diesem Thema (exemplarisch: Büttner 2006; Höhme-Serke/Beyersdorff 
2011; Sturzenhecker et al. 2011).  

2. Partizipation von Kindern in Kindertageseinrichtungen 

2.1 Begrifflichkeiten und Konzepte 

Ansätze zu Demokratiebildung und demokratischer Partizipation in Kindertageseinrich-
tungen nehmen Anschluss an die skizzierten Bestimmungen zur UN-KRK und zum Recht 
auf Beteiligung sowie die Möglichkeit der Beschwerde (SGB VIII, § 8 und § 45,2 vgl. 
Hansen 2013, S. 67). Ebenso nehmen sie Anschluss an das skizzierte aktuelle Bildungs-
verständnis der Pädagogik der frühen Kindheit (vgl. ebd.). Insbesondere in Bezug auf 
Kindertageseinrichtungen sind Überlegungen zur demokratischen Partizipation derzeit 
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prominent (Knauer et al. 2016, S. 39). Kinder sollen an ihren eigenen Lern- und Bil-
dungsprozessen beteiligt werden und Mitspracherecht an Regeln des Zusammenlebens 
erhalten. Demokratische Partizipation, die sich in der Konzeption „Kinderstube der De-
mokratie“ manifestiert, soll die Ebenen Öffentlichkeit, Verfahren/Rechte/Gremien und In-
teraktionen umfassen. In der Kita-Verfassung werden, in Anlehnung an das Vorbild der 
UN-KRK, zentrale Regeln des Zusammenlebens sowie pädagogische Grundsätze für alle 
Beteiligten der Einrichtung verbindlich festgehalten (Knauer et al. 2016, S. 42). Die Kita-
Verfassung umfasst schriftlich festgehaltene Grundsätze zu den Grundrechten und Gre-
mien, die letztlich die „Selbst- und Mitbestimmungsrechte“ aller Kinder bestimmen 
(Knauer et al. 2016, S. 42). Zudem bildet die „demokratieförderliche“ Haltung der Fach-
kräfte eine weitere Grundlage des Konzepts (Knauer et al. 2016, S. 39ff.; Richter et al. 
2016, S. 108; Hansen/Knauer 2016, S. 49f.). Dabei wird Partizipation als Bildungsaufga-
be gefasst, mit dem Ziel, Kindern demokratische Kompetenzen zu vermitteln (Han-
sen/Knauer 2016, S. 54; Bartosch et al. 2016, S. 253). Demokratie ist dabei in Anlehnung 
an beteiligungszentrierte Demokratietheorien als eine Form deliberativer Beratung zwi-
schen Kindern und Erwachsenen gefasst (Richter et al. 2016, S. 116; Richter et al.2017, S. 
87ff.). Diese Beratung trägt die Merkmale eines Diskurses nach der Habermasschen Theorie 
des kommunikativen Handelns. Die gesellschaftlichen (Macht-)Positionen werden im 
Diskurs zunächst ausgeblendet zugunsten eines Gesprächs, das als „wechselseitiger Re-
flexions- und Bildungsprozess mit notwendig offenem Ausgang“ charakterisiert wird 
(Richter et al. 2016, S. 116; vgl. Richter et al. 2017, S. 260). Angenommen wird eine ide-
ale herrschaftsfreie Sprechsituation, in der über vernunftbedingten rationalen Austausch 
die besten Argumentationen das Ergebnis der Entscheidungsfindung darstellen. Das De-
mokratieverständnis wird mit dem Ansatz der Demokratie als Lebensform von John De-
wey verknüpft (Richter et al. 2016, S. 111ff.). Die Implementierung demokratischer Prin-
zipien und Verfahrensweisen zielt in pädagogischen Einrichtungen darauf ab, „demokrati-
sches Lernen mit demokratischem Leben“ zu verbinden (Richter et al. 2016, S. 108; Rich-
ter et al. 2017, S. 44ff.). Der Ansatz demokratischer Partizipation versteht sich als politi-
sche Bildung und politische Erziehung im frühkindlichen Bereich (Hansen 2013, S. 67; 
Hansen 2004). Möglichst früh und umfassend sollen Kinder in den demokratischen Staat 
integriert werden und entsprechende demokratische Kompetenzen ausbilden.  

Partizipative und demokratische Ansätze in frühkindlicher Bildung versprechen nicht 
nur die Befähigung zur Beteiligung, sondern ihnen wird zugeschrieben, dass Kinder in ih-
rer Widerstandsfähigkeit gefördert werden. Sie tragen zur Erfüllung eines guten Lebens 
bei (Lange 2013, S. 80f.). Bildungspolitisch ist Partizipation von Kindern in institutionel-
ler Betreuung erwünscht. In zwölf von sechzehn Bundesländern wird Demokratielernen 
als wichtiger Aspekt pädagogischer Bildungsarbeit in Kindertageseinrichtungen hervor-
gehoben.3 

2.2 Demokratische Partizipation im Spannungsfeld von Emanzipation 
und Instrumentalisierung 

Ansätze zur demokratischen Partizipation beziehen sich häufig auf die konzeptionelle 
Ebene und theoretische Fundierung, obwohl Organisationsentwicklungsprozesse zur Im-
plementierung und Aufrechterhaltung der eingeführten Konzeptionen eine wesentliche 
Rolle spielen (vgl. Büttner 2006, S. 56ff.; Richter et al. 2017, S. 170ff). Es wird vorge-
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schlagen, Beteiligung in Kitas aus der organisationstheoretischen Perspektive als Organi-
sationskultur analytisch zu erfassen. In Anlehnung an Schein umfassen Organisationskul-
turen ein Muster von Grundannahmen, die das Denken und Handeln ihrer Mitglieder prä-
gen (Schein 1992, S. 12). Diese Grundannahmen sind in der Regel nicht explizit oder be-
wusst verfügbar, sondern sie bilden einen Orientierungsrahmen, innerhalb dessen die 
Mitglieder einrichtungsbezogene Probleme und Anforderungen wahrnehmen und Lösun-
gen auf dieser Grundlage entwerfen (Neubauer 2003, S. 60). Die Begrifflichkeit der Or-
ganisationskultur bietet die Möglichkeit, „das situative Handeln und Interagieren von 
Akteuren, [um] deren Umgang mit auftauchenden Handlungsproblemen und Herausforde-
rungen, die Geschichte und Prozessdynamik der Ausgestaltung von pädagogischen Set-
tings innerhalb von Organisationen und [um] deren spezifische Kultur“ zu erfassen (Koti-
tischke/Becker 2013, S. 767). Insofern bedeutet die Einführung veränderter Konzepte und 
die reflexive Thematisierung der Haltungen der Fachkräfte immer auch eine Veränderung 
der Organisationskulturen von Kitas. Kulturen, und insbesondere Organisationskulturen, 
wird zugeschrieben, dass sie sich gerade im Falle eines drastischen Wandels der Lebens-
welt nur sehr langsam ändern „und sich gleichsam unsichtbar und hintergründig reprodu-
zieren“ (Pohlmann/Markova 2011, S. 137). Bei der Einführung beteiligungsorientierter 
Konzeptionen stellt sich daher die Frage nach Anschlüssen und Veränderungspotenzialen 
zu den bisherigen Organisationskulturen der Einrichtungen. Ich komme darauf zurück. 

Im Folgenden wird die zu Beginn des Beitrags entfaltete Idee der Bildung und Eman-
zipation von Kindern über die Erfahrung von Beteiligung und Demokratiebildung in An-
lehnung an Überlegungen von Michael Winkler (2000) kritisch diskutiert. Winkler proble-
matisiert in diesem Zusammenhang, dass die „Logik von politischen Machtprozessen“ 
nicht mit der „Logik der Pädagogik“ im Hinblick auf die Partizipation von Kindern ein-
hergeht (Winkler 2000, S. 189). Er begründet dies in den differenten Logiken von Politik 
und Pädagogik. Während Partizipation aus politischer Perspektive Fragen grundsätzlich 
generalisierend und strukturell behandelt, also im Sinne einer Zuordnung zu einer politi-
schen Gemeinschaft als Mitglied, das mit zuvor festgelegten Rechten ausgestattet ist im-
plizieren pädagogische Fragen einen prozessualen und individualisierenden Fokus auf die 
Einzelnen, etwa im Hinblick auf den persönlichen Kompetenz- und Entwicklungsstand, 
der zu Partizipation im Gemeinwesen befähigt (Winkler 2000, S. 197). In der Pointierung 
der politischen Logik von Partizipation wird der Kontrast zu pädagogischen Bezugnah-
men sichtbar: Während Kinder aus der Perspektive des pädagogischen Denkens zu Ver-
haltensweisen, Denkweisen etc. durch das Zutun von Erwachsenen befähigt werden sol-
len, wird in der politischen Logik die Kompetenz der Entscheidungsfähigkeit prinzipiell 
unterstellt. Erfolgt diese Unterstellung nicht, ist Partizipation obsolet. Die Entschei-
dungsmacht ist dann bereits auf diejenigen Personen festgelegt, die darüber befinden, 
wieviel Beteiligungskompetenzen die „anderen“, noch nicht Kompetenten, aufweisen. 
Die unterschiedlichen Logiken von Partizipation führen zu Widersprüchen, die sich in pä-
dagogisch-demokratischen Ansätzen widerspiegeln. Kinder werden einerseits als eigenak-
tive Akteure resp. Akteurinnen beschrieben, die ein Recht auf Beteiligung jenseits ihrer 
persönlichen Fähigkeiten und Kompetenzen besitzen. Andererseits wird Beteiligung mit 
dem Erwerb demokratischer Kompetenzen verknüpft. Partizipation, in ihrem politischen 
und pädagogischen Moment, verschmilzt konzeptionell in dem Begriff demokratischer 
Lebensform. Demokratie soll nicht nur eine Regierungsform, sondern ein „way of Life“ 
sein (Richter et al. 2016, S. 111ff.). Das Recht auf Beteiligung wird auf diese Weise mit 
spezifischen normativen Vorstellungen und Lebensstilen verknüpft. Und spätestens an 
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dieser Stelle kommen die „feinen Unterschiede“ zum Tragen (Bourdieu 1982). In Bezug 
auf die Politikwissenschaft verweist Manfred G. Schmidt auch auf das grundsätzliche 
Problem der hohen sozialen Selektivität beteiligungsorientierter Demokratiemodelle 
(Schmidt 2010, S. 247f.).  

In Diskussionen zur frühkindlichen politischen Bildung und Formen des Demokra-
tielernens bei Kleinkindern halten Argumentationen Einzug, die einen späteren guten de-
mokratischen Staatsbürger als Ziel der pädagogischen Bildungsarbeit bestimmen (Barto-
sch et al. 2015). Kinder sollen demnach in frühkindlichen Bildungseinrichtungen demo-
kratische Kompetenzen erwerben, um als gute demokratische Bürgerinnen und Bürger zu 
agieren (ebd. S. 49f.; S. 54; S. 75f.). Demokratische Partizipation in Kindertageseinrich-
tungen versteht sich als politische Früherziehung, indem das Ergebnis des Erziehungspro-
zesses bereits festzustehen scheint. Sie verbindet das Recht auf Beteiligung mit einer zu-
vor festgelegten Ausbildung von Kompetenzen bei Kindern. Damit entsteht das Problem, 
dass Beteiligung exkludierend wirken kann, weil der umfassende Integrationsanspruch 
von Seiten der Fachkräfte mit den Erwartungen und/oder Ressourcen der Kinder und El-
tern nicht vereinbar ist. Dabei findet dieser Integrationsanspruch selbst in einem politisier-
ten Bildungsraum statt, der nicht frei ist von (bildungspolitischen) Interessensbildungen. 
Olk und Hübenthal etwa verweisen darauf, dass Kinder inzwischen als wirtschaftliche 
Ressource adressiert werden. Frühe Bildung soll zu einer umfassenden Kompetenzbil-
dung und anhaltenden Motivationsbereitschaft bei Kindern und Heranwachsenden führen. 
Auf diese Weise sollen frühkindliche Bildungsangebote nicht nur den Bildungserfolg in 
Schule und Ausbildung steigern, also fachspezifische Kompetenzen fördern, sondern 
ebenso überfachliche Kompetenzen und Motivationen bei den Heranwachsenden generie-
ren, um sie in die Lage zu versetzen, auch unter den erwarteten schwierigen zukünftigen 
wirtschaftlichen Bedingungen ein Leben lang voll erwerbstätig zu sein (Olk/Hübenthal 
2011, S. 160f.). Zu den angestrebten Kompetenzen gehören: „Anstrengungsbereitschaft, 
nachhaltige ‚Bewirtschaftungen‘ der eigenen Arbeitskraft, Weiterbildungsbereitschaft 
u.v.a.m.“ (Lange 2013, S. 74). Staatliche und wirtschaftliche Investitionen in frühe Bil-
dung lassen leistungsfähigere und motivierte, flexible zukünftige Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer erwarten (vgl. OECD 2015, S. 33, 411ff.; Lange 2013, S.74). Die vorgetra-
genen Analysen verweisen auf die Einbettung von Kitas in einer finanzmarktwirtschaft-
lich geprägten Arbeitsgesellschaft. Damit wird die Relevanz von beteiligungs- und demo-
kratieorientierten Modellen in Kitas deutlich und zugleich die Notwendigkeit der Reflexi-
on und Untersuchungen zu Kompensationsfunktionen von Kitas im Hinblick auf soziale 
Benachteiligungen, gerade im Hinblick auf die zuvor konstatierte Tendenz der sozialen 
Selektivität von beteiligungsorientierten Demokratiemodellen. Die vorgetragene Analyse 
ist anschlussfähig an den zuvor genannten Vorschlag, die Beteiligungsorientierung von 
Kitas im Rahmen von Organisationskulturen zu betrachten. Wesentlich für die empirische 
Untersuchung von Organisationskulturen der Demokratie und Beteiligung in Kinderta-
geseinrichtungen ist dann nicht nur die Frage nach der mehr oder weniger gelungenen 
Umsetzung von Konzeptionen, sondern der Umgang mit sozialen Disparitäten. M.a.W.: 
es stellt sich die Frage, inwieweit es demokratieorientierten Kindertageseinrichtungen ge-
lingt, angesichts einer mittelschichtorientierten Organisationskultur (Kotitschke/Becker 
2013, S. 716f.) die soziale Teilhabe aller Kinder und Eltern gleichermaßen zu gewährleis-
ten?  

Erste empirische Ergebnisse zu gelingenden Bedingungen einer demokratischen Pra-
xis legen Richter et al. (2017) in Bezug auf das Modell der „Kinderstube der Demokratie“ 
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vor. Sie pointieren, dass sich Kinder vor allem dann engagieren und mitreden, wenn sie 
ihre persönlichen Bedürfnisse zur Geltung bringen wollen oder eigene Interessen einbrin-
gen möchten (ebd., S. 264). Die Beteiligungspraxis wird in allen sechs erforschten Ein-
richtungen, die das Konzept „Kinderstube der Demokratie“ eingeführt haben, als gelun-
gen bewertet mit dem Fazit: „Kinder können Demokratie“ (Richter et al. 2017, S. 261ff.). 
Genannt werden solidarische Zusammenschlüsse der Kinder untereinander, die sich enga-
gieren und im Falle einer Niederlage informelle Formen des Minderheitenschutzes betrei-
ben, indem sie die Interessen der Verliererinnen und Verlierer konstruktiv berücksichti-
gen (ebd.). Dabei verweisen die Autorinnen und der Autor auf wichtige Bedingungen für 
eine gelingende Demokratiepraxis, wie etwa eine „partizipative bzw. dialogische Grund-
haltung der Fachkräfte“, „Partizipationsmöglichkeiten des Fachkräfte-Teams und der El-
tern“ sowie eines transparenten Umgangs „mit den Rechten/der Verfassung“ (ebd., S. 
276). Ebenso werden sozialpädagogisch relevante Aspekte benannt, wie etwa die Theorie 
der Kommunalpädagogik nach Helmut Richter (Richter 2001, 2008). „Gemäß dieser Theo-
rie müssen (Bildungs-) Einrichtungen bestimmte Kennzeichen, die sog. Vereinsprinzi-
pien, erfüllen, um deliberative Demokratie realisieren zu können, d.s. Freiwilligkeit, Mit-
gliedschaft, Ehrenamt, lokale Organisationsstruktur, Öffentlichkeit sowie egalitäre Inter-
aktionsformen, Diskussionsfreiheit und Majoritätsentscheidungen.“ (Richter et al. 2017, 
S. 253). In Bezug auf die erforschten Kitas wird konstatiert, dass diese zwar lokal organi-
siert und fünf von sechs Einrichtungen eingetragene Vereine seien, jedoch sei die freiwil-
lige Mitgliedschaft und die ehrenamtliche Selbstverwaltung in fünf von sechs Einrichtun-
gen nicht gegeben. Eine institutionelle Mitbestimmung sei damit weder für Fachkräfte 
und Eltern noch für die Kinder selbst möglich (ebd., S. 255).  

Angesichts der zuvor aufgeworfenen Frage, inwieweit es demokratieorientierten Kin-
dertageseinrichtungen gelingt, angesichts einer mittelschichtorientierten Organisations-
kultur (Kotitschke/Becker 2013, S. 716f.) die soziale Teilhabe aller Kinder und Eltern 
gleichermaßen zu gewährleisten, ergeben die Forschungsergebnisse ein interessantes Bild. 
Sie markieren die Bedingungen einer gelingenden Beteiligung von Kindern, allerdings 
bleiben einige wichtige Aspekte ausgeblendet: nämlich die Frage, inwieweit eine Beteili-
gung aller Kinder unter heterogenen Voraussetzungen, wie etwa Armut, Beeinträchtigun-
gen und/oder im Hinblick auf Sprachbarrieren4 gelingen kann. Der demokratische An-
spruch ist auf alle Kinder gleichermaßen ausgerichtet, gleichwohl ist aus der Politikfor-
schung bekannt, dass gerade beteiligungsorientierte Formen der Demokratie eine soziale 
Selektivität mit sich bringen. Im Folgenden wird daher der Teilhabebegriff eingeführt, um 
die Frage der Beteiligung aller Kinder aus einer anderen Perspektive zu diskutieren. 

3. Teilhabe, Beteiligung und Politik 

Der Begriff Teilhabe wird zunächst als ein Aspekt von Partizipation charakterisiert, etwa 
wenn Partizipation als Teilnahme und Teilhabe an politischen Beratungen, Entscheidun-
gen, an Macht, Reichtum und Wohlstand gefasst wird (Schnurr 2011, S. 1069). Im Rah-
men der Inklusionsdebatte hat sich ein kritisch konnotierter Teilhabebegriff herausgebil-
det. Inklusion verstanden als „gemeinsames Leben aller Menschen mit und ohne Behinde-
rung“ fragt nach der „gleichberechtigten Teilhabe aller an der Gesellschaft“ (UN-Behin-
dertenrechtskonvention). Ein weiter Inklusionsbegriff bezieht sich nicht ausschließlich 
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auf den Bereich Behinderung, sondern umfasst alle Bereiche, die die Teilhabe des Einzel-
nen an der Gesellschaft (be-)hindert. In der Kindheitsforschung wird Teilhabe als Mög-
lichkeit gefasst, das eigene Leben zu verstehen und zu beeinflussen.5 

Aus soziologischer Perspektive verweisen die Forschungsbefunde zu den Bedingun-
gen des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen in Deutschland auf eine Zunahme 
sozialer Spaltungen und ungleich verteilter Lebenschancen für Kinder und Jugendliche 
qua ihrer sozialen Herkunft (BMFSFJ 2013, S. 65f.). Trotz des Ausbaus des öffentlichen 
Kinderbetreuungsangebots als eine Maßnahme, durch öffentliche Verantwortungsüber-
nahme Familien zu unterstützen, ist kein Abbau sozialer Disparitäten oder eine Verbesse-
rung der Lebensbedingungen aller Kinder zu verzeichnen (BMFSFJ 2013, S. 65f.). Statt-
dessen wachsen mit veränderten Konstellationen zwischen Familie und (Wohlfahrts-
)Staat, zwischen privater und öffentlicher Verantwortung, gesellschaftliche Anforderun-
gen und Erwartungen an die Erziehungsleistungen von Familien. Der Ausbau öffentlicher 
Kindertagesbetreuung ist gerahmt durch eine aktivierende wohlfahrtsstaatliche Politik, in 
der die öffentliche Verantwortungsübernahme angesichts der gestiegenen gesellschaftli-
chen Anforderungen zugleich mit erhöhten Ansprüchen an die Erziehungsleistungen der 
Familien verbunden ist.  

Die Konzeption der frühen Beteiligung von Kindern in Institutionen, in denen sie be-
treut werden, die Idee demokratischer Erziehung und Bildung möglichst von Anfang an, 
findet nicht losgelöst von bildungspolitischen und wohlfahrtsstaatlichen Rahmungen statt. 
Vielmehr sind sie Ausdruck eines Dispositivs, in dem die Idee früher Bildung verknüpft 
wird mit Anforderungen und Erwartungen an Kindheit(en). Frühe partizipative Bildung 
verspricht demzufolge einen zukünftigen Bürger, eine zukünftige Bürgerin, der/die nicht 
nur den Anforderungen vollinklusiver Erwerbstätigkeit entspricht, sondern darüber hinaus 
auch den beteiligungsorientierten demokratischen idealen Staatsbürger resp. ideale 
Staatsbürgerin repräsentiert. Der Teilhabebegriff im Kontext der Inklusionsdebatten bietet 
hier eine wichtige Perspektivverschiebung, auch wenn er dem Dispositiv von früher Bil-
dung als Investitionsstrategie zur Nutzung der Humankapitalressource „Kind“ ebenso un-
terliegt wie der Partizipationsbegriff (Huf/Schnell 2015, S. 16f.).  

So wäre es aus der Teilhabeperspektive wichtig zu erkennen, ob und wie Kinder und 
Familien in belasteten Lebenslagen, die in Armut aufwachsen, mit Fremdheitserfahrungen 
konfrontiert sind und/oder mit Beeinträchtigungen leben an einer deliberativen Aushand-
lungspraxis beteiligt werden können. Auch im Hinblick auf die „feinen Unterschiede“ et-
wa, also in Bezug auf Eltern, die einer demokratischen Partizipationspraxis kritisch ge-
genüberstehen, sei es, weil sie andere Erziehungsvorstellungen bevorzugen, sei es, weil 
sie selbst solche Erfahrungen der Beteiligung nicht erlebt haben, stellt sich die bisher we-
nig thematisierte Herausforderung, wie Fachkräfte mit dieser Gruppe von Eltern zusam-
menarbeiten, ohne eine Abwertung oder Ausgrenzung der Familien zu implizieren. 
M.a.W.: Welchen Einfluss nehmen Konzeptionen demokratieorientierter Beteiligung auf 
die Erziehungs- und Bildungspartnerschaft (vgl. Betz 2015)?  

Im Hinblick auf die Diskussion zu sozialen Disparitäten im Kontext beteiligungsori-
entierter Einrichtungen bietet der Teilhabebegriff eine kritische Lesart für die Entwick-
lung der Organisationskultur in den Einrichtungen. Die programmatischen Ziele der Be-
teiligung und des Demokratielernens beziehen sich nicht mehr auf die Kinder selbst, die 
zuvor bestimmte Kompetenzen im Rahmen von Beteiligung erwerben sollen. Die Ziele 
der Beteiligung und deren Einlösung beziehen sich stattdessen auf die Einrichtungen, die 
freien Träger, deren Zusammenarbeit mit dem öffentlichen Träger und der Kommune. 
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Aus der Teilhabeperspektive wird gefragt, wie beteiligungs- und teilhabefreundlich die 
Einrichtung und Kommune für Kinder gestaltet ist und welche Ziele die Einrichtung und 
das Gemeinwesen etwa erfüllen (sollten), damit alle Kinder gleichermaßen an sie betref-
fenden Angelegenheiten beteiligt sind. Dabei lassen sich zwei Ebenen unterscheiden: 
Dies ist zum einen die Ebene der Organisation in Bezug zur sie umgebenden Umwelt, wie 
etwa dem freien Träger, Gemeinwesen usf. Und zum anderen sind dies innerbetriebliche 
Verfahren und Bildungsziele der Einrichtung selbst. Auf der ersten Ebene kommen dann 
Potenziale der Organisation und des Gemeinwesens zur Ermöglichung von Teilhabe zum 
Ausdruck oder die Analyse von möglichen sozialen und gesellschaftlichen Aspekten wie 
Segregationstendenzen, Kumulation sozialer Problemlagen in Stadtteilen usf., die eine 
Teilhabe und Beteiligung aller Kinder gleichermaßen erschweren oder gar verhindern. Im 
Fokus der Diskussionen stehen dann Fragen der Organisationsentwicklung der Einrich-
tungen und politischen Vernetzung im Gemeinwesen, zur Umsetzung der Beteiligungs-
rechte von Kindern und damit zusammenhängend Modelle zur Kompensation sozialer 
Benachteiligungen, dem Abbau ethnischer Typisierungen usf. Die zweite einrichtungsbe-
zogene Ebene fragt nach sozialen Ausgrenzungen und Etikettierungen in einer beteili-
gungsorientierten Organisationskultur. Ausgelotet werden sprachliche, kognitive und so-
ziale Voraussetzungen von Demokratielernen. Zu klären wäre beispielsweise, wie eine 
beteiligungs- und teilhabeorientierte Entwicklungsdokumentation gelingt, die Defizitzu-
schreibungen und mögliche Benachteiligungen und Etikettierungen vermeidet. Dies er-
scheint insbesondere vor dem Hintergrund des zu gestaltenden Übergangs in die Grund-
schule (aber nicht nur) von Belang. Die Ergänzung von Partizipationskonzeptionen durch 
einen kritischen Teilhabebegriff realisiert das Recht auf Beteiligung im Sinne der UN-
KRK in besonderem Maße. Der Fokus von Beteiligung in Kitas liegt dann in Anlehnung 
an die Ausführungen von Winkler (2000) nicht mehr auf der „Logik der Pädagogik“, son-
dern gemäß einer demokratischen Praxis auf der „Logik der Politik“, damit alle Kinder 
gleichermaßen an sie betreffenden Entscheidungen und Entscheidungen ihrer Kinderta-
geseinrichtung teilhaben können. Beteiligungs- und teilhabeorientierte Einrichtungen sind 
pädagogisch gestaltete Umgebungen, die Kindern Möglichkeiten zur (Selbst-)Bildung, 
wie dies von Schäfer und Fthenakis etwa konzeptioniert wird, anbieten. Bildungsprozesse 
bei den Kindern können sich daraus ergeben, letztlich aber bleiben sie unverfügbar. 

Anmerkungen 
 
1 Dieser Beitrag schließt an das Begriffsverständnis von Abeling et al. (2003: 230) an. Partizipation 

wird als übergeordneter und zugleich normativ geprägter Begriff bestimmt, während Beteiligung 
stärker auf Interessenslagen bezogen wird (Abeling et al. 2003: 230f.; Bettmer 2008: 213f.; Schnurr 
2001: 1330; Winkler 2000: 189f.). 

2 Dem gegenüber lässt sich im bundesdeutschen Familienrecht sowie in dem SGB VIII der Kinder- 
und Jugendhilfe die Stellung des Elternrechts (Art. 6 GG) hervorheben, in der Personensorgeberech-
tigte anwaltschaftlich die Rechte der Kinder wahrnehmen. Allerdings zeigt sich seit dem Jahr 2010 
(mit der Rücknahme der Vorbehalte der Bundesregierung gegenüber der Ratifizierung der UN KRK 
in Deutschland) ein Bemühen, dem Emanzipationsbestreben der UN KRK gerecht zu werden und 
Kinder stärker partizipativ mit einzubeziehen, auch als Träger von Rechten (Rätz et al. 2014: 52ff.). 

3 Eigene Recherchen, Stand August 2016, unter Berücksichtigung der Bildungspläne der einzelnen Bun-
desländer sowie ausführenden Ländergesetze. Eine Übersicht mit weiterführenden Links zu den Bil-
dungsplänen bietet die folgende Internetseite https://www.erzieherin.de/rubrik?&r=4014&rubrik 
=Bildungspl%C3%A4ne%20der%20Bundesl%C3%A4nder. Stand 4.2. 18. 
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4 Mit Sprachbarrieren sind Benachteiligungen gemeint, die sich ergeben können, wenn Kinder die 

deutsche Sprache als Zweitsprache erwerben. 
5 Sie bildet die Grundlage für den Begriff des Wohlbefindens und wird als Voraussetzung für ein ge-

sundes Aufwachsen bestimmt (Betz et al. 2011: 11f.; BMFSFJ 2013: 125f.). 
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nicht in allen Bundesländern. Auch in Nordrhein-Westfalen gibt es ein 
solches Unterrichtsangebot bislang nicht. Hier nimmt die Arbeit der 
Autorin ihren pragmatischen Ausgangspunkt. Sie geht der Frage nach, 
ob es sinnvoll ist, bereits für die Primarstufe ein philosophisches Unter-
richtsfach einzurichten. Zur Untersuchung dieser Frage werden theore-
tische Grundlagen erörtert, aber auch die konkrete Unterrichtspraxis 
wird differenziert in den Blick genommen. 

Die Autorin:
Anne Goebels, 2013-2016 wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Philosophischen Seminar der Universität Köln (Bereich Fachdidaktik), 
zzt. an einer Kölner Gesamtschule
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Replik auf den Artikel „Bildung und Beteiligung 
oder doch Teilhabe? Chancen und Grenzen der 
Beteiligung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen“  

Rüdiger Hansen, Raingard Knauer, Benedikt Sturzenhecker 
 
 
 
 
 
 
Wir danken der Redaktion des Diskurs für die Gelegenheit, auf den Artikel der Kollegin 
Claudia Equit zu antworten. Wir stimmen mit ihr darin überein, dass Partizipation von 
Kindern in Kitas auch aus der Perspektive von Vielfalt und Teilhabe geprüft werden 
muss. Diesbezüglich sehen wir die Veröffentlichungen über das Konzept „Die Kinderstu-
be der Demokratie“ allerdings zum Teil missverstanden und versuchen daher, einige zen-
trale Aspekte unseres Konzepts zu skizzieren, mit dem Ziel, eine konzeptionelle Gestal-
tung von Demokratiebildung in der Kita in Theorie und Praxis zu stärken. 

Das Konzept „Die Kinderstube der Demokratie“ 

„Die Kinderstube der Demokratie“ (Knauer/Sturzenhecker/Hansen 2011, 2016) und ihre 
Erweiterung im Konzept „Mitentscheiden und Mithandeln in der Kita“ (Knauer/Stur-
zenhecker/Hansen 2011 und Hansen/Knauer 2015) stellt eine methodisch ausdifferenzier-
te und theoretisch grundgelegte Orientierung für die frühpädagogische Praxis dar, wie pä-
dagogische Fachkräfte Kindern Partizipation ermöglichen können.  

Kern unseres Ansatzes ist ein partizipatives Teamfortbildungskonzept, in dem die 
Fachkräfte für ihre konkrete Einrichtung jeweils selbst entscheiden, wie sie ‚ihre‘ Kinder in 
‚ihrer’ Kita beteiligen wollen. Dabei schlagen wir vor allem zwei einander ergänzende Ver-
fahren vor, die Gegenstand von Teamfortbildungen sind: Bei der Planung von Partizipati-
onsprojekten (1) in sechs Phasen erhalten die Fachkräfte ein Handwerkszeug, mit dem sie 
die Kinder zu verschiedenen Themen so beteiligen können, dass die individuellen Voraus-
setzungen jedes Kindes berücksichtigt werden und es sich eine Meinung bilden kann. Gera-
de Mitbestimmungsthemen werden immer wieder in Projekten konkretisiert. Die Erarbei-
tung einer Kita-Verfassung (2) dient dazu, die Rechte (als Mit- und Selbstentscheidungs-
rechte) von Kindern in der konkreten Kita grundsätzlich zu klären. In beiden Verfahren 
wird auch geklärt, wie die Kinder sich beteiligen können (Verfahren und Gremien).  

Grundsätzlich sehen wir alle Beteiligten in der Kita (zunächst vor allem Kinder und 
Fachkräfte) als berechtigt und fähig an, ihre Betroffenheiten in den Alltag einzubringen, 
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gemeinsam zu verhandeln, Lösungsalternativen zu entwickeln, zu entscheiden und solche 
gefundenen Entscheidungen mitverantwortlich durch eigenes aktives Handeln umzuset-
zen und wenn nötig zu revidieren. Insofern geht es uns gerade nicht um eine vorgängige 
Vermittlung von Kompetenzen für die Ausübung von Demokratie. Wir gehen stattdessen 
(mit Dewey und Kohlberg) davon aus, dass man sich Demokratie durch ihre Praxis aneig-
net, und alle, die Demokratie ausüben, sie beständig weiter erlernen. 

Wir stimmen der These von Claudia Equit zu, dass Partizipation einer sozialen Selek-
tivität entgegentreten muss, sehen dies in den Vorgehensweisen, die wir für die Umset-
zung von Partizipation vorschlagen, allerdings durchaus umgesetzt. Partizipation ist für 
uns ein Verfahren, wie unterschiedliche Menschen trotz ihrer Differenzen über gleiche 
Rechte verfügen, ihre unterschiedlichen Betroffenheiten auf ihre Art und Weise einbrin-
gen und gemeinsame Lösungen aushandeln können. Damit hat demokratische Partizipati-
on ein starkes Inklusionspotenzial, weil sie die Mitglieder der Kita nicht aufgrund von 
Zuschreibungen oder Lebenslagen (bzw. Status oder Leistungen) thematisiert, sondern al-
len ermöglicht, ihr Recht auf Selbst- und Mitentscheidung zu realisieren. Um es allen 
Kindern zu ermöglichen, ihre Rechte wahrzunehmen, braucht es gerade ein differenzbe-
wusstes pädagogisches Handeln der Fachkräfte, z.B. in Bezug auf Gender, soziale Her-
kunft und Ausbildung, ungleich verteilte Ressourcen, differente Milieus, Ethnizität (UND 
deren Zuschreibungen) sowie auf unterschiedliche Verstehens-, Verständigungs- und 
Sprachfähigkeiten (vgl. Knauer/Sturzenhecker 2005). Konzepte demokratischer Partizipa-
tion dürfen weder differenzblind sein, noch dürfen sie Differenz von vornherein zuschrei-
ben und damit dramatisieren. Methodisch wird dies vor allem in der von uns vorgeschla-
genen Projektplanung berücksichtigt. Hier wird im Team nicht nur differenziert geklärt, 
bei welchen Schritten der Planung die Kinder mitentscheiden dürfen (und damit die in der 
Verfassung allgemein formulierten Rechte operationalisiert), sondern auch, wie Mei-
nungsbildungsprozesse der Kinder pädagogisch initiiert und begleitet werden müssen: 
Was brauchen die jeweiligen Kinder vor ihrem Lebenshintergrund (d. h. auch ihren fami-
lialen Lebenswelten), um sich zu einem Thema eine Meinung bilden und sich entscheiden 
zu können (vgl. Hansen/Knauer 2015, S. 115ff.)?  

Darüber hinaus sollte die Beteiligung der Kinder auch zu einer Beteiligung der Eltern 
(in ihrer Vielfalt) und der Fachkräfte selbst führen.1 Gerade Fachkräfte, die Demokratie 
realisieren sollen und wollen, brauchen demokratische Mitentscheidungsverhältnisse in 
der Einrichtungs- und Trägerstruktur. Auch mögliche Übergänge in die Kommune wur-
den von uns beschrieben (u.a. Knauer/Sturzenhecker/Hansen 2011, S. 77ff.)  

Insgesamt möchten wir damit verdeutlichen, dass demokratische Partizipation für uns 
keine Frage des „Lebensstils“ ist. Das meint Claudia Equit an einem Zitat von Richter et 
al. 2016 über Demokratie als „way of life“ auch für „Die Kinderstube der Demokratie“ 
annehmen zu können. Dieses Zitat gibt es jedoch in dem zitierten Text nicht. Die AutorIn-
nen beziehen sich stattdessen nach Dewey auf die Unterscheidung von Demokratie als 
„Regierungsform“ und „Lebensform“. Die Aussage, hier würde Demokratie als „Lebens-
stil“ (einer bestimmten Klasse) verstanden, gibt etwa das Gegenteil dessen wieder, was im 
Text steht. Im Konzept „Die Kinderstube der Demokratie“ versuchen wir den Gleich-
heitsanspruch von Demokratie und Differenzgerechtigkeit zu verbinden und solche De-
mokratie als „Lebensform“ auch für Kinder erfahrbar zu machen. 
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Begründungsmuster für frühe demokratische Partizipation  

Unsere Vorschläge „Die Kinderstube der Demokratie“ und „Mitentscheiden und Mithan-
deln in der Kita“ bauen auf verschiedenen Begründungsdiskursen auf, von denen wir ei-
nige hier kurz skizzieren werden. 

Wir beziehen uns auf die Menschenrechte und besonders die grundgesetzliche Siche-
rung der menschlichen Würde. Mit von der Pfordten (2016) sehen wir die universelle 
menschliche Fähigkeit zur und das Recht auf Selbstbestimmung als Kern der Würde an. In 
sozialen und gesellschaftlichen Zusammenhängen und Institutionen erweitert sich die 
Selbstbestimmung zum Recht auf demokratische Mitbestimmung. Damit verstehen wir 
Kinder von Anfang an als selbst- und mitbestimmungsfähig und zu beidem berechtigt. Al-
lerdings ist es für alle Menschen in unterschiedlichen biografischen Phasen und spezifischen 
Lebenssituationen nicht (ohne Weiteres) möglich oder selbstverständlich, diese ausüben zu 
können. In der Sozialpädagogik wird versucht, individuelle und situative Einschränkungen 
der Selbst- und Mitbestimmungsfähigkeit durch angemessene Unterstützungen aufzuheben 
bzw. zu verringern. Diese Unterstützung muss aber selbst im Dialog mit dem Betroffenen 
entwickelt und darf nicht aufgrund unterstellter Defizite fremdbestimmt oktroyiert werden. 
Wir stimmen der Position von Claudia Equit zu, emanzipatorisch die Realisierung der Men-
schenrechte von Kindern zu fordern und dafür zu sorgen, dass „alle Kinder gleichermaßen 
an sie betreffenden Entscheidungen und Entscheidungen ihrer Kindertageseinrichtung teil-
haben können.“ Auch wir betonen, dass keine Kompetenzen für Beteiligung vorausgesetzt 
werden dürfen, bzw. dass es darum ginge, diese vor der Berechtigung zur Beteiligung bei-
zubringen. Gleichzeit können Kinder ihre Rechte aber nur wahrnehmen, wenn sie von den 
pädagogischen Fachkräften darin unterstützt werden. 

Auch wir verstehen unter Bildung die aktive selbsttätige Aneignung von Welt und 
Gesellschaft durch das Subjekt (hier die Kinder). Dabei müssen die Kinder sich mit sozia-
ler und gesellschaftlicher Angewiesenheit, mit be- und verhindernden Verhältnissen aus-
einandersetzen und um ihre Subjekthaftigkeit ringen. Bildung ist ein unverfügbarer, offe-
ner und immer wieder auch krisenhafter Prozess. Demokratische Partizipation in der Kita 
will den Kindern Chancen eröffnen, ihre persönlichen Bildungsinteressen in ihren indivi-
duellen Prozessen zu verfolgen und zugleich Demokratie zu erfahren. Sie werden dabei 
unterstützt, konkrete Probleme ihres alltäglichen Lebens zu lösen; so werden Bildungser-
fahrungen („Erfahrung“ im Sinne Deweys) angestoßen, verbreitert und vertieft. 

Bildung als Tätigkeit der Kinder steht Erziehung als Aufgabe der Fachkräfte gegen-
über. Erziehung hat die Aufgabe, Kinder in die Gesellschaft einzuführen und sie „dialo-
gisch“ (Mollenhauer 1983, S. 80) zu befähigen, darin möglichst selbstbestimmt und mit-
bestimmend handeln zu können. Dabei haben wir in keiner Weise das Ziel, „gute Staats-
bürger“ zu erziehen – wie Claudia Equit meint ‒, sondern wollen Fachkräfte dafür sensi-
bilisieren, dass die Kita eine „embryonic society“ (Dewey 1907, 31f.) ‒ eine Gesellschaft 
im Kleinen ‒ darstellt und Erziehung damit immer auch politische Erziehung bedeutet – 
und deshalb bewusst als demokratische politische Erziehung gestaltet werden sollte.  

Erziehung ist stehts durch asymmetrische Machtverhältnisse gekennzeichnet. Fachkräf-
te in Kindertageseinrichtungen verfügen über viele Machtpotenziale: körperliche Überle-
genheit, Handlungs- oder Gestaltungsmacht, Verfügungsmacht, Definitions- oder Deu-
tungsmacht, Mobilisierungsmacht usw. (vgl. Knauer/Sturzenhecker/Hansen 2011, S. 28ff.). 
Kinder sind auf mächtige Erwachsene angewiesen, auf Erwachsene, die es vermögen, ihnen 
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Fürsorge, Schutz und bildungsförderliche Bedingungen bereitzustellen. Damit ist immer das 
Risiko verbunden, dass Kinder durch diese ‚Macher-Macht‘ der Erwachsenen Objekte von 
Erziehung werden. Die Geschichte der Erziehung bis heute zeigt, wie sehr diese Machtun-
gleichheit zu Machtmissbrauch, Objektivierung, Unterdrückung und Grausamkeit führen 
kann. Es ist eine der schwersten Aufgaben für Erziehende, Erziehung in diesem Spannungs-
feld von positiver Machtnutzung und möglichem Machtmissbrauch zu gestalten. Dazu darf 
die Ungleichheit zwischen den Erziehenden und den Kindern (aber auch zwischen den Kin-
dern untereinander) nicht verleugnet werden. Das würde eher zu einer Verschärfung des 
Missbrauchsrisikos führen, weil so den tatsächlich Abhängigen die Möglichkeit genommen 
wird, die Machtverhältnisse als solche zu benennen und sich gegen sie öffentlich zu wehren.  

Will man Macht-Missbrauch reduzieren, gilt es, Macht in der Erziehung als allge-
genwärtiges Charakteristikum in der Pädagogik anzuerkennen, zu reflektieren und demo-
kratisch zu ‚zähmen‘. Demokratische Partizipation besteht in einer bewussten Regelung 
von Entscheidungsrechten und -verfahren sowie einer individuellen und sensiblen päda-
gogischen Begleitung und Unterstützung der Kinder, damit sie ihre Rechte wahrnehmen 
können. Eine einrichtungsöffentliche und differenzierte Klärung von Rechten, Rollen, 
Pflichten und Verantwortungen der Einzelnen und der Gemeinschaft ermöglicht es Kin-
dern und Erwachsenen, einerseits ihre Interessen zu vertreten, andererseits Unrecht zu be-
nennen und sich gegen Machtmissbrauch zu wehren. Einer demokratisch gestalteten Kita 
geht es auch um die Verhinderung von Grausamkeit, Ungerechtigkeit oder, wie Korczak 
es nannte, von „Willkür und Despotismus“.  

Demokratie geht gerade von der Differenz der Beteiligten und ihrer Machtungleich-
heit aus. Auch wir berücksichtigen die Tatsache sozial/gesellschaftlich unvermeidbarer 
Konflikte und Machtunterschiede und schlagen vor, die einzelnen Mitglieder der Kita mit 
konkreten und verlässlichen Rechten der Selbst- und Mitentscheidung auszustatten, de-
mokratische Verfahren konkret zu klären und sie sozialpädagogisch darin zu unterstützen, 
diese auch wahrzunehmen. 

Anmerkungen 
 
1  Hier wurde die Kita-Verfassung in ersten Kitas um Beteiligungsrechte und -verfahren von Müttern 

und Vätern erweitert. Ebenfalls gibt es eine erste MitarbeiterInnenverfassung. 
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Ethische Leitlinien für pädagogische Beziehungen  

Ursula Winklhofer, Annedore Prengel 
 
 
 
 
 

Einleitung 

Gute pädagogische Beziehungen tragen wesentlich dazu bei, dass Leben, Lernen und de-
mokratische Sozialisation im Prozess des Aufwachsens gelingen können. Anerkennung 
der Rechte, der Würde und der Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen fördert die 
Entfaltung der Persönlichkeit sowie die Achtung der Menschenrechte, Bildung und die 
Entwicklung von Selbstwirksamkeit und Verantwortungsübernahme. Die Erfahrung von 
Zugehörigkeit in Kindheit und Jugend dient der Gewaltprävention und kann gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit vorbeugen. Für die ganztägige Bildung und Betreuung ist 
die Pflege guter pädagogischer Beziehungen besonders wichtig. Dabei sind Kinder und 
Jugendliche mit traumatisierenden und risikoreichen Lebenserfahrungen auf dauerhaft 
haltgebende Beziehungen zu ihren Pädagoginnen und Pädagogen besonders angewiesen.  

Um diese Einsicht im Bildungswesen zu verankern und zur Verbesserung pädagogi-
scher Beziehungen beizutragen, wurden die „Reckahner Reflexionen zur Ethik pädagogi-
scher Beziehungen“ entwickelt (http://paedagogische-beziehungen.eu/). Zur Vorgeschich-
te gehören ein zwanzigjähriger interdisziplinärer Forschungsprozess über die in schuli-
schen und außerschulischen Feldern vorfindliche Qualität pädagogischer Beziehungen 
(Prengel 2013) sowie die Entwicklung des Textes der „Reckahner Reflexionen“ durch ei-
nen Kreis von Expertinnen und Experten, an dem ca. 150 Personen aus verschiedenen 
bildungswissenschaftlichen, bildungspolitischen, institutionellen und pädagogisch-
praktischen Arbeitsfeldern beteiligt waren.  Auch fand im Vorfeld, im Jahr 2013, ein gro-
ßer internationaler Kongress an der Universität Potsdam zum Thema „Kinderrechte und 
die Qualität pädagogischer Beziehungen“ statt (vgl. Prengel/Winklhofer 2014 a, b).  

Kinderrechtliche Grundlagen 

Juristisch stellen die internationale Kinderrechtskonvention sowie vielseitige nationale 
und föderale gesetzliche Vorgaben klar, dass seelische Verletzungen unzulässig sind. In 
der Kinderrechtskonvention heißt es (Vereinte Nationen 1989, Artikel 3 (1)): 
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„Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Ein-
richtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen 
getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.“ 

Relevant sind darüber hinaus das Diskriminierungsverbot (Art. 2) und der Schutz vor 
Gewalt (Art. 19). In Artikel 28, Abs. 2 Recht auf Bildung wird ausdrücklich auf Formen 
der Disziplinierung in der Schule Bezug genommen: 

„Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Disziplin in 
der Schule in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes entspricht (…).“ 

Nationale Gesetze in demokratischen Gesellschaften untersagen in unterschiedlichen 
Ausprägungen Gewalt gegen Kinder. So heißt es zum Beispiel in der Neufassung des Ge-
setzes zur Ächtung von Gewalt in der Erziehung (BGB 2002, § 1631 (2)), das im Jahr 
2000 vom Deutschen Bundestag verabschiedet wurde: 

„Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzun-
gen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.“ 

Die Reckahner Reflexionen wenden sich im Einklang mit diesen juristischen Vorgaben 
gegen alle Formen der Gewalt. Ihr besonderer Schwerpunkt ist die Stärkung von persönli-
cher Anerkennung und die Verminderung von seelischen Verletzungen, die sich in tagtäg-
lichen Interaktionen vor allem durch Worte und Gesten ereignen, weil diese wohl am wei-
testen verbreitete Gewaltform nach wie vor wenig beachtet wird. Körperliche und sexua-
lisierte Gewalt in Bildungsinstitutionen erlangten öffentliche Aufmerksamkeit, die zu 
zielgerichteten Gegenmaßnahmen und eindeutigen Verboten sowie zu strafrechtlicher 
Ahndung führte (KMK 2013). Demgegenüber sind Formen der seelischen Missachtung in 
Form alltäglicher sprachlicher Gewalt (Herrmann/Krämer/Kuch 2007; Schubarth/Winter 
2012) in pädagogischen Einrichtungen bisher kaum Gegenstand von Debatten in der Öf-
fentlichkeit geworden.  

Obwohl die Reckahner Reflexionen auf die Ebene alltäglicher pädagogischer Bezie-
hungen fokussiert sind, können sie zugleich auch Beiträge zur Prävention vor anderen 
Gewaltformen (Kindler 2014) sowie zur Stärkung des Rechts auf Bildung leisten. Indem 
sie die Wertschätzung der Kinder und Jugendlichen betonen, richten sie sich auch gegen 
körperliche, sexualisierte, miterlebte und vernachlässigende Gewalt und unterstützen die 
darauf bezogenen Initiativen und Maßnahmen. 

Empirische Grundlagen – das Projektnetz INTAKT 

Empirische Ergebnisse liefern u.a. die Beobachtungsstudien im Projektnetz INTAKT 
(Soziale Interaktionen in pädagogischen Arbeitsfeldern). Dabei handelt es sich um einen 
Verbund, in dem Lehrforschungsprojekte und Forschungsprojekte kooperieren, um Wis-
sen über Formen pädagogischer Interaktionen und Beziehungen und deren Verbreitung zu 
gewinnen.1 

In 15-jähriger Kooperation entstand ein gegenwärtig 12 000 Feldvignetten umfassen-
der Datensatz, der aus Interaktionsszenen besteht, die in Schulen, Kindertagestätten und 
sozialpädagogischen Einrichtungen protokolliert wurden (Prengel 2013; Tellisch 2015). 
Kodierte Interaktionsformen der Anerkennung sind u.a. Lob, freundlicher Kommentar, 
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sinnvolle Hilfe, konstruktive Anweisung, Trost, Kooperation fördern, Fairness, Missach-
tung durch Mitschüler unterbinden, notwendige Grenzen setzen, positive Zuschreibung 
zum Kind, sinnvoll Konsequenzen aufzeigen, konstruktive Strafe, respektvolle Distanz. 
Kodierte Interaktionsformen der Verletzung sind u.a. destruktive Ermahnung, destruktiver 
Kommentar, ignorieren, Spott/Ironie/Sarkasmus, Drohung, Ausgrenzung, anbrüllen, de-
struktive Strafe, negative Zuschreibung zum Kind, notwendige Grenzen nicht setzen, 
Missachtung durch Mitschüler tolerieren und Kooperation verhindern (Zapf/Klauder 
2014). Im gesamten riesigen Datensatz wurde die geringe Anzahl von insgesamt 59 Inter-
aktionen als „aggressiver Körperkontakt“ kategorisiert (vor allem am Arm ziehen, schub-
sen oder schütteln). Die Beobachtenden konnten in den gruppen- bzw. klassenöffentlichen 
Beobachtungssituationen keine Interaktionen, die als sexualisierter Übergriff kodiert wur-
den, wahrnehmen. Verbale und mimisch-gestische Übergriffe ohne direkten Körperkon-
takt in graduell ganz unterschiedlich verletzender Ausprägung müssen aufgrund der Be-
obachtungen als die insgesamt am häufigsten vorkommende Form der Kindeswohlge-
fährdung angesehen werden. Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, dass auch die Ver-
nachlässigung sowie das Miterleben von Gewalt gegen andere Menschen als traumatisie-
rende Gewaltformen einzuordnen sind. 

Die Ergebnisse lassen sich in folgender holzschnittartiger Faustregel zusammenfas-
sen: Durchschnittlich kategorisierten die Beobachtenden drei Viertel der Lehrer-Schüler- 
bzw. Erzieher-Kind-Interaktionen als anerkennend und neutral, während sie ca. 20 % als 
leicht verletzend bzw. ambivalent und mehr als 5 % als stark verletzend einordneten. See-
lische Verletzungen bilden in pädagogischen Institutionen die am häufigsten vorkom-
mende Form der Gewalt gegen Kinder und Jugendliche.  

Für das Verständnis der genannten Befunde ist zu berücksichtigen, dass die erhobe-
nen Handlungsweisen unter der Bedingung der Gegenwart von Zeugen vorkamen und 
dass die Durchschnittswerte nichts über das Handeln Einzelner aussagen, denn es finden 
sich Pädagoginnen und Pädagogen mit sehr verschiedenen individuellen Anerkennungsbi-
lanzen Tür an Tür. An Orten mit explizit reformpädagogischem oder inklusivem Profil, in 
deren Schulkultur oder einrichtungsspezifischem Bild vom Kind Anerkennung betont 
wird, fallen die Durchschnittswerte deutlich besser aus, aber auch hier werden regelmäßig 
einzelne Lehrkräfte beziehungsweise pädagogische Fachkräfte gefunden, die stark dazu 
neigen, die ihnen Anvertrauten zu verletzen. Auch fanden sich einzelne Krippen, Kitas 
und Schulen aller Schulformen, deren Teams und Kollegien sich kollektiv auf eine aver-
sive Haltung Kindern gegenüber geeinigt zu haben schienen. Protokolliert wurde zum 
Beispiel, wie sie Krippenkinder stundenlang, auch bei Kummer, sich selbst überließen 
und das als Erziehung zur Selbständigkeit legitimierten, oder auch wie sie sich gegensei-
tig in der Haltung einer diskriminierenden Entwertung ihrer Schülerschaft bestärkten und 
kinderfreundlicheren Kolleginnen in ihren Reihen oder anders denkenden Praktikantinnen 
das Leben schwer machten.  

Die Forschungsbefunde resümierend lässt sich festhalten: In unserem Bildungssystem 
sind ethisch vorbildliches, die Würde der Kinder und Jugendlichen in ausreichendem Ma-
ße achtendes und ethisch unzulässiges, Kinder und Jugendliche seelisch verletzendes pä-
dagogisches Handeln empirisch vorzufinden (Krämer/Bagattini 2015). Seelische Verlet-
zungen sind die am weitesten verbreitete Form der Gewalt, die Kinder erleiden und deren 
Zeugen sie werden. Die Aussagen der Reckahner Reflexionen zur Ethik pädagogischer 
Beziehungen beruhen auf den umfassenden Einblicken der INTAKT-Studien und weiterer 
Untersuchungen, die nachweisen, dass die alltägliche Gestaltung pädagogischer Bezie-



106 U. Winklhofer, A. Prengel: Ethische Leitlinien für pädagogische Beziehungen  

hungen von zahlreichen Verletzungen ebenso bestimmt ist wie von professionellen For-
men humaner Anerkennung auch in schwierigen Situationen.2 

Ziele der Reckahner Reflexionen zur Ethik pädagogischer 
Beziehungen  

Die Reckahner Reflexionen zur Ethik pädagogischer Beziehungen dienen dazu, die men-
schenwürdige Gestaltung pädagogischer Beziehungen zu fördern. Kern des Dokuments 
sind zehn Leitlinien einer Selbstverpflichtung, die in minimalistischer, also präziser und 
verständlicher Sprache ethische Orientierungen für den Alltag in schulischen, frühpäda-
gogischen und sozialpädagogischen Feldern formulieren. Im Spektrum internationaler 
kinderrechtlich fundierter Erklärungen zur Professionsethik wird damit – soweit wir wis-
sen – erstmals eine spezifische Charta vereinbart, die eigens dem Schwerpunkt anerken-
nenden und verletzenden pädagogischen Handelns mit seinen täglichen Auswirkungen 
auf das seelische Erleben der Kinder und Jugendlichen gewidmet ist.3 Die Reckahner Re-
flexionen konzentrieren sich auf die persönliche Dimension professionellen Handelns, 
darüber hinaus beziehen sie auch den Einfluss struktureller Bedingungen auf personale 
und intersubjektive Prozesse mit ein. In Zeiten, in denen frühe und ganztägige institutio-
nelle Bildung zunehmen, gewinnen professionelle Bezugspersonen an existenzieller Be-
deutung für Kinder, da sie einen erheblichen Anteil ihrer Lebenszeit in Bildungseinrich-
tungen verbringen. Die ethische Selbstverpflichtung der Lehrpersonen und Erziehenden 
wird unerlässlich. 

Die erste Aussage der Reckahner Reflexionen „Kinder und Jugendliche werden wert-
schätzend angesprochen und behandelt“, bildet die pädagogische Grundregel für den 
Umgang mit allen Kindern und Jugendlichen in allen institutionellen Strukturen. Unter 
den sechs Leitlinien „Was ethisch begründet ist“ ist auch der Grundsatz „Kinder und Ju-
gendliche werden zu Selbstachtung und Anerkennung der Anderen angeleitet“ zentral. 
Grundlegend für die vier Leitlinien „Was ethisch unzulässig ist“ ist die Aussage „Es ist 
nicht zulässig, dass Lehrpersonen und pädagogische Fachkräfte Kinder und Jugendliche 
diskriminierend, respektlos, demütigend, übergriffig oder unhöflich behandeln“.  

Gleichzeitig handelt es sich hierbei um pädagogische Grundregeln für die Arbeit mit 
heterogenen Gruppen und Klassen. Denn sie sollen allen Kindern und Jugendlichen – mit 
ihren unterschiedlichsten sozialen, ökonomischen, kulturellen, religiösen, geschlechtli-
chen, befähigenden oder behindernden lebensweltlichen Erfahrungen – nützen.  

Herausgeber der Reckahner Reflexionen sind das Deutsche Institut für Menschen-
rechte, das Deutsche Jugendinstitut, das MenschenRechtsZentrum an der Universität 
Potsdam und Rochow-Museum und die Akademie für bildungsgeschichtliche und zeitdi-
agnostische Forschung an der Universität Potsdam. Im Sinne des kulturellen Gedächtnis-
ses widmet sich die Rochow-Akademie diesem gegenwarts- und zukunftsbezogenen 
Thema an historisch bedeutsamem Ort: Im Dorf Reckahn, nahe Brandenburg/Havel, be-
findet sich die historisch erste philanthropische  Musterschule, in der Kinder aller Stände - 
so dokumentieren es mehrere historische Beobachtungsberichte unabhängig voneinander -  
als vernunftbegabte Wesen angesehen und anerkennend unterrichtet wurden. 

Kostenlos bestellt werden können eine ausführliche Broschüre, ein prägnantes Plakat, 
ein informativer Flyer und ein knapp gehaltener Miniflyer (http://paedagogische-
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beziehungen.eu). Der Newsletter zu den Reckahner Reflexionen kann bestellt werden 
über: info@paedagogische-beziehungen.eu. 

Anmerkungen 
 
1  Die (Namen und Erhebungsorte anonymisierenden) INTAKT-Protokolle mit Feldvignetten können 

wegen ihrer hohen Anzahl in verschiedenen Auswertungsperspektiven statistisch analysiert werden. 
Im von Friederike Heinzel gegründeten Online-Fallarchiv Schulpädagogik der Universität Kassel 
wird der Gesamtdatensatz aufbewahrt und auf Antrag für weitere Sekundäranalysen und Projekte im 
Bereich der Lehrerbildung zur Verfügung gestellt (Heinzel/Krasemann 2015). 

2  Es gibt struktur- und machttheoretische Ansätze in der Erziehungswissenschaft, die sich, wenn sie 
pädagogische Interaktionen deuten, vor allem für die ihnen prinzipiell und unvermeidlich innewoh-
nenden Machtverhältnisse interessieren. In dieser strukturtheoretischen Perspektive wird in der Re-
gel nicht die Unterscheidung zwischen genügend gutem und unzulässigem professionellen Handeln 
betont, sodass hier nach Tillmann (2014) die Ethik pädagogischen Handelns und seine normative 
Verwobenheit (Beer/Bittlingmayer 2008) aus dem Blick geraten. Demgegenüber nehmen die 
Reckahner Reflexionen und die ihnen zugrunde liegenden Studien eine andere Perspektive ein, denn 
es geht ihnen um Analysen im Interesse eines bestmöglichen Abbaus schädlichen Handelns und ei-
ner bestmöglichen Stärkung förderlichen Handelns. 

3  Verschiedene Unterstützer ermöglichten in verschiedenen Phasen dieses Vorhaben, u.a.: Die Ham-
burger Stiftung, die GEW, das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung, die Helga Breuninger 
Stiftung, die Universitätsgesellschaft Potsdam. Durch die Robert Bosch Stiftung kann ein vierjähri-
ges Projekt zur Verbreitung und Implementation der Reckahner Reflexionen“ realisiert werden, so 
dass ein kostenloses Materialangebot in Print- und Online-Medien verfügbar ist und Moderatoren-
schulungen zur Arbeit mit den Reckahner Reflexionen in Aus- und Fortbildung für pädagogische 
Berufe konzipiert und angeboten werden können. 
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1. Partizipation von Kindern in der Forschung  

Der Einbezug von Kindern und deren Perspektiven in Forschungsprojekte hat in den letz-
ten Jahren international und national an Bedeutung gewonnen (vgl. Docket/Einársdottir/ 
Perry 2018; Heinzel/Kränzl-Nagl/Mierendorff 2012). Bezugnehmend auf Artikel 12 der 
UN-Kinderrechtskonvention von 1989 (vgl. BMFSFJ 2014/1992) soll dadurch dem ver-
brieften Recht des Kindes auf freie Meinungsäußerung in allen das Kind tangierenden 
Angelegenheiten, Rechnung getragen werden. Neben einer solchen anerkennungstheoreti-
schen Intention (vgl. Prengel 2016), die ihren Niederschlag in internationalen forschungs-
ethischen Standards der Kinderforschung findet (Bertram u.a. 2015), ist auch das aktuelle 
kindheitstheoretische Paradigma des kompetenten Kindes (vgl. Büker 2015) ursächlich 
für die zunehmende Berücksichtigung der Kinderperspektiven in der Kindheits-, Jugend- 
und Schulforschung. Vor diesem Hintergrund vollzieht sich in den genannten Disziplinen 
ein allmählicher Paradigmenwechsel – weg vom ausschließlichen Forschen über Kinder 
(als Objekte) hin zum Forschen mit Kindern (als gestaltende Subjekte) (vgl. Heinzel/ 
Kränzl-Nagl/Mierendorff 2012).  

Ergebnisse aus Studien, in denen Kindern die Gelegenheit zur aktiven Beteiligung 
gegeben wurde, verweisen immer wieder auf deren dezidierte Argumente und differen-
zierte Sichtweisen auf die jeweiligen Forschungsgegenstände. So werden Kinder oft als 
„sophisticated thinkers and communicators“ (Harcourt/Conroy 2005, S. 567) und als Ex-
perten in eigener Sache erlebt und beschrieben (vgl. Kordulla 2017, S. 101), deren Mei-
nungen als Korrektiv für die Sichtweisen Erwachsener genutzt werden (können). Aller-
dings ist allein über den Einbezug kindlicher Perspektiven das Recht auf Partizipation 
noch nicht adäquat eingelöst. UNICEF weist in ihren ergänzenden Ausführungen (2014) 
darauf hin, dass von echter Partizipation (genuin participation) erst dann gesprochen 
werden kann, wenn Kinder auch die Chance erhalten, den Kontext und die möglichen 
Wirkungen ihrer Meinungsäußerung zu verstehen. Der Schlüssel zu echter Partizipation 
sei eine Haltung des Respekts gegenüber der Meinung des Kindes. Diese beinhalte Maß-
nahmen zur Ermöglichung und Unterstützung einer verstehenden Mitwirkung des Kindes 
ebenso wie die tatsächliche konsequente Berücksichtigung der geäußerten Kindermeinun-
gen bei der Entwicklung künftiger Maßnahmen und Handlungsschritte (ebd.). Bezogen 
auf den Kontext der Forschung kann konstatiert werden, dass die gegenwärtige, Kinder 
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einbeziehende Forschung von einer solchen weitreichenden Umsetzung des Kinderrechtes 
auf Partizipation weit entfernt ist. So ergab eine von Mayne/Howitt 2014 durchgeführte 
Metaanalyse über rund 500 zwischen 2009 und 2012 publizierte Forschungsbeiträge aus 
zehn international anerkannten Childhood Education Journals, in denen Kinder unter acht 
Jahren in die Studien einbezogen wurden, folgendes Bild: „This systematic review of 
published literature indicated that 97% of articles included young children in non-
participatory roles as objects of research (65%) and in semi-participatory roles as subjects 
of research (32%). Less than 4% of studies included young children in inclusive, highly 
participatory roles as social actors (3%) and co-researchers (0.4%)” (Mayne/Howitt/Ren-
nie 2018, S. 2f). 

Für den deutschen Forschungskontext steht eine solche systematische Analyse noch 
aus, es ist jedoch ein ähnliches Ergebnis zu erwarten in dem Sinne, dass in Bezug auf eine 
partizipatorische Einbindung des Kindes in sämtliche Phasen des Forschungsprozesses 
(von der Planung und Realisierung bis hin zum Transfer bzw. zur Entscheidung über die 
Verwendung der Ergebnisse) noch hoher Entwicklungsbedarf besteht. Kinder in For-
schung einzubeziehen ist gleichbedeutend mit der Übernahme von Verantwortung der er-
wachsenen Forscherin bzw. des Forschers dafür, dass das Recht des Kindes auf Mitbe-
stimmung im oben beschriebenen umfassenden Sinne unter den gegebenen Kontextbe-
dingungen auf höchst mögliche Weise berücksichtigt und auf eine dem Entwicklungs-
stand des jeweiligen Kindes angemessene Weise eingelöst wird. Gerade in Anbetracht der 
zunehmenden Verbreitung des Forschens mit Kindern sind Anstrengungen zur Qualitäts-
entwicklung bei der Umsetzung des Rechts auf Partizipation dringend geboten. Diesem 
Anliegen widmet sich eine internationale Forschungskooperation zwischen der Graduate 
School of Education der University of Western Australia in Perth (Christine Howitt und 
Fiona Mayne) und dem Arbeitsbereich Grundschulpädagogik und Frühe Bildung der 
Universität Paderborn (Petra Büker und Birgit Hüpping). Das Projekt Children as co-
researchers (Kurztitel) verfolgt das Ziel, über kindangemessenes Scaffolding Möglichkei-
ten der höchstmöglichen Umsetzung des Kinderrechtes auf Partizipation in der Forschung 
für Vor- und Grundschulkinder auf der Basis eines von Mayne/Howitt/Rennie (2018) 
entwickelten Modells zu konzeptualisieren, diese in deutschen und australischen Kinder-
tageseinrichtungen und Grundschulen international vergleichend zu erproben und zu eva-
luieren und anhand der gewonnenen Erfahrungen bei der Anwendung des Modells einen 
Beitrag zur Theorieentwicklung im Bereich der Kinderforschung zu leisten. In der Kon-
zeptionsphase des Projektes wurde das von Mayne, Howitt und Rennie entworfene Hie-
rarchical model of children’s research participation rights based on information, under-
standing, voice, and influence als gemeinsame, theoretisch-systematische Arbeitsgrundla-
ge festgelegt und für den deutschen Forschungskontext adaptiert. Im hier vorliegenden 
Kurzbeitrag wird diese Adaption als erstes Teilergebnis der Forschungskooperation vor-
gestellt, um die Möglichkeit zu schaffen, das Modell auch in anderen Forschungsvorha-
ben als Planungs- und Reflexionsfolie zu nutzen und es auf diese Weise in einer erweiter-
ten Community auf seine Einsatzfähigkeit prüfen und diskutieren zu können.  
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2. Hierarchie kindlicher Partizipationsrechte in 
Forschungsprozessen: eine Adaption des Modells nach Mayne, 
Howitt und Rennie 2018 

Bei dem in Perth entwickelten Modell Hierarchy of children´s research participation 
rights erfolgt eine Verknüpfung der Grade der gesellschaftlichen Partizipation nach Hart 
(1992) mit dem in vier Kernelemente aufgeschlüsselten Kinderrecht auf Partizipation in 
der Forschung in Form einer Matrix. Diese erlaubt es, Art und Grad der Einlösung der 
UN-Kinderrechtskonvention in Forschungsvorhaben mit Kindern im Vor- und Grund-
schulalter auf systematische Weise zu bestimmen und zu reflektieren. 

 
Abb. 1:  Hierarchie kindlicher Partizipationsrechte in Forschungsprojekten. Adaption des 

Hierarchical Model of Children’s Research Participation Rights based on 
Information, Understanding, Voice and Influence (Mayne/Howitt/Rennie 2018), 
von Büker und Hüpping. 
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In vertikaler Richtung finden sich die von Hart (1992) unterschiedenen und als Leiter der 
Partizipation bekannt gewordenen acht Stufen der Partizipation junger Menschen in der 
Gesellschaft. Diese werden genutzt, um den Level der Partizipation in Forschungsprojek-
ten zu bestimmen. Auf den untersten drei Rängen der Leiter, in Abb. 1 abgetrennt durch 
den horizontal verlaufenden schwarzen Strich, befinden sich (1) Manipulation, (2) Deko-
ration und (3) Alibi-Teilhabe, die Hart als falsche Formen der Partizipation (non-
participatory) kennzeichnet. Diese liegen beispielsweise dann vor, wenn Kinder ohne 
Verständnis des Kontextes als Plakatträger in politische Demonstrationen eingebunden 
werden, bei öffentlichen Veranstaltungen in Form von Sing- und Tanzeinlagen lediglich 
schmückendes Beiwerk bilden oder wenn von Erwachsenen ausgewählte Kinder in einer 
Podiumsdiskussion zu Wort kommen, ohne dass ihnen eine inhaltliche Auseinanderset-
zung mit ihren Beiträgen ermöglicht wird. Im schlimmsten Falle machen Kinder in sol-
chen Alibi-Settings die Erfahrung, dass Partizipation ein Schein sein kann (vgl. Hart 
1992, S. 10). Auf den untersten Rängen der Leiter wird den Kindern keine oder nur gerin-
ge Handlungsmacht (Agency; vgl. zu diesem Begriff auch Büker 2015) zugesprochen; das 
Recht auf Selbstbestimmung bleibt ihnen verwehrt. Erst ab der vierten Stufe kann von 
(zunehmend komplexeren) Graden echter Partizipation im Sinne der UN-Kinderrechts-
konvention gesprochen werden. Diese liegen dann vor, wenn Kinder in Partizipationsset-
tings eine von Erwachsenen klar zugeteilte Rolle bekommen, diese jedoch auf Basis von 
Information verstehen (4), wenn die Kinder in bestimmten Projekten explizit um Rat ge-
fragt werden und ihre Meinung ernst genommen wird (5) und wenn sie nicht nur gehört, 
sondern in Planung und Umsetzung von Vorhaben sowie in erforderliche Entscheidungs-
prozesse einbezogen werden (6). Die beiden höchsten Partizipationsgrade zeichnen sich 
dadurch aus, dass die Projektinitiative von den Kindern ausgeht, wodurch sich Machtver-
hältnisse in der generationalen Beziehung zwischen Kindern und Erwachsenen umkehren: 
Sie verfolgen und realisieren ihre eigenen Ideen (7) und teilen ihre Entscheidungen nach 
eigenem Dafürhalten mit Erwachsenen (8). Diese hoch idealisierte Stufe erinnert an die 
Projektmethode im ursprünglichen, Dewey’schen Sinn. Hart’s Stufen der Partizipation 
werden im Modell von Mayne/Howitt/Rennie als Levelbeschreibung genutzt, um das 
Verhältnis von Selbst- und Fremdbestimmungsmöglichkeiten sowie von Gestaltungsfrei-
heit und Kontrolle für die an einem Forschungsprojekt beteiligten Kinder und Erwachse-
nen und damit die Qualität der Umsetzung des Kinderrechtes auf Partizipation in der For-
schung auf systematische Weise bestimmen zu können. Letzteres wird unter Bezug auf 
die Aussagen in der UN-Kinderrechtskonvention von 1989 sowie auf die vom United Na-
tions Committee on the Rights of the Child 2006 veröffentlichten Ausführungen zur Im-
plementierung der Kinderrechte in der frühen Kindheit durch die Autorinnen in vier key 
participation rights (Mayne/Howitt/Rennie 2018, S. 6) ausdifferenziert. Abbildung 1 zeigt 
das Kinderrecht auf Information, Verständnis, Stimme (Mitsprache) und Einflussnahme 
auf der horizontalen Achse des Modells. Diese Elemente stehen Mayne/Howitt/Rennie zu-
folge in einem hierarchischen Zusammenhang, denn Information bildet die Grundlage für 
das verstehende Durchdringen von Forschungsabsichten, -zielen und -methoden, und erst 
ein Verstehen ermöglicht es den Kindern, auf elaborierte Weise ihre Meinung zu der je-
weils im Fokus stehenden Frage zu äußern und in signifikanter Weise Einfluss auf Ent-
scheidungen zu nehmen, die sich aus den von den Kindern zur Verfügung gestellten Da-
ten ergeben.  

Art und Grad der Einlösung des Kinderrechtes auf Partizipation in der Forschung 
werden im Wesentlichen durch die beiden Dimensionen Verständnis und Agency be-
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stimmt. Beide Dimensionen liegen in Forschungsprojekten zu einem großen Teil in der 
Hand der Erwachsenen: Die Felder der Matrix beschreiben verschiedene Arten der Zur-
verfügungstellung von Information (von fehlender, stark reduzierter, ausgewählter, be-
wusst in Form von pädagogisch-didaktischem Scaffolding an den kindlichen Verstehens-
horizont angepasste bis hin zur vollständigen sowie von den Kindern als Forschern selbst 
zur Verfügung gestellten Information) (erste Spalte), des vom Kind in seiner spezifischen 
Ausgangslage zu erreichenden Verständnisses (zweite Spalte), der Art, wie Meinungen 
geäußert und Erfahrungen verbalisiert werden können (dritte Spalte) und die Art des Ein-
flusses, den Kinder auf Entscheidungen nehmen können (vierte Spalte). Je dunkler die 
Felder eingefärbt sind, desto höher ist der Ausprägungsgrad der Dimensionen Verständnis 
und Agency und desto konsequenter wird das Kinderrecht auf Partizipation umgesetzt.  

Ein klassisches Leitfadeninterview, für das die Eltern und im besten Falle auch das 
Kind in schriftlicher Form eine Einverständniserklärung gegeben haben, wäre in diesem 
Modell etwa auf Level 4 zu verorten: Das Kind selbst erhält nur die nötigsten Informatio-
nen zum Forschungsprojekt, bekommt in seiner zugewiesenen Rolle als Antwortgeber 
restriktive Möglichkeiten, seine Meinung zu äußern und kann keinen direkten Einfluss auf 
Entscheidungen nehmen, die sich aus den Ergebnissen ergeben. Auf einem höheren Level 
werden Kinder bereits in die Planung von Forschungsvorhaben involviert. In einem aus-
tralischen Forschungsprojekt wurden bereits dreijährige Kinder in die Evaluation eines 
Early-Science-Programms einbezogen, indem sie über einen interaktiven, narrativen und 
zugleich videounterstützten story-approach (Mayne/Howitt/Rennie 2016) ein klares Ver-
ständnis von der Bedeutung ihrer Mitwirkung erhielten. Unter dem Aspekt, dem Forscher 
(als Protagonisten der Geschichte) bei der Lösung seines Problems zu helfen, wurden die 
Kinder in alle Phasen des Projektes bis hin zur Ergebnisvorstellung beim Science-Center 
involviert. Parallel wurden ihre Partizipationserfahrungen durchgängig in altersangemes-
sener Weise reflektiert.  

3. Einsatzmöglichkeiten des Modells  

Im Modell von Mayne/Howitt/Rennie werden die Partizipationsstufen der Hart’schen Lei-
ter mit dem Recht des Kindes auf Beteiligung an sie betreffender Forschung in Form einer 
Matrix verknüpft. Die hier vorgestellte Adaption wurde gegenüber dem englischsprachi-
gen Original etwas gekürzt und an einigen Stellen frei übersetzt, um es für den deutsch-
sprachigen Kontext anwendungsfreundlich zu gestalten. Dem Modell liegt die Überzeu-
gung zugrunde, dass das Recht auf Partizipation nicht allein durch den Akt der Mitspra-
che eingelöst wird, sondern auch das Recht des Kindes auf einen bewussten, gerahmten 
Lern- und Erfahrungsprozess im Bereich der Partizipationskompetenz umfasst. Während 
in Elementar- und Grundschulpädagogik hierzu bereits unterschiedliche Konzepte (vgl. 
Prengel 2016; Betz/Gaiser/Pluto 2010), entwickelt wurden, ist der didaktisch-pädago-
gische Gedanke für den Kontext der Forschung neu. Das hier vorgestellte Modell kann als 
Strukturierungshilfe für gezielte Scaffolding-Maßnahmen genutzt werden, um Kinder in 
einem solchen persönlichen und kollektiven Lernprozess zu unterstützen. Gleichzeitig 
kann es als Begründungsfolie für die Berücksichtigung der Partizipationsrechte des Kin-
des dienen. 



114 P. Büker, B. Hüpping, F. Mayne, C. Howitt: Kinder partizipativ in Forschung einbeziehen 

Die Qualität der Umsetzung des Kinderrechtes auf Partizipation in der Forschung be-
stimmt sich nicht durch das Erreichen der höchsten Levels im Modell. Dies wäre utopisch 
und auch nicht in allen Forschungssettings gegenstandsangemessen. Vielmehr bestimmt 
sich die Qualität in der Art der Reflexion der Möglichkeiten, unter Berücksichtigung von 
Alter und Entwicklungsstand des Kindes sowie der im Forschungsprojekt vorliegenden 
Gegebenheiten ein höchstmögliches Maß an Verständnis und Agency zu ermöglichen. 
Dies setzt voraus, dass der erwachsene Forscher bzw. Forscherin bereit ist, das generatio-
nale Machverhältnis zugunsten der Agency des Kindes zu verschieben. Dies wiederum 
impliziert eine grundsätzliche, kritische Reflexion des Kindbildes der Forschenden und 
die Gestaltung des Forschungsprozesses als Interaktionsprozess mit dem Kind (vgl. Ecker-
mann/Heinzel/Kreher 2016) sowie mit den involvierten Personen in dessen Umfeld (El-
tern, pädagogische Fach- und Lehrkräfte).  
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Rezension von Christine Steiner 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Jahr 2008 startete die Initiative ArbeiterKind.de und erregte binnen kurzer Zeit große 
Aufmerksamkeit, und zwar nicht nur in den Medien, sondern vor allem auch unter den 
Jugendlichen, die mittels der Initiative ermutigt und unterstützt werden sollen, ein Hoch-
schulstudium aufzunehmen und auch abzuschließen. Dabei fällt vielleicht erst auf den 
zweiten Blick auf, dass bei ArbeiterKind.de der Kreis der Förderwürdigen sehr weit ge-
fasst ist: Angesprochen werden nicht nur die namensgebenden Arbeiterkinder, sondern al-
le, die als erste ihrer Familie studieren. Solche First-Generation-Student/-innen werden 
inzwischen insbesondere in den angloamerikanischen Ländern als eine von vielen Sub-
gruppen von Studierenden angesehen, die sich durch unterschiedliche Herkünfte und Zu-
gänge zum Studium, aber auch durch spezifische Probleme mit dem Hochschulstudium 
auszeichnen (exemplarisch Gohn & Albin 2006). Im Fall von First-Generation-Studie-
renden ist dies oft eine mit dem Bildungsaufstieg einhergehende habituelle Unsicherheit, 
die die Orientierung an der Hochschule erschwert und zu Misserfolgen im Studium führen 
kann. 

Dieser Situationseinschätzung würde Barbara Dippelhofer-Stiem, die den hier zu be-
sprechenden Band vorgelegt hat, sicher uneingeschränkt zustimmen. In ihrer Untersu-
chung zur Aktualität schichtspezifischer Sozialisation an Universitäten konzentriert sie 
sich dennoch auf die Studienerfahrungen von Arbeiterkindern. Der Grund dafür ist zu-
nächst, dass Arbeiterkinder in der deutschen Diskussion über ungleiche Bildungschancen 
insbesondere in den 1960er Jahren eine prominente Rolle gespielt haben. Zu erinnern ist 
hier an Ralf Dahrendorfs (1965) Aufsatz über Arbeiterkinder an der Universität oder die 
Kunstfigur des katholischen Arbeitermädchens vom Lande, mit der Picht (1964) seiner-
zeit auf gravierende Bildungsdisparitäten aufmerksam machte und auf die auch heute 
noch gern zur Erläuterung alter und neuer Ungleichheiten in der Bildungsbeteiligung zu-
rückgegriffen wird. Nach Ansicht der Autorin wird diese traditionell benachteiligte Grup-
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pe inzwischen in Gleichstellungsprogrammen und Diversity-Politiken jedoch selten expli-
zit thematisiert. 

Das gelte auch für empirische Studien, in denen die soziale Herkunft der Bildungs-
aufsteiger/-innen unterschiedlich operationalisiert und auf verschiedene Studienkontexte 
bezogen wird. Daher ist es Dippelhofer-Stiem ein Anliegen, Klarheit darüber herzustel-
len, welcher Kreis von Studierenden genau untersucht wird. Gleiches gilt für den theoreti-
schen Bezugsrahmen und die Verständigung über zentrale analytische Begriffe wie sozia-
le Herkunft, soziale Lage oder Bildungsferne. Die Autorin hat daher nicht nur empirisches 
Interesse an den Lebens- und Lernsituationen von Studierenden aus Arbeiterfamilien, 
sondern auch ein theoretisches Anliegen. Sie möchte sozialisationstheoretische Konzepte 
für die Analyse der Situation von Studierenden fruchtbar machen (S. 16). Zugleich ist das 
für sie auch eine methodische Notwendigkeit, denn dem Datensatz des 12. Konstanzer 
Studierendensurvey, den sie für ihre empirischen Analysen nutzt, läge keine spezifische 
theoretische Konzeption zugrunde, als kontinuierliche Sozialberichterstattung folge er 
vielmehr Ad-hoc-Annahmen zur sozialen Lage von Studierenden. 

Dieses Vorhaben wird in insgesamt vier, den einleitenden Ausführungen folgenden 
Kapiteln umgesetzt. Im zweiten Kapitel wird der sozialisationstheoretische Bezugsrah-
men rund um den Begriff der schichtspezifischen Sozialisation vorgestellt. Das dritte Ka-
pitel ist der Erläuterung methodologischer Grundlagen und der Vorstellung des Datensat-
zes vorbehalten. Im vierten Kapitel werden die Untersuchungsergebnisse vorgestellt und 
diskutiert. Im letzten Kapitel werden die wesentlichen Befunde zusammengefasst und 
Empfehlungen für die Praxis abgeleitet. 

Auf den ersten Blick scheinen sozialisationstheoretische Konzepte für das Vorhaben 
der Studie naheliegend. Allerdings sind sie oft so abstrakt und unscharf, dass ihre Nut-
zung für die Operationalisierung empirischer Daten eine Herausforderung darstellt. Dip-
pelhofer-Stiem sieht jedoch genau darin die Chance für die von ihr angestrebte theoreti-
sche Post-hoc-Fundierung des genutzten Datenbestandes. So folgt im zweiten Kapitel 
nach einer kritischen Würdigung der verschiedenen, in empirischen Untersuchungen ge-
nutzten Operationalisierungen sozialer Herkunft eine Erörterung der vielschichtigen As-
pekte des Sozialisationsbegriffes. Die Autorin konzentriert sich dabei auf drei Dimensio-
nen, die die meisten Sozialisationskonzepte teilen: Zeitstrukturen und Prozesscharakter, 
gesellschaftliche Bedingungen und Kontexte sowie Transaktionalität und Handeln des 
Subjektes (S. 26). Für jede Dimension werden verschiedene Konzepte und damit verbun-
dene Forschungsrichtungen ausführlich vorgestellt. So wird etwa für die zeitlichen Struk-
turen des Sozialisationsprozesses u.a. auf das Lebensverlaufskonzept, für die kontextuel-
len Bedingungen auf den sozial-ökologischen Ansatz Uri Bronfenbrenners und für indivi-
duelle Handlungsbezüge auf das Habitus-Konzept von Pierre Bourdieu zurückgegriffen. 

Allerdings fallen die aus der Diskussion dieser unterschiedlichen Ansätze abgeleiteten 
Indikatoren für die empirische Untersuchung recht konventionell aus (S. 50f.). Angesichts 
der Fragestellung wäre zu erwarten gewesen, dass vor allem dem Studienverlauf und den 
hochschulischen Kontextbedingungen größere Aufmerksamkeit geschenkt wird, zumal sie 
in den vorstehenden Ausführungen an verschiedener Stelle aufgegriffen und mit Annah-
men über mögliche schichtspezifische Auswirkungen verbunden werden. So wird bei-
spielsweise auf mögliche ambivalente Folgen eines inzwischen zeitlich recht eng getakte-
ten Studiums aufmerksam gemacht, die vielleicht bei Arbeiterkindern aufgrund der damit 
verbundenen Reduzierung finanzieller Belastung auf Zuspruch trifft, jedoch als Kehrseite 
einen Verlust an Autonomie birgt (S. 30). 
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Die verschiedenen Verweise auf die erhobenen Daten des 12. Konstanzer Studieren-
densurveys machen denn auch deutlich, dass mit den vorgestellten Indikatoren eher die 
Möglichkeiten und Restriktionen der Datenbasis in Rechnung gestellt werden. Der Bezug 
zu den vorgestellten sozialisationstheoretischen Konzepten bleibt daher etwas lose, wenn-
gleich sie die Präsentation der Befunde im vierten Kapitel gliedern und auch in den resü-
mierenden Betrachtungen des fünften Kapitels aufgegriffen werden. Letztlich räumt die 
Autorin ein, dass die Dynamiken von Sozialisationsprozessen auf Basis von Survey-
Daten schwerlich einzufangen sind (S. 52). 

Das trifft sicherlich zu, wenn individuelle Entwicklungsverläufe in den Blick ge-
nommen werden sollen. Da der Survey als Repräsentativbefragung deutscher Studieren-
der an staatlichen Universitäten und Fachhochschulen angelegt ist (S. 67), bieten sich an-
dere Zugänge wie beispielweise der Vergleich Studierender unterschiedlicher Fach- bzw. 
Hochschulsemester an, um zumindest Hinweise auf Orientierungsprobleme zu Beginn des 
Studiums und stattgefundene Adaptionsprozesse kurz vor Studienende zu eruieren. Solche 
Vergleiche werden im Rahmen der Studie durchaus, wenngleich nur für ausgewählte As-
pekte unternommen. Dass sie keine größere Rolle spielen, liegt vermutlich an der gerin-
gen Zahl von Student/-innen aus Arbeiterfamilien. Von 3.614 Befragten an Universitäten 
stammen lediglich 260 Studierende aus einer Familie, in der sowohl der Vater als auch 
die Mutter einer Tätigkeit als Arbeiter/in nachgehen. 

Das zeigt zunächst einmal, dass die Gruppe Studierender aus Arbeiterfamilien an 
Universitäten nach wie vor sehr klein ist und nicht dem – inzwischen stark geschrumpften 
– Anteil von Arbeiter/-innen an der Gesamtbevölkerung entspricht. Studierende aus Ar-
beiterhaushalten unterscheiden sich von ihren Altersgefährt/-innen an der Universität 
auch darin, dass unter ihnen junge Menschen mit Migrationshintergrund überrepräsentiert 
sind (S. 70f.), mithin ein Hinweis darauf, dass diese kleine Gruppe in sich divers ist. Die 
Analyse der Angaben zum Bildungs- und Berufsstatus der Eltern, mit der der Vergleich 
zwischen Studierenden aus Arbeiterfamilien und Angestellten-, Beamten- und Selbststän-
digen-Haushalten im vierten Kapitel beginnt, zeigt zudem, dass mindestens ein Elternteil, 
zumeist die Mütter, über die mittlere Reife oder ein höherwertiges Examen verfügt. In der 
Regel haben die Eltern eine berufliche Ausbildung abgeschlossen und gehen überwiegend 
einer qualifizierten Erwerbsarbeit nach. Die Autorin folgert daraus, dass der größte Teil 
der Eltern ihren Töchtern und Söhnen „[…] die Bedeutung formaler Bildung und fachli-
cher Kompetenzen gleichsam im Alltag vor Augen [führen] (…)“ (S. 79). Sie vermutet, 
dass diese Bildungsfreundlichkeit die Gymnasiallaufbahn des Kindes unterstützt und be-
fördert hat, wenngleich unübersehbar ist, dass zur höheren Bildung eine gewisse Distanz 
bestehe und ein eher geringes Einkommen der Eltern eine weitere Hürde darstellen dürfte 
(ebd.). 

Allerdings lassen sich in den umfangreichen Anteils- und Mittelwertvergleichen zu 
den verschiedensten Indikatoren, die im vierten Kapitel präsentiert und ausführlich kom-
mentiert werden, nur bedingt bedeutende, mit dem familiären kulturellen Erbe und den 
materiellen Restriktionen verbundene Unterschiede zwischen Studierenden aus Arbeiter-
haushalten und Studierenden mit Eltern mit einer höheren beruflichen Stellung ausma-
chen. So haben Arbeiterkinder beispielsweise im Mittel einen schlechteren Abiturdurch-
schnitt und sind zögerlicher bei der Entscheidung für ein Studium; im Hinblick auf den 
tatsächlichen Übergang ins Studium unterscheiden sich die untersuchten Gruppen jedoch 
kaum voneinander (S. 80f.). Erwartungsgemäß zählt der Bezug von BAföG für Arbeiter-
kinder häufiger zu den Hauptfinanzierungsquellen des Studiums, unter ihnen sind aber 
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nicht mehr Studierende anzutreffen, die einer Nebenerwerbstätigkeit nachgehen. Dafür 
spielen finanzielle Überlegungen, aber auch die Nähe zum Heimatort bei der Auswahl des 
Hochschulortes für sie eine wichtigere Rolle als für Studierende der Oberschicht (S. 84f.). 

Dippelhofer-Stiem weist im Resümee ihrer Befunde dann auch explizit darauf hin, 
dass die universitäre Sozialisation nicht durchgängig schichtspezifisch gerahmt ist, sich 
neben Gemeinsamkeiten und graduellen Unterschieden aber in einigen Aspekten auch 
deutliche Unterschiede zeigen (S. 136f.). Zwei Unterschiede fallen insbesondere auf. Da 
ist zum einen eine größere Unsicherheit, die sich neben der Studienentscheidung u.a. auch 
bei der Sorge, das Studium bewältigen zu können (S. 108), aber auch bei der skeptische-
ren Einschätzung künftiger Beschäftigungsaussichten zeigt (S. 133f.). Zum anderen müs-
sen Studierende aus Arbeiterfamilien härter für ihren Studienerfolg arbeiten (S. 116ff.). 
Bei letzterem wird jedoch wie auch bei den Unterschieden im kommunikativen Austausch 
deutlich, dass die Differenzen zwischen den untersuchten Gruppen im Zeitverlauf tenden-
ziell abnehmen (S. 143). 

Der Nachweis, dass man den Mangel an Sicherheit und Souveränität, den bereits 
Bourdieu & Passeron (1971) beschrieben haben, noch heute und vor allem in dieser 
Gruppe erfolgreich Studierender aus Arbeiterhaushalten deutlich erkennen kann, ist ein 
Verdienst der vorliegenden Studie. Die Unterschiede zwischen den sozialen Gruppen 
würden vermutlich deutlicher zu Tage treten, wenn vorgängige Bildungsentscheidungen 
und Studienabbrüche mit einbezogen werden könnten. Angesichts eines weitreichenden 
sozialen Wandels sowohl der Lebensführungsmuster als auch des Studiums an Hochschu-
len und Universitäten stellt sich jedoch auch die Frage, wo die sozialen Bruchlinien des 
Bildungsaufstiegs heute genau liegen. Denn anders als vor mehr als 50 Jahren sind die 
strukturellen Homologien zwischen ökonomischer Lage und sozialer Lebensführung in-
zwischen weniger ausgeprägt, sodass Unsicherheiten darüber, wie das eigene Leben aus-
sehen soll und was es dafür braucht, nicht nur bei Arbeiterkindern zu finden sind. 
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Fröhlich-Gildhoff, Klaus/Rönnau-Böse, Maike/Tinius, Claudia (Hrsg.) 
(2017). Herausforderndes Verhalten in Kita und Grundschule. 
Erkennen, Verstehen, Begegnen  

Rezension von Alexandra Langmeyer 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention im Jahr 2009 ist das Thema 
Inklusion im Feld der öffentlichen Kinderbetreuung und -bildung verstärkt in den Fokus 
gerückt. Deutschland hat sich verpflichtet gesellschaftliche Bedingungen für Teilhabe und 
Inklusion zu schaffen, die Verschiedenheit anerkennen und Vielfalt als Bereicherung 
wahrnehmen. Alle Ebenen des Erziehungs- und Bildungssystems sind aufgefordert ein 
inklusives Bildungssystem aufzubauen, dass allen Kindern gerecht wird. Nicht zuletzt 
durch die aktuell stark diskutierte Debatte um Qualität in der frühen Kinderbetreuung und 
-bildung gewinnt das Thema Inklusion auch für die Kindertagesbetreuung der Jüngsten an 
Relevanz. Daher gibt es keinen besseren Zeitpunkt, das Buch „Herausforderndes Verhal-
ten in Kita und Grundschule. Erkennen, Verstehen, Begegnen“ von Klaus Fröhlich-
Gildhoff, Maike Rönnau-Böse und Claudia Tinius zu lesen.  

Die Autor/innen sind Expert/innen für die seelische Gesundheit und Resilienz von 
Kindern in Kindertageseinrichtungen und Grundschulen und ergänzen mit dem vorlie-
genden Werk bisherige Konzepte und Präventionsprogramme zur Förderung des Wohlbe-
findens und der Resilienz von Kindern indem es darauf abzielt die Kompetenzen pädago-
gischer Fachkräfte in Kita und Schule im Umgang mit Kindern, deren Verhalten als her-
ausfordernd empfunden wird, zu stärken und zu fördern. Das Buch versteht sich als Ar-
beitsbuch für Praktiker/innen in Kindertageseinrichtungen und Grundschulen sowie als 
Basisliteratur für Aus- und Weiterbildung an Fach- und Hochschulen. Es will praxisnahes 
Wissen zur Gestaltung eines effektiven Umgangs mit Kindern mit herausforderndem 
Verhalten vermitteln, wobei im Mittelpunkt das Verstehen der Kinder als pädagogische 
Kernkompetenz steht. Da unterschiedliches Verhalten der Kinder für Pädagogen als her-
ausfordernd und belastend eingestuft werden kann, wird kein spezifisches Störungsbild 
herausgegriffen und beschrieben wie mit diesem umgegangen werden soll, vielmehr setzt 
das Buch an der Verantwortung der pädagogischen Fachkräfte in ihrem eigenen Handeln 
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Kohlhammer. S. 200 ISBN 978-3-17-026173-0 
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und der Gestaltung reflexiver Interaktionsprozesse an. Der Leser soll anhand theoretischer 
Grundlagen und anschaulicher Fallbeispiele für unterschiedliche Altersstufen sowie Re-
flexionsfragen auf konkrete Handlungsprozesse in Kita und Grundschule vorbereitet wer-
den. Es hält sein Versprechen. 

 
Zum Inhalt: Nach einer kurzen Einführung gehen die Autoren im zweiten Kapitel auf 
Entstehensbedingungen von herausforderndem und auffälligem Verhalten ein. Dabei wird 
auf der Grundlage des Bio-Psycho-Sozialen Modells, dem Modell der seelischen Grund-
bedürfnisse sowie dem sozialökologischem Modell anhand entwicklungspsychologischer 
Theorien, wie z.B. der Bindungstheorie oder der Theory of Mind, menschliches Verhalten 
und dessen Ursachen erklärt. Um den Umfang des Buches nicht zu sprengen, werden die 
einzelnen Theorien jeweils nur kurz angerissen, bieten jedoch einen ersten Einblick und 
der Bezug zur pädagogischen Praxis wird u.a. durch ein konkretes Fallbeispiel gut herge-
stellt. Das dritte Kapitel widmet sich den Voraussetzungen und strukturellen Maßnahmen 
in der pädagogischen Praxis für einen professionellen Umgang mit herausforderndem 
Verhalten. Um Kindern mit herausforderndem Verhalten Entwicklungsräume zu eröffnen, 
benötigt es sowohl auf der individuellen Ebene der einzelnen Fachkräfte aber auch auf der 
Ebene der Institution spezielle Voraussetzungen. Hierunter wird ein inkludierendes 
Grundverständnis, die Bedeutung der Selbstreflexion und der systematischen Beobach-
tung, die Zusammenarbeit im Team aber auch die Rolle der Leitung sowie die Organisati-
onsdiagnose und deren Anwendung besprochen. Auch hier bieten Reflexionsfragen die 
Möglichkeit das Gelesene zu vertiefen und auch mit der eigenen Praxis in Verbindung zu 
bringen. In den nachfolgenden Kapiteln vier und fünf wird anhand des Kreislaufs des pro-
fessionellen pädagogischen Handelns erläutert, wie herausforderndem Verhalten professi-
onell begegnet werden kann. Dabei folgen die Ausführungen dem Grundprinzip: 1. be-
obachten, 2. analysieren/verstehen, 3. Handlungsplanung, 4. handeln, 5. überprüfen. An-
schauliche Fallbeispiele für verschiedene Verhaltensweisen und Altersstufen erleichtern 
die Übersetzung des Gelernten in die Praxis. Die beiden letzten Kapitel sechs und sieben 
gehen auf die Bedeutung der Erziehungspartnerschaft mit den Eltern und die Notwendig-
keit Netzwerke zu knüpfen ein. Es wird detailliert beschrieben, wie Elterngespräche vor-
bereitet und geführt werden sollten und Netzwerke aufgebaut werden können. Dabei wer-
den insbesondere auch spezifische Akteure als Ansprechpartner für die Unterstützung mit 
herausforderndem Verhalten benannt. Das Abschlusskapitel betont, dass es keine Richtli-
nien und Standards bei einem systematischen Vorgehen gibt und für jedes Kind eine indi-
viduelle, passgenaue Lösung gefunden werden muss. Dies stellt Fachkräfte vor besondere 
Herausforderungen, bei denen es jedoch in vielerlei Hinsicht lohnenswert ist, sich diesen 
zu stellen. 

 
Fazit: Wer sich zum Thema herausforderndes Verhalten von Kindern in Kindertagesein-
richtungen und Schulen etwas vertiefter und kompakt informieren will, ist mit diesem 
Buch bestens beraten. Es gibt fundierte, übersichtlich gestaltete und klar strukturierte 
prägnante Informationen zum Thema und bietet fundierte Empfehlungen für einen kom-
petenten Umgang mit herausforderndem Verhalten. Es handelt sich um ein durchdachtes, 
gut gegliedertes Nachschlagewerk für Fachleute und ein ansehnliches Lehrbuch für Stu-
dierende, das an den aktuellen Stand der Forschung anknüpft und didaktisch angenehm 
Hintergrundinformationen liefert. Um den Rahmen eines Arbeitsbuchs nicht zu sprengen 
enthält es zahlreiche Verweise auf weiterführende Literatur.  
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